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In der LANDESARBEITSGEMEINSCHAFT SCHULDNER-
UND INSOLVENZBERATUNG BERLIN e.V. sind die gemein -
nützig arbeitenden, staatlich anerkannten Berliner Beratungs -
stellen zusammengeschlossen. Sie sind teils bei den Bezirks -
ämtern, teils bei den Trägern der freien Wohlfahrtspflege oder
bei gemeinnützigen Vereinen eingerichtet. Von den Betrof fe nen
werden keine Gebühren erhoben. 

Wenn Sie eine Beratungsstelle aufsuchen wollen, fragen Sie nach der
Mit gliedschaft in der LAG SIB Berlin e.V. und achten Sie auf das ab-
gebildete Logo sowie die Anerkennung durch das Land Berlin/Lan -
des amt für Gesundheit und Soziales.

Die LAG SIB Berlin e.V. erreichen Sie derzeit unter folgender Adresse:

Genter Straße 53
13353 Berlin

Die Adressen der Beratungsstellen, die in der Landes -
arbeitsgemeinschaft zusammengeschlossen sind, finden
Sie am Schluss des Heftes.

„Ratgeber – Ein Wegweiser zum Thema Schulden“
Zwischenauflage 2010

RATGEBER FÜR BETROFFENE
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Der Druck dieser Broschüre wurde ermöglicht durch eine Förderung
der Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales sowie der 
Liga der Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege Berlin.

LANDESARBEITSGEMEINSCHAFT SCHULDNER-
UND INSOLVENZBERATUNG BERLIN LAG SIB e.V.
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1. DIE SCHULDENFALLE
Ein altes Problem

Das Problem des Schuldenmachens (und
vielleicht nicht Bezahlenkönnens) dürfte
so alt sein wie die Menschheit selbst. 

Wenngleich Schulden sich nicht immer in
Geld ausdrückten. Der flinke Steinzeitjäger
tauschte überflüssiges Fleisch gegen Pfeil -
spitzen. Ware gegen Ware hieß die ursprüng -
liche Devise. Schnell erlangten besonders
seltene Gegenstände einen besonderen
Wert. (Muscheln beispielsweise waren in
Küstennähe nicht so wertvoll wie fernab in
den Bergen.) Bis schließlich die Phöni zier
das Geld erfanden.

Spätestens seit der Bibel wissen wir, dass
Geld und Waren gegen Zinsen „verliehen“
wurden. Wer nicht zahlte, musste sühnen.
Bei den alten Griechen und Römern verlo-
ren Schuldner ihren Kopf, wenn sie nicht
zahlen konnten. Oder aber die Galeere
drohte. Im Mittelalter wurden Schuldner
an den Pranger gestellt. Oder sie mussten
im Schuldturm schmachten, bis die Ver -
wandtschaft sie auslöste. Im 19. Jahrhun -
dert, der Zeit der Industrialisierung, war
es bereits üblich, dass Händler Möbel und
Hausrat auf Kredit mit wöchentlichen Raten
verkauften. Blieb man die Raten schuldig,
schlug die Stunde der Geldein  treiber. Not -
falls wurden die Gegenstände vom Schuld -
ner abgeholt und anderweitig verkauft. 

Das Problem wird immer größer!

Die 60er Jahre sind die Geburtsjahre 
unserer heutigen Kreditgesellschaft. Die
Banken öffneten sich einer breiten Öffent-
lichkeit. Selbst der einfache Arbeiter wurde
als Bankkunde interessant. Gleichzeitig
wurde das Werbeverbot für Kredite aufge-
hoben. Seitdem stieg das Kreditvolumen
stetig an. 1970 wurden „nur“ 20 Milliarden
EUR an Konsumentenkrediten vergeben.
Aber allein in der Zeit von 1989 bis 1999
verdoppelte sich z.B. der Umfang aller
Konsumentenkredite, die von Privat -
personen aufgenommen wurden, auf
216 Milliarden EUR. 

Experten gehen heute davon
aus, dass jeder zweite deutsche
Haushalt verschuldet ist. Das
Problem ist dabei: Die Hälfte
aller Kredite dient nicht mehr
der Anschaffung eines
Gegenstandes, sondern 
der Um schuldung. 
Konkret: Es werden auf
diese Weise andere
Schulden abgelöst.
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Mehr als 2,8 Millionen Haushalte in der
Bundesrepublik gelten als überschuldet.
Überschuldung bedeutet, dass die Ein nah -
men für einen längeren Zeitraum geringer
sind als die Ausgaben. Eine Situation, die
Sie vielleicht aus Ihrem letzten Urlaub ken -
nen: mit Kredit- oder EC-Karte ist es mit-
unter kinderleicht, mehr Geld auszugeben
als auf dem Konto verfügbar ist. Umso
schwerer fällt es dann, von den „Miesen“
wieder herunterzukommen.

Angebote locken, die Schulden
steigen!

Die Verführung zum Geldausgeben lauert
überall: Ein Heer von Marketingexperten
knüpft täglich neue Werbenetze, in denen
Sie sich verfangen sollen.

Unzählige Geschenke auf Kaffeefahrten
verursachen bei Ihnen ein schlechtes Ge -
wissen, wenn Sie die überteuerte Rheuma -
decke nicht kaufen. Bunte Kataloge locken
mit verführerischen Angeboten, gezahlt
wird später. Notfalls bieten Banken „un-
problematische“ Hilfe und Kredite an. 

Doch wer auf Raten kauft, zahlt drauf -
nämlich Zinsen. Aus Hunderten werden

Tausende Euro - die Schuldenspirale be-
ginnt sich zu drehen. Mahngebühren,
Rechtsanwälte, Gerichte lassen Ihre
Schulden weiter ansteigen. Ihre eigene
Existenz ist bedroht, wenn gar noch die
Lohnpfändung droht.
Spätestens jetzt verschlechtert sich viel-
leicht auch Ihr Gesundheitszustand: Mü -
digkeit, Kopfschmerzen, Herzrasen oder
Magengeschwüre verursacht häufig der
Schuldenberg, den Sie vor sich herschie-
ben und der stetig wächst und wächst.

Wer hilft?

Dieser Ratgeber soll Ihnen helfen, anhand
von Fallbeispielen komplizierte Rechts vor -
gänge besser zu verstehen. Denn nur
wenn Sie über alle Vorgänge Bescheid
wissen und richtig reagieren, können Sie
sich aus Ihrer überschuldeten Situation
selbst befreien. Und Sie können sich na -
türlich helfen lassen. Schulden sind keine
Schande! Niemand ist davor gefeit!

In allen Berliner Bezirken arbeiten in den
Beratungsstellen erfahrene und gut aus-
gebildete Schuldnerberater, die einfühl-
sam auf jeden Einzelfall reagieren und
Ihnen mit Rat und Tat zur Seite stehen.

Zwar gibt es mittlerweile in jedem Bezirk
eine Beratungsstelle, doch die Schar der
Schuldner ist zu groß. Häufig ist es
schwie rig, kurzfristig einen Termin zu ver-
einbaren. Deshalb sollten Sie sich recht-
zeitig um einen Termin bemühen und da-
bei Wartezeiten einkalkulieren. Schließlich
fallen auch Schulden nicht von heute auf
morgen vom Himmel.

Gauner und Ganoven

Je kritischer Ihre Situation wird, desto nä her
rücken Ihnen auch Geschäfte macher und
Gauner auf die Pelle. Als allerletzter Stroh -
halm ködern Kredithaie und unseriöse
Schuldenregulierer mit vollmundigen
Versprechen und unbürokratischer Hilfe, die
sie nicht halten. Stattdessen wird Ihnen
mit Nachnahmesendungen auch noch das
letzte Geld aus der Tasche gezogen. 

Hände weg von derartigen
Angeboten. Sie erscheinen

zwar vor allem dann verlockend, wenn
Ter mine bei einer seriösen Beratungs stel le
noch in weiter Ferne liegen. Aber bei Kredit -
vermittlern werden Sie in aller Regel mit
nutzlosen und teuren Verträgen über den
Tisch gezogen.

Achtung !

LANDESARBEITSGEMEINSCHAFT SCHULDNER-
UND INSOLVENZBERATUNG BERLIN LAG SIB e.V.

In jedem Berliner Bezirk steht Ihnen
mindestens eine gemeinnützige und
vom Land Berlin anerkannte
Schuldner- und Insolvenzberatungs -
stelle zur Verfügung, die Sie kostenlos
berät. Achten Sie auf die Erlaubnis
nach dem Rechtsdienstleistungsgesetz
bzw. die staatliche Anerkennung
gemäß Insolvenzordnung!

Lassen Sie sich von den Warte zeiten
nicht abschrecken.
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Gefahr der Obdachlosigkeit

Mietschulden ziehen im Gegensatz zu an-
deren Schulden (z.B. bei Banken) ein schnei -
dende Folgen nach sich. Ihr Vermieter kann
wegen Mietschulden die fristlose Kündi gung
aussprechen und eine Zwangsräumung
beantragen. Verlieren Sie Ihre Wohnung,
sind die Obdachlosigkeit und der soziale
Abstieg vorprogrammiert. Außerdem ist
eine Zwangsräumung mit hohen Kosten
verbunden: Anwalts-, Gerichtsvollzieher-,
Speditions- und Lagerkosten sowie die
Ausgaben für eine Renovierung gehen alle
zu Lasten des Mieters. Achten Sie des-
halb immer darauf, dass Sie Ihre Miete re-
gelmäßig und pünktlich zahlen.

Mietschulden sind Primär - 
verpflichtungen, die Sie

vor rangig leisten sollten! Selbst wenn an-
dere Gläubiger Druck machen und auf
Zahlung drängen, denken Sie zuerst an
Ihre Miete! Ist Ihr Konto samt Disposi -
tions rahmen häufig ausgeschöpft, achten
Sie darauf, ob die Mietüberweisung aus-
geführt wurde. 

Zahlungsverzug

Befinden Sie sich mit Ihren Mietzahlungen
im Rückstand, setzen Sie sich unverzüg-
lich mit dem Vermieter in Verbindung und
schildern ihm Ihre derzeitige finanzielle
Situation. Sie können ihm z.B. anbieten,
monatlich zur laufenden Miete eine 

zusätzliche Rate zu zahlen, um den Miet -
rückstand auszugleichen (siehe Muster -
schreiben im Anhang).

Haben Sie jedoch wegen Ihres geringen
Einkommens grundsätzlich Schwierig kei ten,
die Mietzahlungen aufzubringen, sollten
Sie Ihren Anspruch auf Wohngeld oder an -
dere Sozialleistungen prüfen. Informatio nen
hierzu erhalten Sie beim Bezirksamt, Ab -
teilung Sozialwesen, bei einer sozialen Be -
ratungsstelle oder bei Ihrem Wohnungs amt.

Fristlose Kündigung

Der Vermieter kann Ihre Wohnung fristlos
kündigen, wenn Sie mit zwei aufeinander-
folgenden Mietzahlungen in Verzug geraten
sind und dadurch ein nicht unerheblicher
Mietrückstand entstanden ist. (§ 543 in
Verbindung mit § 569 BGB).“Nicht uner-
heblicher Teil“ bedeutet, dass es nicht mehr
als eine Monatsmiete sein darf, auch wenn
es nur ein EURO ist. Gleiches gilt, wenn Sie
über einen längeren Zeitraum mit Teilbe -
trägen im Rückstand sind, die insgesamt
zwei Monatsraten betragen.

Nach der fristlosen Kündigung fordert Sie
der Vermieter auf, die Wohnung zu räumen.
Verfügen Sie jedoch über keine neue Woh -
nung, sollten Sie nicht ausziehen, sondern
unverzüglich handeln.

Räumungsklage

Sind Sie trotz fristloser Kündigung und
nach Ablauf der Ihnen gesetzten Frist
nicht ausgezogen, kann der Vermieter bei

Gericht eine Räumungsklage einreichen.
Die Klageschrift wird dem Mieter vom
Gericht per Einschreiben oder Postzustel -
lungsurkunde zugestellt. Bei Ihrer Abwe -
sen heit wird das Schriftstück bei der Post
„niedergelegt“. Eine Benach richtigung dazu
finden Sie dann in Ihrem Briefkasten.

Die Klageschrift gilt mit  
dem Zugang bei Ihnen

bzw. mit der Niederlegung als zugestellt,
auch wenn Sie das niedergelegte Schrift -
stück nicht abholen. Das Zustel lungs da -
tum ist maßgebend für die so genannte
Schonfrist!

Weiterführung des Mietver -
hält nisses

Die Schonfrist beträgt zwei Monate, begin -
nend mit dem Tag der Zu stellung (Nieder -
legung) der Klageschrift. Begleichen Sie
innerhalb dieser Frist den gesamten Miet -
rückstand - selbstverständlich zusammen
mit der laufenden Miete - ist die Kün di -
gung automatisch unwirksam und das
Mietverhältnis bleibt weiterhin bestehen.

Das gleiche trifft zu, wenn eine öffentliche
Stelle (z.B. das JobCenter/Sozialamt) inner -
halb der Schonfrist sich zur Zahlung der
Mietrückstände gegenüber dem Vermieter
verpflichtet.

Sollten Sie spätestens zwei Wochen vor
Ablauf der Schonfrist noch keinen Be -
scheid vom JobCenter/Sozialamt erhalten
haben, sollten Sie eine einstweilige An ord -
nung beim Verwal tungs gericht beantragen.
Lassen Sie sich beraten!

Achtung !

Achtung !

Mietschulden

2.  SCHULDENARTEN
2.1  EXISTENZBEDROHENDE SCHULDEN
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Dies gilt nur, wenn es sich
um die erste fristlose Kün -

digung wegen Mietrückständen innerhalb
der letzten zwei Jahre handelt. Wurde Ih nen
innerhalb der vergangenen zwei Jahre schon
einmal wegen Mietrück stän den fristlos ge -
kündigt, ist der Vermieter nicht zur Fort set -
zung des Mietverhältnisses verpflichtet.
Selbst wenn Sie innerhalb der Schonfrist
erneut die Rückstände begleichen, besit-
zen Sie keinen rechtlichen An spruch auf
Fortsetzung des Mietver hält nisses. Sie
können allerdings versuchen, in Verhand -
lungen mit dem Vermieter eine Fortsetzung
des Mietverhältnisses zu erreichen.

Ausgleich der Mietrückstände

Wenn Sie nicht aus eigener Kraft die rück-
ständige Miete bezahlen können, besteht
die Möglichkeit, beim JobCenter/Sozial amt
die Übernahme der Mietrückstände zu be -
antragen. Diesem Antrag kann zugestimmt
werden, wenn ohne Hilfe Woh nungs losig -
keit einzutreten droht (§ 22 Abs. 5 SGB II
bzw. § 34 SGB XII).
Wohnungslosigkeit droht immer dann, wenn
Ihnen fristlos gekündigt wurde bzw. der Ver -
mieter bereits beim Gericht auf Räumung
geklagt hat. Die Gefahr von Wohnungslo -
sig keit ist aber latent ebenfalls bereits ge-
geben, wenn Ihnen innerhalb der letzten
zwei Jahre aufgrund von Mietrückständen
bereits einmal gekündigt, das Mietverhältnis
aber dann doch weitergeführt wurde.

Übernahme durch das Sozial amt

Die Übernahme der Mietrückstände durch
den Träger der Sozialhilfe erfolgt nur, wenn
sichergestellt ist, dass keine neuen Miet -
rückstände entstehen können. Das Job -
Center/Sozialamt fordert deshalb u.a. von
Ihnen eine Bescheinigung des Vermieters,
wonach bei Übernahme der Mietrück -
stände das Mietverhältnis fortgesetzt wird.

Gleichzeitig erwartet das JobCenter/Sozial -
amt, dass Sie künftig selbst in der Lage
sind, die Miete regelmäßig zu zahlen.
Dazu werden in der Regel z.B. Zahlungs -
belege für die nächsten Mieten verlangt. 

Aufgrund der knappen Kassen kann es
pas sieren, dass Anträge unberechtigt
oder vor eilig abgewiesen werden. Fordern
Sie Ihren Rechts anspruch ein und legen
Sie im Zweifel Rechtsmittel ein.

• Beantragen Sie sofort bei Ihrem Job -
center/So zial amt die Übernahme der
Mietrück stände, wenn Sie in Zahlungs -
verzug geraten sind oder Ihnen bereits
fristlos gekündigt wurde mit der
Androhung einer Räumungsklage. 

• Die Übernahme der Mietrückstände
erfolgt in der Regel als Darlehen.

• Droht allerdings noch keine akute
Wohnungslosigkeit, werden Mietrück -
stände vom Jobcenter/Sozialamt nur
in wenigen Ausnahmefällen übernom-
men.

• Hilfe und Unterstützung finden Sie bei
den bezirklichen Beratungsangeboten
„Besondere Soziale Wohnhilfe“ bei den
Sozialämtern.

Die Räumung steht bevor...

Wenn per Gerichtsurteil der Termin zur
Räumung bestimmt wurde, hat die Uhr für
Sie fünf vor zwölf geschlagen. Sie dürfen
jetzt keine Zeit mehr verlieren, sonst sind
Sie demnächst obdachlos. 

Jetzt müssen Sie unbedingt beim
Jobcenter/Sozial amt die Übernahme der

Mietrückstände beantragen. Verweigert
der Vermieter eine Fortsetzung des
Mietverhältnisses, kann das Jocenter/
Sozialamt Ihnen zumindest vorübergehen-
den Ersatzwohnraum - wenngleich mit 
bescheidenem Standard - beschaffen.

Räumungsaufschub

Eventuell können Sie, mit Hilfe des Job -
centers/Sozial amtes, beim Gericht auch
einen Aufschub der Räumungsfrist bean-
tragen. Dieser An trag muss begründet
und spätestens zwei Wochen vor der 
anstehenden Räumung gestellt werden.
Unterstützung bei der An tragsformulie rung
bieten die „Beson dere Soziale Wohnhilfe“,
Mieterbe ratungen oder die Rechtsan trags -
 stelle des zuständigen Gerichts.

Das Gericht stimmt einem Räumungs auf -
schub in der Regel nur zu, wenn eine Nut -
zungsentschädigung für die letzten Monate
gezahlt wird (meist in der Höhe der ur sprüng -
lichen Miethöhe). Eine bevorstehende
Räumung befreit Sie nicht von der Ver pflich -
tung, die rückständigen Mie ten zu zahlen.

Achtung ! ··· TIPPS ···

1+2
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Auch die Energieschulden sind Primär -
verpflichtungen, die Sie regelmäßig und
pünktlich bei den Energierückständen be-
gleichen sollten. Ansonsten kann Ihnen
die Energiezufuhr gesperrt werden. Das
heißt: Sie sitzen dann möglicherweise im

Dunkeln und verfügen auch
über keine Koch- oder

Heizmöglichkeit mehr.

Seit einiger Zeit ist der
Strom auch in Berlin
farbig, mal rot oder

eben yellow. Aber für die
Durchlassgenehmigung –

also die letzten Meter Kabel –
bleibt Vattenfall (früher BEWAG) zuständig.
Neue Strom an bieter verlangen häufig eine
Schul den freih eits bescheinigung.

Zahlungsverzug

Können Sie Ihre Strom-  
und/oder Gasrechnung

nicht bezahlen, setzen Sie sich mit den
Energielieferanten in Verbindung und treffen
eine Rückzahlungsvereinbarung. Schildern
Sie in kurzer Form Ihre persönliche Situation
und benennen Sie konkrete monatliche (!)
Raten und den Beginn der Rückzahlung
(siehe Musterbrief 3 und 4 im Anhang).
Die Höhe der Raten muss in einem ange-
messenen Verhältnis zur Höhe der Schulden
stehen. Prüfen Sie gleichzeitig Ihren An -
spruch auf Sozialleistungen.

Kommen Sie Ihren Zah - 
lungsverpflichtungen trotz

Mahnung nicht nach, kann Ihnen das
Energieunternehmen fristlos kündigen
und Strom und Gas abstellen. Das muss
Ihnen vier Wochen vorher angekündigt
werden. Die Kappung der Energiever sor -
gung ist jedoch nicht möglich, wenn die
daraus resultierenden Folgen unverhält nis 
mäßig hoch sind und Sie gleichzeitig eine
Perspektive bieten, in monatlichen Raten -
zahlungen die Schulden zu begleichen. 

• Häufig fordern die Energielieferanten
auch den Ausgleich von Rückständen
aus alten, früheren Verbrauchsstellen,
selbst wenn diese schon längst per
Vollstreckungsbescheid tituliert 

wurden. Holen Sie hier zumindest 
telefonischen Rat einer Schuldner-
oder Sozialhilfeberatungsstelle ein.

• Auch für Energieschulden kann die
Kostenübernahme durch das
Jobcenter/Sozial amt bei besonderen
finanziellen Härten (z.B. Kleinkinder
und Kinder im schulpflichtigen Alter
oder ältere und behinderte Personen
im Haushalt) beantragt werden.

• Die Übernahme der Energieschulden
ist eine Ermessensfrage und wird in
der Regel als Darlehen erfolgen (§ 22
Abs. 5 SGB II bzw. § 34 SGB XII).

Werden Sie vom Gericht zu einer Geld -
stra fe verurteilt, dürfen und sollten Sie die
Angelegenheit nicht auf sich beruhen lassen,
sondern so früh wie möglich aktiv werden
– auch dann aktiv werden, wenn Sie auf-
grund Ihres geringen Ein kom mens (z.B.
Sozial- oder Arbeits losen hilfe) die Strafe/
Buße nicht zahlen können.

Wie so oft im Leben wird alles etwas teuerer,
wenn man sich mit Anträgen Zeit lässt und
denkt, das Amt oder die Behörde werde es
schon vergessen.

Bei der nicht bezahlten Geldbuße wird die
Behörde nach einiger Zeit versuchen, die
Forderung im Verwaltungszwangs ver fah ren
beizutreiben. Notfalls droht Ihnen Erzwin -
gungshaft. Im Gegensatz zur Geldstrafe
wird durch die Erzwingungshaft die Geld -
buße nicht getilgt.

Geldbuße:
Wenn Sie Geldbuße gar nicht oder die
Summe nicht in einem Betrag aufbringen
können, legen Sie frühzeitig Ihre finanzi-
elle Situation offen und beantragen Sie
eine angemessene Ratenzahlung oder
eine Stundung der Forderung für zunächst
ein halbes Jahr oder Jahr. 
Wenn Sie in absehbarer Zeit überhaupt
nicht zahlen können, kann die Voll -
strec kungsbehörde anordnen, dass die
Voll strec kung ausgesetzt wird. 
Es kommt auf Ihre Begründung und auf
die Art und Höhe der Buße und die Häu -
figkeit der Bußgelder an.
Geldstrafe:
Etwas größer noch wird der Druck, wenn
Sie zu einer Geldstrafe verurteilt worden

sind, auch wenn Sie nicht zahlen können. 
Wenn Sie gar nicht reagieren, erhalten
Sie eine Ladung zum Strafantritt und sit-
zen die Strafe mit den entsprechenden
Tagen (Tagessätze) im Gefängnis ab. Das
ist erstens nicht angenehm und verur-
sacht zweitens Folgeschäden (z.B. Ver -
lust des Arbeitsplatzes).
Legen Sie (vor der Ladung) Ihre wirt-
schaftlichen Verhältnisse offen und be-
antragen Sie bei der Vollstreckungs be -
hörde eine angemessene Ratenzahlung. 
Bei Zahlungsunfähigkeit über einen län-
geren Zeitraum können Sie auf Antrag
die Strafe auch „abarbeiten“. Dafür
müssen Sie unentgeltliche gemeinnützige
Arbeit bei einer gemeinnützigen Ein rich -
tung (z.B. Altersheim, Tierklinik) ableisten.
Die Staatsanwaltschaft muss diesem
Antrag zustimmen und diese Einrichtung
muss von der Staatsanwaltschaft aner-
kannt sein. 
Ein Tag „freie Arbeit“ von sechs Arbeits -
stunden entspricht in der Regel einem
Tagessatz der Geldstrafe. 

Sie können weder die 
Geldstrafe zahlen noch

die Strafe durch gemeinnützige Arbeit ab-
arbeiten, z.B. weil Sie arbeitsunfähig
sind???
Die Strafprozessordnung sieht für beson-
dere Härtefälle auch besondere gesetzliche
Regelungen vor. Unter Umständen ist es
möglich, ein „Gnadengesuch“ zu stellen,
wenn man z.B. ohnehin durch die ganze
Sache „geschädigt“ ist und schon eine
Strafe auf Umwegen erhalten hat. Die
Begründung muss auch enthalten, dass
man aus der ganzen Sache gelernt hat, 
eine Wiederholung ausgeschlossen ist
und vielleicht andere darunter zu leiden
haben (z.B. Heimunterbringung der Kinder
während der zu erwartenden Haft, Verlust
des Arbeits platzes). 
Das Gericht oder die Staatsanwaltschaft 
wird den Sachverhalt genau prüfen und
kann Gnade vor Recht ergehen 
lassen.

Lassen Sie sich bera-
ten und handeln Sie
rechtzeitig.
Nehmen Sie die
Sache nicht auf die
leichte Schulter.

Achtung !

··· TIPPS ···

Geldstrafen

··· TIPPS ···

Achtung !

Achtung !

Energieschulden

3+4

5+6



10

Ratgeber für Betroffene zum Thema Schulden der LAG SIB Berlin e.V.

2.2  KREDITFORMEN

Generell gilt: Eine Kreditaufnahme sollten
Sie sich reiflich überlegen. Ist dieser Schritt
tatsächlich nötig und können Sie die damit
verbundenen Risiken tragen? Gibt es eine
andere Möglichkeit, Ihren Wunsch zu er-
füllen? Sie sollten in jedem Fall vor Kredit -
aufnahme einen Haushaltsplan aufstellen
und dabei auch eine gewisse „Sicherheit“
einplanen. Bedenken Sie dabei mögliche
Veränderungen und Schwankungen in der
Einkommenssituation – eine Kreditauf nah me
verpflichtet Sie langfristig (sobald das
Widerrufsrecht erloschen ist). Sollten Sie
zu einem späteren Zeitpunkt die einge-
gangenen Raten nicht bezahlen können,
so entbindet Sie das nicht von Ihrer Ver -
pflichtung, den Kredit zurückzuzahlen. 
Selbst bei unverschuldeter Zahlungs un fä -
higkeit besteht kein Rechtsanspruch auf
Stundung der Raten. 
Haben Sie voreilig ei-
nen Kredit vertrag ge-
schlossen und über-
legen es sich
anders, so ha-
ben Sie zwei
Wochen Zeit,
um den
Kreditvertrag zu
widerrufen 
(§§ 355, 495
Bürgerliches Gesetzbuch; haben
Sie das Darlehen bereits emp-
fangen, so müssen Sie es
innerhalb von zwei
Wochen entweder nach
Erklärung des Widerrufs
oder nach Auszahlung des
Dar lehens zurückzahlen). 

Wenn Sie sich entschieden haben, einen
Kredit aufzunehmen, bleibt noch die Frage:
Welche Darlehensart ist die beste? 

Die wichtigsten Kreditformen sind im
Folgenden mit ihren Vor- und Nachteilen
beschrieben. Für alle Kreditformen gilt:
Geld hat, wie andere Waren auch, seinen
Preis! Dieser Preis muss in Form des „ef-
fektiven Jahreszinses“ ausgewiesen sein.
Je niedriger – bei gleicher Laufzeit - der
effektive Jahreszins ist, desto billiger ist
für Sie das Darlehen. Im Effektivzins sind
alle mit dem Kredit anfallenden Kosten 

enthalten. Bei Krediten ohne feste Lauf -
zeit und veränderbarem Zinssatz (z.B. 
einem Variokredit) muss der „anfängliche
effektive Jahreszins“ benannt sein.

Vergleichen Sie die Kosten der Kredite
bei unterschiedlichen Banken! 
(Ein Vergleich ist nur dann möglich, 
wenn Laufzeit und Kreditsumme über-
einstimmen.)

· · ·  T IPP · · ·



Neben dem Dispokredit ist der Ratenkredit
die häufigste Darlehensform. Wesentliche
Merkmale sind eine feste Laufzeit und eine
gleich bleibende monatliche Tilgungsrate.
Am Ende der Laufzeit ist der Kredit vollstän -
dig getilgt. 

Die Bank berechnet monatliche oder jährli-
che Zinsen sowie eine einmalige Bear bei -
tungs gebühr von mindes tens zwei bis vier
Prozent und eine sogenannte Rest schuld -
versicherung. Diese Versicherung springt
im Todesfall ein. Zuweilen wird auch eine
Restschuldversicherung für den Fall ange-
boten, dass der Kreditnehmer wegen
Krankheit dauerhaft arbeitsunfähig wird.
Die Versicherung tritt aber nicht ein bei
Zahlungsunfähigkeit wegen anderen Ein -
kommensverlusten. 

Die Restschuldver siche-   
rung verteuert den Kredit.

Einige Banken bieten inzwischen auch eine
Versicherung gegen Arbeitslosigkeit an. 

Prüfen Sie aber unbedingt die Versiche -
rungs bedingungen! Versicherungsschutz
besteht nur unter sehr engen Vorausset -
zungen. 

Vorteil: relativ niedrige Zinsen, deren
Höhe während der Laufzeit
nicht verändert werden kann.
Verpflichtung ist gut zu kalku-
lieren.

Nachteil: einmalige Kosten (Bear bei -
tungs  gebühr, Restschuld ver si -
che rung)

Der „Dispo“ ist eine dauerhaft genehmigte
Kontoüberziehung. Sie erhalten von Ihrer
Bank die Möglichkeit, Ihr Girokonto ohne
weitere Rückfrage bis zu einem bestimmten
Betrag (Dispo-Rahmen) zu überziehen. In
der Regel vierteljährlich werden die ange-
fallenen Zinsen und Gebühren dem Konto
belastet. 
Häufig räumen Kreditinstitute automatisch
einen Dispokredit in Höhe des zwei- bis
vierfachen monatlichen Nettoeinkommens
ein. Der Zinssatz, der auf den jeweils tat -
sächlich auf dem Konto vorhandenen Minus -
betrag entfällt, ist beim Dispositions kredit
immer höher, als bei anderen Kre dit varian ten.
Ein Beispiel: Bei einem Zinssatz von 13 %
kostet eine einjährige Kontoüberziehung
um 2.500 EUR rund 325 EUR.

Vorteil: Außer den Zinsen keine weite-
ren Kosten. Kredit kann jeder-
zeit getilgt werden. Kleinkredit
möglich.

Nachteil: hoher Zinssatz und Risiko der
dauerhaften Nutzung, da keine
Tilgungsverpflichtung besteht.
Die Übersicht über die Kosten
des Dispo-Kredits geht sehr
leicht verloren. Ein hoher
Dispo kann zu unnötig hohen
Ausgaben und damit zu dauer-
hafter Verschuldung verleiten.

• Nehmen Sie den Dispo-Kreditrahmen
nur kurze Zeit in Anspruch.

• Lassen Sie von Ihrer Bank den Dispo-
Kreditrahmen möglichst auf das Ein -
fache des monatlichen Nettoein kom -
mens beschränken.

Überziehen Sie Ihr Konto, 
ohne dass Ihnen ein Dis -

po kredit eingeräumt wurde bzw. über die
Dispo-Linie hinaus, sind in der Regel deut-
lich höhere Zinsen fällig. Das „Minus", das
die Bank nur vorübergehend duldet, müs-
sen Sie als Kunde also teuer bezahlen.

Vorsicht vor neuen Kreditformen!

Beim Rahmenkredit (auch als Gleitzins kre -
dit, Idealkredit, Scheckkredit oder Vario-
Dispositionskredit bezeichnet) handelt es
sich um eine Mischform aus Raten- und
Dispositionskredit ohne feste Laufzeit. Sie
erhalten einen Kreditrahmen, den Sie im-
mer wieder ausschöpfen können, selbst
wenn das eigentliche Darlehen bereits
teilweise getilgt wurde. Es wird eine Min -
destrate vereinbart, mit der in der Regel
nur die anfallenden Zinsen beglichen wer-
den. Der Zinssatz ist veränderbar und wird
vom jeweils offenen Betrag berechnet; 
Zinsen und Restschuld werden zusammen -
gefasst. Dadurch ergibt sich ein Zinses -
zins effekt. Häufig werden zusätzlich eine
Bearbeitungsgebühr und monatliche Bei -
träge zu der Restschuldversicherung be-
rechnet, die ebenfalls mit verzinst werden.

Vorsicht! Diese Kreditform macht Schul -
den machen noch leichter - sie birgt die
Gefahr in sich, dass Sie immer wieder dar-
auf zurückgreifen und von Ihren Schulden
nie herunterkommen. Eine weitere Gefahr:
Sie verlieren leichter die Übersicht.

Vorteil:    hohe Flexibilität

Nachteil: variabler, oft sehr hoher Zins -
satz, keine festen Laufzeiten,
Gefahr der dauerhaften Über-
schuldung

Ratenkredit

Achtung !

Rahmen-, Vario-   
oder Wunschkredit

Achtung !

··· TIPPS ···

Dispositionskredit
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Hierzu zählen auch alle Einkaufskarten der
Kaufhäuser und anderer Händler. Kredit -
karten dienen in erster Linie dem bar geld -
losen Einkauf. Allerdings sinkt hierbei
auch die Hemmschwelle zum Kauf. Unter -
suchungen haben gezeigt, dass mit Kredit -
karte mehr und teurer eingekauft wird als
beim Barkauf.

Besonders unvorteilhaft sind Kreditkarten,
bei denen die Tilgung nicht in einer Rate
erfolgt, sondern sich über Monate hinweg
erstreckt. Der Zinssatz ist vergleichsweise
hoch.

Vorteil:    hohe Flexibilität

Nachteil: fehlende Übersicht über die
Ausgaben, Gefahr unüberleg-
ter Käufe und dadurch Über-
schuldung, variabler Zinssatz,
keine festen Laufzeiten, insge-
samt hohes Risiko einer dauer-
haften Überschuldung

Wenn Sie den Kredit rah - 
men überziehen, können

u.U. strafrechtliche Konsequenzen drohen!

• Bei Verlust der Kreditkarte oder auch
der EC-Karte diese unbedingt sofort
sperren lassen!

• Bewahren Sie Karte und PIN-Nummer
unbedingt getrennt voneinander auf!

• Prüfen Sie die monatlichen Abrech -
nungen Ihrer Kreditkarte!

• Widersprechen Sie bei falschen Abbu -
chungen sofort!

Viele Geschäfte und Händler bieten eine
Finanzierung an, z.B. beim Kauf eines Fern -
sehgeräts. In der Regel ist eine Anzahlung
zu leisten, der verbleibende Restbetrag
wird über einen gleichzeitig mit dem Kauf -
vertrag abzuschließenden Kreditvertrag 
finanziert. Hierbei handelt es sich um 
einen Ratenkredit (siehe oben).

Verlockend, insbesondere  
bei Autohändlern, erscheint

der häufig günstige Zinssatz. Beachten
Sie jedoch, dass bei Barzahlung oftmals
spürbare Rabatte von 5 % und mehr ge-
währt werden. Beim finanzierten Kauf wird
hingegen der Preis ohne Rabatt als Grund   -
lage herangezogen. So kann sich ein billi-
ges Kreditangebot schnell relativieren.
Möglicherweise ist es billiger, mit dem
Händler einen günstigen Barzahlungspreis
zu vereinbaren, und den Fehlbetrag über
eine ganz normale Bank zu finanzieren.
Lassen Sie das im Zweifelsfall von der
Kreditberatung einer Verbraucherzentrale
genau ausrechnen.

Kreditvermittler sollten Sie aufgrund der
oft unseriösen Arbeitsweise und der hohen
Kosten unbedingt meiden. Lesen Sie dazu
auch das Kapitel IV, Abschnitt 2 dieser
Broschüre (Seite 32). 

Lassen Sie sich auf keinen Fall von reiße -
rischer Werbung blenden – wenn Sie bei
der Bank keinen Kredit bekommen, wird
Ihnen auch ein Kreditvermittler in den aller -
meisten Fällen keinen Kredit beschaffen
können – häufig soll nur eine möglicher-
weise sogar unzulässige Vermittlungs ge -
bühr kassiert werden. 

Leasing bedeutet Mietkauf. In aller Regel
ist diese Vertragsform für Verbraucher
nicht sinnvoll, weil erst steuerliche As pek te
das Leasing interessant machen, z.B. für
Selbstständige. Bei vielen Leasingver trä gen
entstehen hohe zusätzliche Kosten, z.B.
für Wartung. 

Wenn Sie eine Kaufoption nicht vereinbart
haben oder erfüllen können, haben Sie
keine Möglichkeit, das betreffende Gerät
auch tatsächlich zu erwerben - Sie zahlen
und zahlen.... Die Raten für ein bis zwei
Jahre hätten oft ausgereicht, ein Neugerät
zu kaufen. Achten Sie deshalb auf das
Kleingedruckte.

Vorteile:  keine (allenfalls unter be-
stimmten Umständen für
Selbstständige)

Nachteile: dauerhaft hohe monatliche
Belastung, in der Regel kein
Eigentumserwerb; z.T. unnötige
Zusatzkosten, z.B. für War tung.

Kreditkarten

Achtung !

··· TIPPS ···

LeasingVermittelte Kredite

Achtung !

Kaufkredit
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Vorsicht bei Bürgschaften und Gesamt -
schuldverhältnissen!

Überlegen Sie es sich gut, bevor Sie für
einen anderen eine Kreditverpflichtung
eingehen. Wer für einen anderen eine
Bürgschaft eingeht oder den Kreditvertrag
mit unterschreibt (Gesamtschuld), haftet
gegenüber der Bank für die volle Rück zah -
lung des Kredits, auch wenn intern mit
dem eigentlichen Kreditnehmer etwas an-
deres vereinbart war. 

Dasselbe gilt für Ehe gat- 
ten – der Ehegatte haftet

dann (und nur dann), wenn er mit unter-
schrieben hat.

Beachten Sie zum Thema Bürgschaften auch
die ausführlichen Hinweise auf Seite 17!

Diese Kreditform kommt häufig im Rah men
einer Baufinanzierung zum Einsatz. Hier
muss neben dem Kreditvertrag eine Le -
bensversicherung abgeschlossen werden
(Laufzeit i.d.R. mindestens 12 Jahre). Sie
zahlen die monatlichen Zinsen und zusätz-
lich die Beiträge für die Lebensversiche -
rung. Am Ende der Laufzeit erfolgt die
Tilgung über die Lebensversicherung. Der
Zinssatz ist meist variabel, der Kunde
trägt das Änderungsrisiko. Ein Vergleich
mit anderen Krediten ist so nicht mehr
möglich.

Vorteil:  Allenfalls im Rahmen einer Bau -
finanzierung sinnvoll. Hier ist
aber unbedingt kompetenter Rat
(z.B. durch die Kre dit be ratung
einer Verbraucher zen trale) er-
forderlich. 

Nachteil: hohe Kosten. 

Bei Kapitallebens ver si che-
rungen ist die endgültige

Auszahlungssumme unsicher. Dies kann
zu einer Finanzierungslücke führen. Gene -
rell gilt bei Baufinanzierungen: Informieren
Sie sich im Vorhinein sehr gründlich! Sehr
große Vorsicht ist bei Steuersparmodellen
geboten.

Den Abschluss eines Variokredits sollten
Sie vermeiden. Es ist nur für die Bank von
Vorteil. Sinnvoller ist in den meisten Fällen
ein Raten- oder ein Dispositionskredit. 

Der Dispositionskredit eignet sich auf-
grund des hohen Zinssatzes jedoch nur für
kurzfristige Finanzierungen von maximal ein
bis zwei Jahren. 

Demgegenüber ist der Ab schluss eines
Ratenkredits sinnvoll, wenn eine längere
Tilgungszeit gewünscht ist. Trotz der einma-
ligen Bearbeitungsgebühr „rechnet“ sich
ein derartiges Darlehen über längere Zeit
aufgrund der niedrigeren Zinsen. 

In diesem Zusammenhang sollten Sie auch
die Möglichkeit einer Umschul dung Ihres
Dispositionskredits in einen Raten kredit
überprüfen, wenn Sie bereits seit mehre-
ren Jahren mit mehreren tausend Euro im
„Minus“ sind. Gleichzeitig sollten Sie sich
dann mit einem niedrigeren Dispo-Rahmen
begnügen, um nicht erneut hoffnungslos
ins Konto-Minus zu geraten oder versu-
chen, ganz ohne Dispo auszukommen. 

Nicht in jedem Fall ist eine
Umschuldung sinnvoll.

Lassen Sie sich von einer Schuldner be ra -
tungsstelle oder Verbraucherzentrale be-
raten. 

Große Vorsicht ist bei Kreditkarten oder
auch Kundenkarten geboten. Die Hemm -
schwelle für einen nicht geplanten und
unnötigen Kauf sinkt damit erheblich. 

Überprüfen Sie kritisch Ihre finanzielle
Situation und Ihre Kaufgewohnheiten ins-
besondere dann, wenn Sie mit Kredit- oder
Kundenkarten auch Güter des täglichen
Bedarfs (z.B. Nahrungsmittel) einkaufen. 

Greifen Sie auf keinen Fall bei einer be-
absichtigten Kreditaufnahme auf Kredit -
ver mittler zurück (siehe hierzu das ent-
sprechende Kapitel IV, Abschnitt 2, S. 32).

Bürgschaften

Achtung !

Kapital-Lebensver- 
sicherungskredite

Achtung !

Zusammenfassung

Achtung !
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Der Einzel- und vor allem der Versand han del
locken potentielle Kunden zunehmend mit
der Möglichkeit des so genannten Raten -
kaufs. Hierbei müssen Sie eine gewün schte
Ware nicht sofort bezahlen, sondern kön-
nen die Kaufsumme in meist monatlichen
Teilbeträgen/Raten begleichen.

Verlockung mit Tücken

Im Einzelhandel besteht die Möglichkeit
des Ratenkaufs meist nur bei größeren
Anschaffungen (Auto, Urlaubsreise, Haus -
haltsgeräte). Der Versandhandel dagegen
offeriert Ihnen dieses Angebot auch für
sehr geringe Ausgaben. Ein lohnendes
Ge schäft, können die Versandhäuser doch
auf diese Weise ihren Kundenstamm be-
trächtlich erweitern. Das Nachsehen haben
hingegen jene Verbraucher, die über die
zahlreichen Tücken dieser Zahlungsform
stolpern. Zudem werden Kunden mit
schmalem Geldbeutel zum Kauf von Waren
verleitet, die sie sich eigentlich nicht leisten
können. 

Der Kauf einer Ware in Teilbeträgen stellt
eine besondere Form des Kredites dar.
Das ist vielen Konsumenten nicht bewusst.
Das Versandhaus oder der Einzelhändler
gewährt Ihnen ein Darlehen und verlangt
dafür Zinsen. Die Ratenhöhe können Sie in
der Regel individuell festlegen. Während
Ihnen allerdings ein Bankkredit nur nach
Prüfung Ihrer Kreditwürdigkeit (Schufa-
Auskunft) gewährt wird, genügt beim
Bestellen per Katalog die Unterschrift am
heimischen Schreibtisch. Ein gefährlicher
Komfort: Das Risiko, sich zu hoch zu ver-
schulden, steigt rapide.

Teure Schnäppchen

Der vermeintlich bequeme Kauf in kleinen
Raten kann sich zudem schnell als teure
Angelegenheit erweisen. Denn die zu zah-
lende Gesamtsumme für ein erworbenes
Produkt erhöht sich gegenüber dem Bar -
kauf z.T. beträchtlich. Und die Brutto kre dit -
summe, also den Kaufpreis zuzüglich Kre -
ditzinsen und Bearbeitungsgebühr, müssen
Sie mitunter selbst ermitteln. Viele Händ ler

kaschieren nämlich den hohen Gesamt -
preis, indem sie nur die Monatsbeträge
nennen. Die Ware bleibt dabei solange
Eigentum des Händlers/Versandhauses,
bis die gesamte Kaufsumme beglichen ist.
Sie müssen allerdings in jedem Fall den
gesamten Kaufpreis bezahlen - selbst wenn
die Lebenszeit der Ware kürzer als der ver -
einbarte Zahlungszeitraum oder ein Auto
nach einem Unfall wertlos geworden ist.

Der Überblick geht verloren

Die Möglichkeit, ohne Stress vom häusli-
chen Sofa aus Tag und Nacht schriftlich,
telefonisch oder neuerdings auch über das
Internet Waren auszuwählen und zu be-
stellen, ist zweifellos sehr bequem. Der
Ratenkauf bietet Ihnen die sofortige Ver -
fügbarkeit der gewünschten Waren. Und
zwar auch dann, wenn Ihr Portemonnaie
eigentlich leer ist. Die trügerische Verlo -
ckung wird noch größer, wenn Ihnen Nach -
barn oder Kollegen eine Sammel be stellung
anbieten. Hier entsteht oftmals ein gewisser
Kaufdruck. Niemand möchte nachstehen
oder offenbaren, dass diese Ausgabe für
ihn momentan finanziell nicht tragbar ist.
Zumal die angebotenen Kleinst raten zu
verkraften scheinen. Viele Konsumenten
überschauen aber nicht den sehr langen
Zeitraum der Ratenzahlung. Summieren
sich mehrere kleine „bequeme“ Raten,
steigt die Gefahr, den Überblick zu verlieren.
Besonders problematisch wird die finan -
zielle Situation, wenn unvorhergesehene

Ereignisse (Krankheit, Arbeitslosigkeit
u.ä.) Ihr Einkommen verringern und Sie
die vereinbarten Raten nicht mehr auf-
bringen können.

In den meisten Fällen überwiegen die
Nachteile eines Ratenkaufs. Beachten
Sie deshalb:
• Bei Mehrfachbestellungen nicht den

Überblick bzgl. der
Ratenverpflichtungen verlieren!

• Ein Haushaltsplan hilft Ihnen, künftige
monatliche Belastungen abzuschätzen!

• Wenn bei Sammelbestellungen Mitbe -
steller nicht zahlen können: Teilen Sie
Namen und Adressen der säumigen
Kunden dem Versandhaus mit! Dieses
muss sich dann mit seiner Forderung
an den eigentlichen Kunden wenden.
Ansonsten besteht die Gefahr, dass
Sie selbst für säumige Mitbesteller
haften!

• Bei Rücksendung bestellter Produkte
bewahren Sie die Belege auf und über -
prüfen Sie die Rechnung, ob die zurück-
gesandte Ware auch tatsächlich nicht
in Rechnung gestellt wurde.

··· TIPPS ···

2.3 DER RATENKAUF 
im Einzel- und Versandhandel

Ich 
brauche bis morgen

früh die neue 
Jeans.
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Im Bereich Telefon und Handy/Mobilfunk
ändern sich die Angebote und das, worauf
Sie achten müssen, laufend. Vor allem
sind Sie als Telefon- und insbesondere
Handynutzer vor unseriösen Tricks und
Geldmachereien nicht sicher. Schon seit
längerem fordern beispielsweise SMS mit
Gewinnversprechen zum Rückruf auf eine
01805 – Nummer oder eine 0137-Nummer
auf. Auch bei Anrufen von unbekannten
Nummern sollten Sie vorsichtig sein.
Teilweise erhalten Handy-Besitzer einen
Anruf von einer 0137-Nummer. Nach nur
einem Klingeln legt der Anrufer auf. Wer
jetzt neugierig wird und die Nummer im
Display zurückruft, zahlt eine Gebühr,
auch wenn er nur ein Knacken in der
Leitung hört. Dabei ist die Nummer teil-
weise durch eine Vorwahl „getarnt". 
Seien Sie generell vorsichtig, wenn man
Sie auffordert, eine Nummer im Ausland
anzurufen!

So richtig teuer können schließlich
Gewinnspiele werden, wie sie manche
Fernsehsender anbieten – ebenso wie
Sendungen, bei denen Sie über Telefon
abstimmen. Auch bei anderen gebühren-
pflichtigen Nummern gilt: Seien Sie vor-
sichtig – die Kosten summieren sich!
Auch wenn nicht Sie selbst, sondern eine
andere Person über Ihren Anschluss tele-
foniert, müssen Sie die Kosten tragen.
Doch auch das ganz normale Telefonieren
kann schnell zur Kostenfalle werden.
Folgende Hinweise können Ihnen helfen:

• Verlangen Sie Einzelverbindungs nach -
weise.

• Kontrollieren Sie Ihre Telefonrechnung
unmittelbar nach Erhalt. 

• Sie können bei der Telefongesellschaft
Ihr monatliches Gebührenaufkommen
auf einen bestimmten Betrag begren-
zen (die Anbieter sind gesetzlich dazu
verpflichtet, auf Ihren Antrag hin das
monatliche Gebührenaufkommen zu
begrenzen). Dann sind böse Über -
raschungen ausgeschlossen!

Der Gesetzgeber hat mittlerweile eine ge-
setzliche Regelung geschaffen, die den
Schutz der Telefonnutzer verbessern soll.
Trotzdem gilt es weiterhin, vor Kosten fal len
und „Abzockerei“ auf der Hut zu sein!

• Prüfen Sie Angebote über Faxabruf ge-
nau. Faxabruf kann eine teure Kosten -
falle werden.

Welcher Handyvertrag ist zu
empfehlen? 

Folgende Hinweise sollten Sie beachten:
Wer sehr wenig selbst anruft und vor allem
erreichbar sein will, für den wird sich oft ein
Prepaid-Handy, bei dem das Gesprächs gut -
haben jeweils neu „aufgeladen“ werden
muss, am besten eignen. Großer Vorteil:
Sie haben immer Kontrolle über die Kosten.
Außerdem sind Sie nicht an feste Vertrags -
laufzeiten und Kündigungsfristen gebunden.
Allerdings darf auch nicht unerwähnt blei-
ben, dass bei einem Festvertrag die Gebühr
je Gesprächsminute günstiger ist, als bei
einem Prepaid-Handy. 

Kauf und Zahlungen im Inter net,
Internet-Auktionen, Online -
banking

Von der Lieblings-CD bis zur Reise, das
Internet macht das Kaufen oder Abrufen
von Dienstleistungen bequem von zu Hau se
aus möglich. Aber Achtung: Informationen
und Angebote zu Finanzdienstleistungen
im Internet sind noch mit großer Vorsicht
zu genießen. Oftmals ist Werbung und
Angebot nicht zu unterscheiden, Angaben
sind in einigen Fällen lückenhaft, unpräzise.
Preisvergleiche sind oft auf Grund unter-
schiedlicher Datenbasis irreführend. 
Um später auf Abrechnungen keine un-
liebsamen Überraschungen zu erleben,
sollten von Online - Kunden deshalb einige
Hinweise beachtet werden:

• Möglichst bekannte, vertrauenswürdige
Anbieter bevorzugen. 

• Über den Anbieter und den Aufwand,
den er für „sichere Leitungen“ betreibt,

··· TIPPS ···
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Jetzt 
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Tag der Woche einen
anderen 
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sollten Auskünfte vor der Bestellungs -
aufgabe eingeholt werden. Erste Hin -
weise dazu erhält man zumeist auf der
Homepage des Anbieters, z.B. in einer
„Datenschutzerklärung“ bzw. im Im -
pressum. 

• Für Internet-Auktionen gilt: Setzen Sie
sich ein Preislimit, bevor Sie anfangen,
zu bieten und steigen Sie aus der
Auktion aus, wenn das Limit erreicht
ist! Vermeiden Sie Käufe, wenn Sie keine
Informationen über den Verkäufer ha-
ben. Nutzen Sie soweit möglich einen
Treuhandservice oder zahlen Sie per
Nachnahme! 

• Geben Sie Ihre Kreditkartennummer
nur dann an, wenn Sie sich zuvor ver-
sichert haben, dass Sie dem Anbieter
vertrauen können und auch nur dann,
wenn dies unbedingt erforderlich ist.
Es sollten nur so viele Angaben wie
nötig gemacht werden. So ist es siche-
rer, statt der Eingabe von Kredit kar ten-
nummern diese sensiblen Daten per
Telefon oder Fax durchzugeben bzw.
per Rechnung oder Nachnahme zu be-
zahlen. 

Das Online-Banking wird von den meisten
E-Commerce-Experten als noch am besten
abgesichert eingestuft. Aber auch hier
wachsen die Gefahren und verursachen
inzwischen jedes Jahr Schäden in Mill ion -
en höhe – beachten Sie daher folgende
Hinweise: Banking möglichst nicht über
unbekannte Computer (z.B. im Internet-
Café) abwickeln! Zugangsdaten/Kenn wör -
ter regelmäßig ändern und komplizierte
Zahlen-/Buchstabenkombina tionen ver-
wenden! Auf keinen Fall Links folgen, die
Sie von Ihnen nicht bekannten Absendern
per mail erhalten (und die auf Seiten
führen, auf denen Sie z.B. aufgefordert
werden, Ihre Kontoinformationen online
zu aktualisieren)! Speichern Sie Ihre PINs
und TANs nicht elektronisch und bewah-
ren Sie die Listen sicher auf! Prüfen Sie
regelmäßig Ihr Konto auf unberechtigte
Verfügungen! Halten Sie immer Ihr Anti-
Viren-Programm und Ihre persönliche
Fire wall aktuell und führen Sie die Sicher -
heits-Updates für das Betriebssystem
durch!

Im Internet gibt es drei   
große „Gefahrenbereiche“:

• Hacker können Daten ausspähen, um z.B.
so Kreditkartennummern missbrauchen.

• Viren können in die eigenen Daten be -
stände eindringen, z.B. kann das Ant -
wortschreiben auf eine Bestellung „ver-
seucht“ sein.

• Daten können von Hackern manipuliert
werden. Seien Sie deshalb vorsichtig
beim Abspeichern Ihrer persönlichen
Daten!

Aber auch hier sollten Sie sich über mögli-
che Risiken im Klaren sein. Dabei werden
ständig neue Tricks und Fallen entwickelt.
Doch keine Angst – Sie können sich schüt -
zen, wenn Sie sich informieren und regel -
mäßig auf den neuesten Stand bringen.
Dazu möchten wir an dieser Stelle auf wei -
tere – seriöse – Internet-Seiten verweisen,
die ihnen helfen können, im Zweifelsfall ihre
Fragen zu beantworten: Informationen
und Hinweise finden Sie unter
http://www. verbraucher-sicher-online.de
sowie bei den Verbraucherzen tralen 
(Bun desverband): www.vzbv.de und
www.warentest.de Viele Infos und Hilfe -
stellungen finden Sie auch auf der Seite
des Bundesamtes für Sicherheit in der
Informationstechnik http://www.bsi-fuer-
buerger.de.

Kinder im Internet:

Jugendgefährdende Schriften sind zwar
reichlich im Internet vorhanden, dennoch
ist es in gewissem Umfang möglich, Kinder
vor ihnen zu schützen. Das Filtern von
Adressen ist beispielsweise bis zum Grund -
schulalter noch eine relativ sichere Sache.
Eltern, denen Kontrolle vor Vertrauen geht,
können ferner Passwortprogramme erwer-
ben. Damit können auch die Internetbe -
suche protokolliert werden. Wer zusätzlich
schlechte Erfahrungen gemacht hat, kann
auch Programme mit zeitlichen Begren -
zungen des Netzaufenthaltes einsetzen.
Weitere Informationen erhalten Sie bei
www.jugendschutz.net und bei den
Verbraucherzentralen.

Dialerprogramme

Unter Dialern versteht man Anwahlpro gram -
me im Internet, die den Computer eine
Verbindung zu teuren 0190- sowie 0900-
Rufnummern aufbauen lassen. Früher waren
es oft Erotikdienste, die sich für ihre Ab -
rechnung Dialern bedienten, heute setzen
auch andere Anbieter diese Programme

ein und versprechen z.B. besonders
schnellen Zugang. Die Programme trennen
den aktuellen Zugang zum Netz und bauen
eine Verbindung über einen teuren 0190
Service auf, ohne dass dies der Nutzer
bemerken muss. Die Abrechnung erfolgt
später über die Telefonrechnung. Um sich
vor ungewollten Dialern zu schützen soll-
ten folgende Hinweise beachtet werden:

• 0190- sowie 0900-Nummern kann man
über die Telefongesellschaft sperren
lassen. Dabei ist aber in Erwägung zu
ziehen, dass z.T. auch seriöse Internet -
provider sich für ihre Einwahl ins Inter net
0192 bzw. 0193 Nummern bedienen. 

• Viele Telefonanlagen, insbesondere
ISDN-Anlagen können so eingestellt
werden, dass Verbindungen zu 0190
sowie 0900-Nummern nicht mehr mög-
lich sind. Moderne, allerdings auch
teurere DSL-Zugänge bieten noch bes-
seren Schutz.

• Unbekannte Dateien oder Emails unbe-
kannter Absender sollten nicht abge-
holt/nicht geöffnet werden, auch der
Papierkorb sollte anschließend gelöscht
werden. Kostenfrei zum Download an-
gebotene Dateien zum Download nicht
bestätigen (ggf. mehrfach ablehnen),
begonnene Ladevorgänge ggf. abbre-
chen. Sollte ein Dialer bereits eine
Verbindung aufgebaut haben, sofort
die Verbindung trennen (klicken Sie
auf das Symbol der verbundenen PCs).

• Dialerschutzprogramme weisen auf die
0190 Verbindung hin.

Auch hier gilt wieder: Es werden ständig
neue Tricks und Fallen entwickelt. Halten
Sie sich auf dem Laufenden!

Bereits über 400 Millionen Euro werden
jährlich beim Teleshopping allein in Deutsch -
land umgesetzt – bei stark steigender
Tendenz. Die rasche Bestellung wird be-
sonders leicht gemacht – dennoch:
Nehmen Sie sich etwas Zeit und holen Sie
– vielleicht telefonisch von zuhause aus -
zumindest einen Vergleichspreis in einem
herkömmlichen Geschäft ein. 

Achtung !

··· TIPPS ···
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2.5 DIE BÜRGSCHAFT

Eine Bürgschaft dient dem Gläubiger zur
weiteren Absicherung einer Forderung.
Zahlt der Schuldner nicht, kann sich der
Gläubiger in der Regel direkt an den Bür -
gen halten.

Banken verlangen häufig eine Bürgschaft
bei Krediten oder Vermieter als Miet bürg -
schaft. Die Bürgschaft kann sich auf eine
bestehende oder auch auf eine zukünftige
Schuld beziehen. Man unterscheidet 
zwischen einer Ausfallbürgschaft und der
selbstschuldnerischen Bürgschaft.

Ausfallbürgschaft

Bei einer Ausfallbürgschaft werden Sie als
Bürge nur in Anspruch genommen, wenn
der eigentliche Schuldner nicht zahlt und
auch Zwangsvollstreckungsmaßnahmen
gegen ihn erfolglos waren.

Selbstschuldnerische Bürg schaft

Die Regel ist jedoch eine selbstschuldne-
rische Bürgschaft. Hier steht es dem Gläu -
 biger frei, wen er bei Zah lungs schwie rig -
keiten heranzieht. Er kann die Forderung
sowohl bei Ihnen als Bürgen als auch
beim Schuldner geltend machen. Eine gül-
tige Bürgschaft müssen Sie in schriftlicher
Form abfassen. Sie können diese Bürg schaft
nur kündigen, wenn ein Kündigungsrecht
vereinbart wurde. Ansonsten erlischt sie
erst mit der Bezahlung der Schuldforde rung.

· Lassen Sie sich beraten, bevor Sie eine
Bürgschaft unterschreiben!

· Bürgen Sie für Ihren Ehepartner oder
einen guten Freund, können Sie diese
Bürgschaft auch bei Scheidung oder
Bruch der Freundschaft nicht kündigen!

· Insbesondere Frauen sollten keines-
falls nur aus Liebe zu Ihrem Mann eine
Bürgschaft unterschreiben. Finger weg,
wenn Ihr Partner ohne diese Bürg -
schaft kein Darlehen erhalten würde.
Denn eine Bürgschaft ist mehr als nur
eine Formalität. Sie bindet, als ob Sie
selbst den Kreditvertrag unterschrie-
ben hätten!

Sittenwidrige Bürgschaften

Einen Bürgschaftsvertrag oder die Mitver -
pflichtung bei einem Kredit können Sie
wegen Täuschung, Irrtum oder Sitten wid -
rigkeit anfechten. 1993 hat das Bundes -
ver fassungsgericht entschieden: Ein mit-
telloser Bürge (z.B. Ehefrau oder Kinder)
kann sich von der Bürgschaftslast bzw.
der Mithaftung befreien lassen, wenn der
Bürgschaftsvertrag unter sittenwidrigen
Voraussetzungen zustande kam. 

Hinweise auf eine Sittenwid -
rigkeit

• Krasse finanzielle Überforderung (d.h.
dass Sie als Bürge oder Mitverpflichteter
voraussichtlich nicht in der Lage sein
werden, auf Dauer die laufenden Zinsen
der gesicherten Forderung mit Hilfe des
pfändbaren Einkommens und Ihres nach
banküblichen Grundsätzen bewerteten
Vermögens aufzubringen).

• Emotionale Verbundenheit mit dem
Hauptschuldner (z.B. Lebenspartner, en-
ge Freunde oder minderjährige Kinder).

• Sie ziehen keinen Vorteil aus dem ver-
bürgten Kredit.

Beispiel: Das Geld diente den beruflichen
Zwecken oder dem Hobby Ihres Partners.
• Sie wurden vom Bankmitarbeiter nicht

richtig aufgeklärt, obwohl Sie sich er-
kennbar im Geschäftsleben nicht aus-
kannten.

• Die Geschäftsgrundlage entfällt. Der
Bundesgerichtshof spricht von einem
„Wegfall der Geschäftsgrundlage“ nach
einer Scheidung, wenn von mittellosen
Ehegatten eine Bürgschaft zur Verhin de -
rung von Vermögensverschiebungen ver-
langt wurde. Die Haftung des Bürgen
wird dann auf seine Vermögensver hält -
nisse beschränkt.

Eine Sittenwidrigkeit lässt sich allerdings
nur schwer beweisen. Holen Sie sich des-
halb auf jeden Fall fachlichen Rat von einem
Anwalt oder einer Schuldnerberatungs -
stelle ein.

··· TIPPS ···
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2.6 SCHULDEN DURCH ERBSCHAFT

Wer erbt bekomt etwas ge-
schenkt?

Leider trifft das nicht immer zu. Denn
auch Schulden können vererbt werden.
Für geerbte Schulden müssen Sie sogar
mit ihrem eigenen Vermögen haften.

Als endgültiger Erbe haften Sie persönlich
für alle Nachlassverbindlichkeiten wie
Schul den und Erbfallschulden. Erbfall schul -
den sind z.B. Pflichtteilsansprüche Dritter,
Kosten der Beer digung,
Gerichtsgebühren
und 

Erbschafts steuern. Zu den Schulden
gehören neben Ratenzahlungs verpflich tun -
gen oder Krediten auch die Miete für die
Wohnung der Ver stor benen und eventuell
notwendige Schön heits reparaturen.

Allerdings können Sie eine Erbschaft auch
ausschlagen. Das empfiehlt sich immer,
wenn die Schulden (z.B. Kredite, Raten -
zah lungsvereinbarungen, Hypotheken etc.)
das Vermögen (z.B. Bargeld, Sparbücher,
Immobilien etc.) übersteigen. 

In diesem Fall kann es aber auch der sinn-
vollste Weg sein, ein Aufgebotsverfahren
zu beantragen – lassen Sie sich bei einem
Rechtsanwalt, Notar oder einer Schuldner -
bera tungsstelle beraten!

Form und fristgerechte Aus -
schlagung

Innerhalb von 6 Wochen können Sie eine
Erbschaft ausschlagen. Diese Frist be-
ginnt unter folgenden Voraussetzungen:

• Der Erbfall (Todesfall) und Kenntnis da-
von ist eingetreten.

• Der Erbe ist über seine Erbschaft auf
Grund eines Testaments oder als gesetz-
licher Erbe informiert.

Bei einem Testament beginnt die Frist erst
nach Verkündigung bzw. Eröffnung des
Testaments durch das Nachlassgericht.

Die Ausschlagung können Sie beim zu-
ständigen Nachlassgericht (Amtsgericht

am Wohnort des verstorbenen) per
Nieder schrift erklären oder die
Erklärung bei einem Notar abgeben.
Hierfür fallen Gebühren an. Die
Kosten sind beim Gericht und beim

Notar gleich hoch. 

Bei einer Ausschla -
gung ist zu beachten,
dass dann der nächste
Erbe in der Erbfolge

erbt. 

Beispiel: Frau
G. 60 Jahre ver-

stirbt, ihre
Tochter würde

das verschuldete Erbe antreten. Sie
schlägt die Erbschaft aus. Nunmehr würde
ihr Sohn (der Enkelsohn von Frau G.) das
überschuldete Erbe antreten müssen. Das
bedeutet, dass nunmehr auch für das min -
derjährige Kind, das Erbe ausgeschlagen
werden muss. 

Bei Fristversäumnis Anfech tung

Wenn der Erbe die Frist zur Ausschlagung
versäumt und/oder erst später von der
Überschuldung des Erbes Kenntnis erlangt,
kann die Versäumung der Ausschla gungs -
frist angefochten werden. Die Frist beträgt
hierbei 6 Wochen ab Erlangung der
Kenntnis vom Anfechtungsgrund (hier
Überschuldung des Nachlasses).

Nachlassinsolvenzverfahren
(§ 315 ff InsO)

Ist das Erbe überschuldet und beide Fristen
wurden versäumt, kann der Erbe Antrag
auf Eröffnung des Nachlassinsolvenz ver -
fah rens beim zuständigen Insolvenz gericht
(Amtsgericht am Wohnort des Erblassers
zum Zeitpunkt des Todes) stellen.

Beim Nachlassinsolvenzverfahren wird die
Haftung des Erben auf den Nachlass be-
grenzt. Voraussetzung hierfür ist, dass die
positiven Vermögenswerte ausreichen, 
um die Kosten des Verfahrens zu decken
oder ein ausreichender Betrag vorge-
schossen wird. Hierfür gibt es eine Frist
von 2 Jahren nach Annahme der Erbschaft.

Wird das Nachlassinsolvenzverfahren nicht
eröffnet, da die Kosten nicht gedeckt sind,
kann die Einrede der Dürftigkeit des Nach -
lasses vorgetragen werden. Einrede be-
deutet, dass sich der Erbe im Prozess oder
bei der Zwangsvollstreckung darauf beru-
fen muss. Er kann die Bezahlung verwei-
gern, wenn der Nachlass zur Begleichung
nicht ausreicht.

• Für Schuldner: Sprechen Sie mit Ihren
Angehörigen über Ihre Schulden und
sortieren Sie Ihre Unterlagen.

• Für Erben: Gegenüber möglichen Gläu -
bigern können Sie in den ersten drei
Monaten nach Annahme der Erbschaft
die Zahlung der Verbindlichkeiten ver-
weigern. Berufen Sie sich hierbei auf
die Dreimonatseinrede gemäß § 2014
Bürgerliches Gesetzbuch.

• Holen Sie sich fachlichen Rat ein bei
einer Schuldnerberatung, einem Rechts-
anwalt oder Notar.

• Schlagen Sie bei Überschuldung die
Erbschaft aus, ggf. auch für Ihre min-
derjährigen Kinder!

• Stellen Sie gegebenenfalls einen
Antrag auf Nachlassverwaltung oder
Nachlasskonkurs.

··· TIPPS ···



19

Ratgeber für Betroffene zum Thema Schulden der LAG SIB Berlin e.V.

3. ZAHLUNGSSCHWIERIGKEITEN
3.1 MAHNUNG UND VERZUG
Zahlen Sie einen vereinbarten Betrag
nicht oder nicht pünktlich, werden Sie
vom Gläubiger in der Regel an die Ver -
einbarung schriftlich erinnert. 

Diese Mahnung sollten Sie ernst nehmen.
Sie haben sich - aus welchen Gründen auch
immer - nicht an eine Zahlungs vereinba rung
gehalten. Der Gläubiger kann Sie jetzt für
seinen Verzugsschaden belangen (Achtung
– in vielen Fällen ist dies aber auch ohne
Mahnung möglich, s.u.). 

Unter Verzugs scha den versteht man u. a.
die Kosten für weitere Mahnschreiben, ei-
nen Mahn- oder Vollstreckungsbescheid,
für die Beauftra gung des Gerichtsvoll zie hers,
eines Rechts anwalts oder in be stimm ten
Fällen für die Tätigkeit eines Inkassobüros
(siehe Seite 23, Kapitel III, Ab schnitt 2). 

Schuldnerberatungsstellen geben Auskunft,
ob sonstige Kosten berechtigt sind.

Die Rechtslage hat sich 
geändert - Sie kommen

u.U. auch ohne Mahnung in Verzug, etwa
wenn Sie 
• einen Zahlungszeitpunkt, der kalender -

mäßig bestimmt oder bestimmbar war,
verstreichen lassen, 

• wenn Sie ernst und endgültig die Zahlung
verweigern sowie 

• spätestens dreißig Tage nach Erhalt einer
Rechnung oder gleichwertigen Zahlungs -
aufstellung nicht gezahlt haben, sofern
Sie in der Rechnung auf diese Folge hin-
gewiesen wurden.

Achtung – waren Sie als Unternehmer
tätig, geraten Sie noch leichter in Verzug!

Beispiele zum Zeitpunkt des Verzugs -
beginns: 
• Der Zahlungszeitpunkt ist kalendermäßig

bestimmt, wenn sich in einem Vertrag eine
Formulierung findet, die bspw. folgenden
Wortlaut hat: „Der Kaufpreis ist bis zum
31.12.2003 auf das Konto (....) zu über-
weisen“. Ein Beispiel für einen kalen der -
mäßig bestimmbaren Zahlungszeitpunkt
wäre: „Der Kaufpreis ist innerhalb von
zwei Wochen nach Lieferung auf das
Konto (...) zu überweisen.“

• Eine ernsthafte und endgültige Ver wei -
gerung muss nicht unbedingt ausdrück-
lich erklärt werden. Die Durchführung
der Schönheitsreparaturen gilt in der
Regel dann als endgültig verweigert,
wenn Sie aus der Wohnung ausziehen,
ohne die Arbeiten auszuführen und alle
Schlüssel abgeben.

• Ein Handwerker hat Ihre Wasch ma schine
repariert und schickt Ihnen am 10.03.
eine Rechnung über 150 Euro, in der da -
 rauf hingewiesen wird, dass die Zah lung
innerhalb von 30 Tagen zu erfolgen hat.
Sie bezahlen erst am 1.05. die Rechnung.
Der Handwerker verlangt nun Verzugs -
zinsen – da Ihnen bereits am 10.03. die
Rechnung zugegangen ist, beginnt am
11.03. die Frist von 30 Tagen zu laufen
und endet mit Ablauf des 9.04. Ab dem
10.04. waren Sie danach in Verzug und
müssen vom 10.04. bis einschließlich
30.04. Verzugszinsen zahlen. 

Verzugszinsen

Der Gläubiger kann Ihnen mindestens die
sogn. Verzugszinsen in Rechnung stellen.
Der Zinssatz liegt 5 % über dem so ge nann -
 ten Basiszinssatz. Die Höhe des Basiszins -

satzes können Sie den Wirtschaftsteilen
der Tageszeitungen entnehmen. Er wird
jeweils zum 01.01. sowie zum 01.07. eines
Jahres ggf. verändert. So beträgt er Basis -
zins satz z.B. ab dem 01.01.2010 0,12 % pro
Jahr. Sie können den jeweils aktuellen Ba -
siszinssatz auch bei Banken und Schuld -
ner beratungsstellen erfragen. 

Ein höherer Zinssatz kann sich aus ver-
traglichen Vereinbarungen ergeben, die
Sie unterschrieben haben. Schuldnerbera -
tungsstellen helfen Ihnen bei der Prüfung
des Zinssatzes auf dessen Berechtigung
und ggf. Sittenwidrigkeit.

Beachten Sie besonders die festen Zah -
lungstermine bei Miet- und Energie zah -
lungen: der Gläubiger muss Ihnen hier
keine Mahnung zusenden. Trotz dem set-
zen bei Verzug die gleichen rechtlichen
Wirkungen ein. In der Regel mahnen
Gläubiger jedoch ein- bis zweimal, bevor
sie weitere Schritte einleiten (z. B. Über-
gabe an ein Inkasso büro oder Einleiten
eines gerichtlichen Mahnverfahrens.)

Nach einer Mahnung sollten Sie sich so-
fort mit Ihrem Gläubiger schriftlich in
Verbindung setzen. Bitten Sie Ihren
Gläubiger um eine befri-
stete oder unbefri-
stete Stundung
oder um eine
Senkung der
Ratenhöhe.
Entsprechende
Mus ter briefe fin-
den Sie am Ende
dieser Bro schüre.

··· TIPPS ···

Achtung !

8



20

Ratgeber für Betroffene zum Thema Schulden der LAG SIB Berlin e.V.

3.2 INKASSOBÜROS

Gewerbliche
Schuldeneintreiber...

Inkassounternehmen treiben Schulden auf
gewerblicher Basis für die Gläubiger (z.B.
Banken, Versandhandel) ein; zum Teil aller -
dings mit rechtlich zweifelhaften oder nicht
immer erlaubten Methoden. Viele Inkasso -
büros kaufen allerdings auch Forderungen
der Gläubiger für einen vergleichsweise
niedrigeren Preis auf (höchstens 20 % der
eigent lichen Forderung). Das Inkassobüro
tritt anschließend Ihnen gegenüber als
neuer Gläubiger auf und versucht, die ge-
samte Forderung einzutreiben. Auf diese
Weise erzielen Inkassounternehmen einen
erheblichen Gewinn.

...dürfen nur mit behördlicher
Erlaubnis arbeiten.

Inkassobüros dürfen nach dem Rechts -
dienst leistungsgesetz nur mit einer
behörd lichen Erlaubnis der nach Landes -
recht zuständigen Stelle (in Berlin das
Kam mergericht) arbeiten. Diese Er laubnis
kann auch wieder entzogen werden, wenn
gegen Gesetze oder Vorschrif ten ver-
stoßen wird. Derartige Verstöße können
auch Sie bei der nach Landesrecht zustän-
digen Stelle (Liste mit den Registrierungs -
behörden abrufbar unter 
www.rechtsdienstleistungsregister.de in
der Rubrik „Häufige Fragen“) melden und
sich beschweren.

Unzulässige Gebühren

Inkassobüros wollen möglichst schnell mög -
lichst viel von der eigentlichen Forderung
eintreiben. Sie fallen dabei häufig negativ
auf, weil sie unberechtigte oder überhöhte
Gebühren verlangen. Diese unzulässigen
Gebühren werden verschleiert in einer For -
derungsaufstellung, die Sie ggf. auch noch
mit einem Schuldanerkenntnis bestätigen
sollen. Unterschreiben Sie deshalb nie etwas,
ohne sich vorher beraten zu lassen. 

Die Gebühren orientieren
sich am Rechtsanwaltsver -

gütungsgesetz (RVG). Das heißt:
• Zulässige Gebühren, z.B. „notwendige

Kosten“ der Zwangsvollstreckung, dürfen
nur die Höhe der Rechtsanwalts gebühren
betragen.

• Werden Inkassogebühren und Anwalts -
kosten gleichzeitig geltend gemacht,
sollten Sie dies überprüfen lassen.

• Treiben Inkassobüros aufgekaufte (und
damit eigene) Forderungen ein, dürfen
keine Gebühren gefordert werden.

Unerwünschte Hausbesuche

Gut geschulte und mitunter auch skrupel-
lose Außendienstmitarbeiter von Inkasso -
büros versuchen häufig mit Tricks, in Ihre
Wohnung zu gelangen und eine sofortige
Barzahlung zu erwirken. Oder aber nicht
zahlungsverpflichtetete Angehörige des
Schuldners werden zu Unterschriften un-
ter Schriftstücke genötigt, die angeblich
eine Ratenzahlungs- oder Vergleichs ver -
einbarung enthalten, tatsächlich jedoch
auch diese Personen zur Rückzahlung der
Forderung verpflichten.

Inkassobüros sind keine 
Gerichtsvollzieher. Außen -

dienstmitarbeiter von Inkassounter neh men
besitzen kein Recht, sich Einlass in Ihre
Wohnung zu verschaffen! Sie haben jeder -
zeit das Recht, sie zum sofortigen Ver las sen
der Wohnung aufzufordern und - wenn der
Inkasso-Mitarbeiter der Aufforderung nicht
Folge leistet - die Polizei zu rufen. 

Erstatten Sie in derartigen Fällen Anzeige
wegen Hausfriedensbruch und geben Sie
den Vorgang in Form einer Beschwerde beim
zuständigen Amts- oder Land gerichts prä -
sidenten bekannt.

• So früh wie möglich sollten Sie dem
Gläubiger schriftlich mitteilen, dass
Sie nicht zahlen können und warum
Sie nicht zahlen können. Zum späteren
Nachweis fertigen Sie eine Kopie dieses
Schreibens für ihre Unterlagen.

• Gewähren Sie niemals einem Mitarbei ter
eines Inkasso-Büros Einlass in Ihre
Wohnung! Ist es ihm bereits gelungen,
fordern Sie ihn - notfalls unter Einschal -
tung der Polizei - zum Verlassen der
Wohnung auf!

• Unterschreiben Sie nicht voreilig ein
Schuldaner kennt nis! Lassen Sie die
Höhe der Forderung und mögliche
Inkassokosten erst durch eine Schuld -
ner beratung, eine Verbrau cher zentrale
oder einen Rechtsanwalt überprüfen!

• Sind Sie zahlungsunfähig, helfen Ihnen
auch keine Kleinstraten. Das reicht
häufig nicht einmal für die Zinsen, so
dass die Forderung dadurch eher noch
ansteigt. Außerdem erkennen Sie durch
Zahlung auch kleinster Beträge an, dass
ein Inkassounternehmen „erfolgreich“
gearbeitet hat und dadurch die Kosten
berechtigt sind.

• Zahlen Sie keine Nachnahme für Schrift -
stücke von Inkassounter nehmen! Auf
diese Weise versuchen einige Inkasso -
büros, bei Ihnen Geld einzutreiben!

• Überprüfen Sie bei Mahn- und Voll -
streckungsbescheiden, ob dort Inkasso-
kosten eingerechnet sind.

• Legen Sie ggf. gegen diese Gebühren
Widerspruch bzw. Einspruch ein (siehe
auch entsprechendes Kapitel III, Ab -
schnitt 2). Die Fragen, ob, wann und in
welcher Höhe Inkassokosten erhoben
werden können, hängen von der Be -
sonderheit des Einzelfalles und vom
Verfahrensstand ab, in dem sich die
Angelegenheit befindet. Lassen Sie
sich von Fachleuten beraten.

Achtung ! ··· TIPPS ···

Achtung !



3.3 SCHUFA 
und andere Wirtschaftsauskunftsdate ien
Einrichtung der kreditgebenden
Wirtschaft

Die Schutzgemeinschaft für allgemeine
Kreditsicherung- kurz SCHUFA hat die
Aufgabe Ihre Vertragspartner(vor allem
Banken, Kreditkartengesellschaften,
Versandhandel, Wohnungsbaugesell -
schaften und Telekommunikationsunter -
nehmen) vor Kreditausfällen zu schützen.
Die Anteilseigener setzen sich wie folgt
zusammen:
36,4% Spezialkreditinstitute
24,7 % Sparkassen
17,9 % Privatbanken
7,9 % Genossenschaftsbanken

13,1 % Handel und andere

Neben der SCHUFA existieren weitere an-
dere große Wirtschaftsauskunftdateien,
z.B. Creditreform, Infoscore, Deltavista,
Bürgel, accumio finance services GmbH
u.a., die umfangreiche Datenbanken an-
gelegt haben, um ihre Vertragspartner vor
zahlungsunfähigen Kunden zu bewahren. 

Ohne SCHUFA läuft nichts

Kein Wunder also, dass die SCHUFA immer
dann mit von der Partie ist, wenn es um
Girokonto, Ratenkauf oder Versandhandel so-
wie Geld- und Warenkredite geht. Sie als
Kunde müssen in der Regel einwilligen, dass
Ihre Daten an die SCHUFA weitergeleitet und
gleichzeitig Informationen über Sie von dort
eingeholt werden.

SCHUFA speichert persönliche
Daten

Die SCHUFA speichert und verarbeitet per-
sönliche Daten, die sie von ihren
Vertragspartnern erhält und die für die
Aufnahme z.B. eines Kredites von Interesse
sind. Dazu zählen Ihr Name, das Alter, der-
zeitige und vorherige Wohnadressen,
Vertragsabschlüsse (u.a. Kredit-Verträge,
Eröffnung eines Girokontos, Ausgabe einer
Kreditkarte) sowie deren vertragsgemäße
oder nicht vertragsgemäße Erfüllung.
Ebenso finden sich in den SCHUFA-Daten
Informationen aus den

Schuldnerverzeichnissen der Amtsgerichte,
z. B. über die Abgabe einer eidesstattlichen
Versicherung oder die Eröffnung eines
Konkursverfahrens.

Score Werte

Es werden Score Werte ermittelt und weiter-
gegeben. Das ist ein Wert von 1 bis 100, der
dem jeweiligen Verbraucher zugeordnet
wird und die statistische Wahrscheinlichkeit
eines Kreditausfalles angibt. Je niedriger der
Wert, desto größer die Ausfallwahrschein -
lichkeit. Der Score-Wert ist abhängig vom
Zweck, für den er angefragt wird - so erhal-
ten beispielsweise Versicherungen andere
Scorewerte als Mobilfunkanbieter. In die
Score-Werte gehen unter anderem die
Anzahl der Wohnungswechsel und die An -
zahl der Bankkonten ein. Als Negativ merk -
male können z.b. eine Eidesstattliche
Versicherung, häufiger Wohnortwechsel,
Alter (je jünger, je schlechter), häufiger
Wechsel von Kontoverbindungen, Kredit -
aufnahme oder Anfragen nach Krediten.
Diese Aufzählung lässt sich noch beliebig
fortsetzen. 

A- und B- Auskünfte bei der
SCHUFA

Allerdings erhält nicht jeder
Vertragspartner alle Informationen
über Ihre gespeicherten Daten. Ein
uneingeschränktes Auskunftsrecht be-
sitzen nur Banken, Leasing- und Kredit -
kartenfirmen im sogenannten A-Verfah -
ren. Der Versandhandel und
Tele  kom munikationsunternehmen erhal-
ten dagegen im sogenannten B-Verfahren
nur Negativinformationen über Sie. Die
Speicherung und Weiterleitung Ihrer
Daten unterliegen dem Bundes -
datenschutzgesetz, damit Ihre
Interessen gewahrt bleiben. Ein
Kreditinstitut muss Sie als
Kunden informieren, welche
Ihrer Daten zu welchem
Zweck bei der SCHUFA
gespeichert werden.
Gleichzeitig wird
Ihnen die Adresse

der zuständigen SCHUFA-Geschäftsstelle
bekanntgegeben.

Informationen mit
Verfallsdatum

SCHUFA-Daten werden nur für bestimmte
Zeiträume - längstens für fünf Jahre - ge-
speichert. Die Fristen, nach denen Ihre
persönlichen SCHUFA-Daten gelöscht
werden müssen, sind unterschiedlich lang
und hängen von der Art der gespeicherten
Information ab:
• Informationen zu Giro- und Kredit -

karten konten müssen sofort ge löscht
werden, nachdem Sie diese Konten auf-
gelöst haben.

• Bürgschaften müssen ebenfalls aus
der SCHUFA verschwinden, sobald die
Haupt schuld beglichen wurde.
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• Kredite bleiben drei
volle Ka lenderjahre nach

der Kredittilgung (auch bei ordnungs-
gemäßer Rückzah lung) gespeichert.
Allerdings können Sie bei der SCHUFA
auch die sofortige Entfernung dieser
Daten nach der Kredittilgung beantra-
gen.

• Verspätete Ratenzahlungen, unwi-
dersprochene Mahnbescheide sowie
Zwangsvollstreckungen und Offen -
barungseide werden drei Jahre nach
der ersten Speicherung gelöscht. Das
setzt allerdings voraus, dass Sie alle be-
rechtigten Forderungen beglichen haben.

Vertrauen ist gut, Kontrolle ist
besser...

Für die fristgerechte Löschung Ihrer ge-
speicherten Daten ist die SCHUFA aller-
dings auf die entsprechende Meldung der
Vertragspartner angewiesen. Das heißt:
Vergisst beispielsweise Ihre Bank, die voll-
ständige Rückzahlung Ihres Darlehens
oder die Hinfälligkeit einer Bürgschaft der
SCHUFA zu melden, bleiben diese Infor -
mationen weiterhin gespeichert. Für Sie
können daraus Nachteile entstehen, wenn
Sie beispielsweise einen neuen Kredit be-
antragen und Ihnen dieser aufgrund fal -
scher Informationen verweigert wird.
Eben so können Daten über Mahnbe -
scheide oder Eidesstattliche Versicher -
ung, die längst hinfällig sind, bei einer
Kontoeröffnung zu Schwierigkeiten

führen. Hatten Sie in der Vergangenheit
auffällig häufig entsprechende Probleme
bei verschiedenen Geldinstituten, lohnt
ein Blick in Ihre bei der SCHUFA gespei-
cherten Daten. Das geht mittels einer so-
genannten

Eigenauskunft

Eine Eigenauskunft können Sie persönlich
bei der in Berlin ansässigen SCHUFA-Ge -
schäftsstelle beantragen. Weitere Mög -
lich keiten sind ein formloser Brief bzw.
per Internet unter Angabe der Personalien
(Wohnort, Geburtsdatum und -ort). Sind
Sie in den letzten fünf Jahren umgezogen,
müssen Sie auch die entsprechenden
Voradressen angeben. Außerdem muss ei-
ne Kopie des Personalausweises beilie-
gen. Seit dem 1.4.2010 haben Sie einmal
jährlich nach § 34 Bundesdatengesetz ei-
nen Anspruch auf eine kostenlose
Eigenauskunft bei der SCHUFA und den
anderen Wirtschaftsauskunftsdateien.

In den letzten Jahren häu-
fen sich z.B. gerade bei

Wohnungsbaugesellschaften die Fälle, in
denen vor Abschluss eines Mietvertrages
SCHUFA-Auskünfte verlangt werden. Wenn
Sie die Wohnung wollen, bleibt Ihnen nichts
anderes übrig, als die Auskunft vorzulegen.
Die Eigenauskunft enthält allerdings Daten
und Informationen, die selbst eine Bank
oder ein Versandhandel niemals erhalten
würde.

· Ihre gespeicherten Daten dürfen nur
nach Ihrer schriftlichen Zustimmung
angefordert werden. Das entsprechen-
de SCHUFA-Mitglied, z.B. Ihre Haus -
bank, muss dies außerdem bei der
SCHUFA beantragen und ein berech-
tigtes Interesse im Sinne des Bundes -
datenschutzes nachweisen. 
Ein  berechtigtes Interesse liegt bei -
spiels weise bei Abschluss eines
Kredit ver trags, bei Ausgabe einer
Kreditkarte oder bei Eröffnung eines
Girokontos vor.

· Sie selbst erhalten bei der SCHUFA je-
derzeit Auskunft über die zu Ihrer
Person gespeicherten Daten. Diese
Auskunft ist einmal jährlich kostenlos
und muss schriftlich oder persönlich
beantragt werden. Nutzen Sie diese
Möglichkeit, um die Richtigkeit der ge-
speicherten Daten zu überprüfen!

· Enthält Ihre Schufaauskunft falsche
oder nicht mehr aktuelle Daten, teilen
Sie dies der SCHUFA mit. Erzielen Sie
keine Einigung, können Sie die Daten
sperren lassen. Notfalls können Sie
die Sperrung wie auch die Berich -
tigung Ihrer gespeicherten Daten vor
einem Zivilgericht durchsetzen.

· Auch bei anderen Datenbanken kann
man seine Daten verändern lassen,
wenn Auskünfte falsch sind.

··· TIPPS ···

Achtung !

Achtung !
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3.4 ZWANGSVOLLSTRECKUNG 
und die Folgen
Zwangsvollstreckung (oder auch Pfän dung)
bezeichnet ein Verfahren, bei dem Ihre
Schulden mit Hilfe staatlichen Zwangs ge-
tilgt werden sollen. Ihnen wird hier kein
Aufenthalt im Gefängnis angedroht, auch
wenn dies Inkassounternehmen zuweilen
suggerieren. Haft ist nur in Ausnahme -
fällen möglich, wenn z.B. mutwillig kein
Unterhalt für minderjährige Kinder gezahlt
wird oder Sie sich grundlos weigern, die
eidesstattliche Versicherung abzugeben.

Das Existenzminimum ist   
von der Zwangsvoll streckung

ausgenommen (Ausnahme Konto pfän dung,
s. S. 29). Der Gerichtsvollzieher darf Ihnen
keinesfalls den gesamten Hausrat weg-
nehmen. Auch von Ihrem Einkommen
kann nur das gepfändet werden, was über
dem Existenz mini mum liegt. Zudem muss
ein Gläubiger zunächst bestimmte Voraus -
setzungen erfüllen, ehe er bei Ihnen pfänden
kann. Eine offene Rechnung oder eine nicht
gezahlte Rate reichen allein nicht aus. 

Bevor gepfändet werden
kann...

Für die Zwangsvollstreckung benötigt Ihr
Gläubiger einen sog. „vollstreckbaren Titel“.
Mit dieser Urkunde werden Ihre Schulden
rechtskräftig. Ein solcher Titel verhindert
auch, dass Ihre Schulden verjähren. Die
Kosten für die Titulierung muss der Gläu -
biger zwar vorstrecken. Sie sind aber ver-
pflichtet, diese Kosten dem Gläubiger zu
erstatten. Zu den vollstreckbaren Titeln
zählen:
• Gerichtsurteile, Prozessvergleich und

sonstige gerichtliche Beschlüsse
• Notarielle Urkunden (z.B. Schuld aner -

kenntnisse)
• Vollstreckungsbescheide
• Zahlungsbescheide von Ämtern
• Vaterschaftsanerkennung mit Fest set zung

der Höhe der Unterhalts ver pflich tungen

Gerichtsurteil u.ä. 

Mit einer Klage beim Gericht kann der
Gläubiger ein Gerichtsurteil gegen Sie als
Schuldner erstreiten. Da dies ein sehr

kostspieliges und aufwändiges Verfahren
ist, nutzen die Gläubiger diese Mög lich -
keit meistens nur bei strittigen Summen.
Gewinnt der Gläubiger das Verfahren, er-
hält er neben dem Urteil dann noch einen
zweiten Titel, den sog. Kostenfest set zungs -
 beschluss. In diesem Beschluss werden
die Anwalts- und Gerichtskosten für das
gerichtliche Verfahren rechtskräftig fest-
gestellt.

Notarielles
Schuldanerkenntnis

Wenn die Forderung zu Recht besteht, Sie
aber zur Zeit nicht genügend Geld haben,
die Forderung zu begleichen, können Sie
auch zu einem Notar gehen und ein Schuld -
anerkenntnis abgeben. Der Notar beglaubigt
per Urkunde den Geldanspruch, den der
Gläubiger gegen Sie hat. Bei berechtigten
Forderungen ist dies die kostengünstigste
Titulierungsart.

Gerichtliches Mahnverfahren 

Meist leitet der Gläubiger das sog. gericht -
liche Mahnverfahren ein. An dessen Ende
steht der Vollstreckungsbescheid. Hier ist
es für Sie als Schuldner besonders wichtig,
keine Fehler zu begehen. Der Gläubiger
beantragt bei diesem zweistufigen Ver -
fahren beim Amtsgericht zunächst einen
Mahn- und dann einen Vollstre ckungs -
bescheid (vgl. rechte Spalte).

Bescheide
Ämter ( Behörden ) benötigen für die Titu -
lierung ihres Geldanspruchs kein Gericht.
Mit einem Bescheid über die Höhe der
Geldforderung ist die Forderung tituliert 
(vgl. mittlere Spalte,
Seite 25).

Mahnbescheid

Die Anträge auf einen Mahnbescheid kann
der Gläubiger in jedem Schreibwaren ge -
schäft kaufen. Er muss dann nur Ihre und
seine persönlichen Daten, die Höhe seiner
Geldforderung, die geforderten Kosten und
Zinsen sowie den Grund seines Anspruches
in den Vordruck eintragen und an ein Amts -
gericht senden. Unter bestimmten Vor -
aus setzungen kann auch online über das
Internet ein Mahnbescheid beantragt wer-
den.

Das Gericht prüft nur, ob 
der Gläubiger den Vordruck

vollständig ausgefüllt hat. Es überprüft
nicht, ob die Forderung sowie die Kosten
und Zinsen auch tatsächlich von Ihnen ge-
schuldet werden.

Sie erhalten dann als Schuldner vom Gericht
den Mahnbescheid. Sie werden darin auf-
gefordert, die im Mahnbescheid genannte
Summe sofort zu begleichen. Außerdem
fordert Sie das Gericht auf, die Forderung
zu überprüfen. Falls Sie der Auffassung
sind, dass die Forderung in dieser Höhe
unberechtigt ist, sollten Sie mit dem bei-
gefügten Vordruck Widerspruch beim
Amtsgericht einlegen. Diesen Widerspruch
brauchen Sie nicht zu begründen.

Achtung !

Das gerichtliche
Mahnverfahren

Achtung !
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Die Widerspruchsfrist be-
trägt nur zwei Wochen ab

Zustellung des Mahnbescheides. Der
Mahnbescheid gilt als zugestellt, sobald
der Briefträger Ihnen den „blauen bzw.
gelben“ Briefumschlag persönlich über-
reicht bzw. in Ihren Briefkasten einwirft
oder eine Benachrichtigung über die Hinter -
legung des Briefes hinterlässt. 

Teilwiderspruch

Sie können auch nur gegen einen Teil der
Forderung Widerspruch beim Amtsgericht
einlegen. Wenn z.B. die Ihnen in Rechnung
gestellte Hauptforderung, die Kosten oder
die Zinsen überhöht sind, können Sie auch
nur dieser überhöhten Forderung wider-
sprechen. Oft berechnen Gläubiger Inkas so -
kosten, Kontoführungsgebühren u.ä., die
von Ihnen nicht geschuldet werden. Für
diese Forderungen sollten Sie einen Teil -
widerspruch einlegen. Ein Zinssatz, der
mehr als 5 % über dem Basiszinssatz der
Deutschen Bundesbank liegt, sollte stutzig
machen. Er ist in der Regel überhöht.  

(Den jeweils aktuellen Basiszinssatz finden
Sie in der Tagespres se auf der Wirtschafts -
seite oder im Internet, z.B. auf www.basis-
zinssatz.de. Er wird jeweils zum 01.01. so-
wie zum 01.07. eines Jahres ggf.
verändert. So beträgt der Basiszinssatz
z.B. ab dem 01.01.10 0,12 % pro Jahr – die
Gläubiger dürfen somit in der Zeit vom
01.01.10 bis 30.06.10 max. 0,12 % + 5 % =
5,12 % gesetzliche Verzugszinsen erhe-
ben). Im Zweifel können Sie sich an eine
Schuld ner beratungsstelle wenden. Diese
klärt mit Ihnen ab, ob ein Teilwiderspruch
sinnvoll ist.

Es hilft Ihnen aber nichts, 
wenn Sie nur einen Wider -

spruch einlegen wollen, weil Sie die For -
de rung zurzeit nicht bezahlen können. Bei
berechtigten Forderungen ist dann der
Gläubiger gezwungen, dass teurere Klage -
verfahren zu beantragen. Diese zusätzli-
chen Kosten erhöhen Ihre Schulden noch -
mals unnötigerweise erheblich. Sind alle
im Mahnbescheid enthaltenen Forde run gen
berechtigt, sollten Sie daher keinen Wider -
spruch einlegen.

• Überprüfen Sie die Ausgangssumme,
Kosten und Zinsen im Mahnbescheid

• Inkassokosten, Kontoführungs ge büh ren
und ähnliches sind meistens nicht von
Ihnen geschuldet.

• Jedenfalls Zinssätze über 7 % (Stand
01.01.10 – 30.06.10) erscheinen über-
höht.

• Legen Sie gegen ungerechtfertigte
Forderungen ( Teil- ) Widerspruch ein.

• Die Widerspruchsfrist beträgt zwei
Wochen nach Zustellung des
Mahnbescheides.

• Der Mahnbescheid gilt als zugestellt,
sobald der Briefträger Ihnen den Um -
schlag persönlich ausgehändigt oder
in Ihren Briefkasten eingeworfen hat.

• Bewahren Sie die gelben bzw. blauen
Umschläge auf. Diese Umschläge sind
Urkunden, die beweisen, wann Sie den
Mahnbescheid erhalten haben und ob
Sie die Frist für den Widerspruch so-
mit eingehalten haben.

Vollstreckungsbescheid

Haben Sie keinen Widerspruch gegen den
Mahnbescheid eingelegt und die Schul den
auch nicht in voller Höhe beglichen, kann
der Gläubiger den Erlass eines Vollstre c k -
ungsbescheides beim Amtsgericht bean-
tragen.
Nach Zustellung des Vollstreckungsbe -
scheides haben Sie nochmals eine letzte
Frist von zwei Wochen, um gegen die darin
enthaltenen Forderungen Einspruch zu er-
heben. (vgl. unter Widerspruch gegen den
Mahnbescheid). Im Gegensatz zum Mahn -
bescheid liegt dem Vollstreckungs bescheid
kein Vordruck für den Einspruch bei. Sie
müssen den Einspruch formlos beim Gericht
einlegen. 

Dies ist Ihre letzte Mög -
lichkeit, sich zu wehren.

Nach Ablauf der Frist ist die Forderung
rechtskräftig festgestellt. Sie kann inner-
halb der nächsten 30 Jahre (und ggf. noch
länger) per Pfändung beigetrieben werden.

Aus dem Vollstre ckungs -
bescheid kann sofort nach

Zustellung vollstreckt werden. Der Gläu -
biger braucht nicht abzuwarten, ob Sie einen
Einspruch einlegen. Auch muss er nicht

Achtung !

Achtung !

··· TIPPS ···

Achtung !

Achtung !
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die gerichtliche Entscheidung über Ihren
Einspruch abwarten.

Wenn Sie es versäumt haben, gegen eine
z.B. beglichene Rechnung oder zu hohe
Forderung im Mahnbescheid Widerspruch
bzw. beim Vollstreckungsbescheid Einspruch
einzulegen, werden eigentlich ungerecht-
fertigte Schulden rechtskräftig. Auch bei
Abwesenheit, z.B. Urlaub oder Kranken -
hausaufenthalt, gelten die Bescheide als
zugestellt, sobald der Briefträger die Be -
scheide bzw. die Benachrichtigungen in
Ihren Briefkasten eingeworfen hat. Sie
müssen daher unbedingt Ihre Post kon-
trollieren. Bei Abwesenheit sollten Sie einen
Postbevollmächtigten einsetzen, der die
Post sichtet und Sie ggf. über die Inhalte
informieren kann.

Versäumen Sie die Wider -
spruchs- bzw. Einspruchs -

frist, haben Sie keine Möglichkeit mehr, die
Forderung überprüfen zu lassen. Ledig lich
in ganz seltenen Fällen, bei schwerwie-
genden Gründen, kann beim Gericht be-
antragt werden, dass die unverschuldete
Fristversäumung aufgehoben wird (Wieder -
einsetzung in den vorherigen Stand). 

Unkenntnis reicht nicht als Grund aus.

Keine Sippenhaft

Mahn- und Vollstreckungsbescheide können
nur gegen einzelne Personen beantragt
werden. D.h., wenn beide Ehepartner für
die Forderung haften (z.B. beide den Miet -
vertrag unterschrieben haben), erhält jeder
Ehepartner einen eigenen Mahn- und Voll -
streckungsbescheid. Allerdings müssen
ggf. auch beide Schuldner getrennt einen
eigenen Widerspruch bzw. Einspruch gegen
ungerechtfertigte Forderungen einlegen. 

Sie müssen in der Regel 
nicht für die Schulden Ihres

Ehepartners haften, wenn nur der Ehepartner
die Bestellung bzw. den Vertrag unter-
schrieben hat. Nur der Ehepartner ist dann
verpflichtet, die Schulden an den Gläubiger
zu bezahlen. Versäumen Sie allerdings,
gegen einen an Sie gerichteten Mahn- bzw.
Vollstreckungsbescheid Widerspruch bzw.
Einspruch einzulegen, kann der Gläubiger
dann auch gegen Sie die Forderung ein-
fordern.

• Die Einspruchfrist gegen den
Vollstreckungsbescheid beträgt zwei
Wochen. Dies ist Ihre letzte Chance,
sich gegen ungerechtfertigte
Forderungen zu wehren.

• Versäumen Sie auch diese Frist, wer-
den auch ungerechtfertigte
Forderungen gegen Sie rechtskräftig.

• Setzen Sie bei längerer Abwesenheit
(ab 3 Wochen) einen
Postbevollmächtigten ein, der die ein-
gehende Post kontrolliert.

• Legen Sie gegen Mahnbescheide ge-
gen Sie, die Schulden Ihres
Ehepartners betreffen, Widerspruch
ein. Sonst haften Sie für Schulden, die
Sie nicht verursacht haben.

Behörden (= Ämter), z.B. das Arbeits- oder
Sozialamt, aber auch die Polizei bzw. GEZ
benötigen zur Titulierung kein Urteil oder
Vollstreckungsbescheid. Es genügt der
Bescheid der Behörde über die betreffende
Summe. Die Behörde fordern in den Be -
scheiden z.B. Rückforderungen, Gebühren,
Zuzahlungen. Nach Zustellung des Bescheides
haben Sie ein Widerspruchsrecht (formlos).
Die Frist muss immer in dem Bescheid
mit angegeben sein. Im Unterschied zum
gerichtlichen Verfahren gibt es bei behörd -
lichen Bescheiden nur diese eine Wider -
spruchsfrist. Ist diese Frist verstrichen,
wird die Forderung rechtskräftig festge-
stellt und vollstreckbar.

Wird Ihr Widerspruch von der Behörde
zurückgewiesen, können Sie gegen den
Widerspruchsbescheid klagen. Überlegen
Sie sich dies allerdings gut. Bei ungerecht -
fertigten Klagen erhöhen sich die Schulden
durch die anfallenden Gerichts- und ggf.
Anwaltskosten. 

Wie beim gerichtlichen 
Mahnverfahren gilt auch

hier: Ein Widerspruch ist nur dann sinnvoll,
wenn die Forderung zum Teil oder ganz
un gerechtfertigt ist. Können Sie die Forde -
rung nicht bezahlen, sollten Sie besser
die Be hörde auf Ihre finanzielle Situation
hin weisen.

• Wichtig für die Widerspruchsfrist ist der
Briefumschlag. Bewahren Sie den Brief -
umschlag gut auf, um anhand des Post -
stempels nachzuweisen, wann Sie den
Bescheid erhalten haben.

Es gibt drei Arten der Zwangsvoll stre c kung:
1. Zwangsvollstreckung in Immobilien

(Grundstücke, Häuser, Eigentums woh -
nungen).

2. Pfändung des „beweglichen Ver mö -
gens“ durch den Gerichtsvollzieher –
damit sind Besitztümer wie Auto,
Hausrat, Schmuck, Bargeld u. ä. ge-
meint.

3. Pfändung des Vermögens und des
Einkommens.

Zwangsversteigerung

Die Zwangsvollstreckung in Immobilien (=
Zwangsversteigerung) betrifft in der Regel
nur Schulden, die im Zusammenhang mit
dem Kauf einer Immobilie (Haus oder
Wohnung) stehen und im Grundbuch als
so genannte Grundschuld oder Hypothek
eingetragen sind. Verbraucherzentralen,
spezialisierte Beratungsstellen sowie
Anwälte können Sie hierzu umfangreich
beraten.

Gerichtsvollzieher

Das so genannte „bewegliche Vermögen“
(dazu zählen Mobiliar, Hausrat, Hifi-Anlage,
Fernseher, Auto, Schmuck, Bargeld usw.)
pfändet ein Gerichtsvollzieher bzw. Voll -
streckungsbeamter einer Behörde. Dieser
kündigt seinen „Besuch“ in der Regel an.
Theoretisch müssen Sie den Gerichts voll -
zieher nicht in die Wohnung lassen. Aller -
dings kann er dann mit einem Durchsu -
chungsbeschluss sowie mit Hilfe eines
Schlossers und eines Nachbarn bzw. der
Polizei bei Ihnen „einbrechen“. Die Kosten
hierfür zahlen Sie. Üblicher ist es aller-
dings, dass er Sie, wenn er Sie nicht an-
getroffen hat, sofort zur Abgabe der eides -
stattlichen Versicherung lädt (vgl. S. 26). 

Achtung !

Achtung !

Achtung !

Zwangsvollstreckung

Behörden-Schulden

··· TIPPS ··· ··· TIPPS ···
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Was Sie im Rahmen einer 
bescheidenen Lebens -

führung oder zur Ausübung Ihres Berufes
benötigen, darf nicht gepfändet werden.
Dies betrifft z.B. das übliche Mobiliar und
den üblichen Hausrat (Tisch, Stuhl, Schrank,
Sitzgarnitur, Kühlschrank, etc.), da diese
Gegenstände zum Existenzminimum
gehören.

Auch bei den pfändbaren Gegenständen
wägt der Gerichtsvollzieher ab, ob dieses
„Pfandgut“ überhaupt einen ausreichen-
den Wert hat. Einen Fernseher, eine Hifi-
Anlage oder ein Computer werden bei-
spielsweise oft nicht gepfändet, obwohl
sie eigentlich pfändbar wären. Denn ein
gebrauchtes Gerät bringt bei einer Ver -
steigerung oft nichts oder so wenig, dass
nicht einmal die entstehenden Kosten ab-
gedeckt werden könnten.

Pfandgut-Beispiele:
• Fernseher, Hifi-Anlage: pfändbar
• Radio: nicht pfändbar (ein Gerät pro

Wohnung)
• Video (-kamera), Fotoapparat: pfändbar
• Waschmaschine: nicht pfändbar
• Mikrowelle: pfändbar, wenn zusätzlich

ein Herd in der Wohnung vorhanden ist.
• Auto, Motorrad: pfändbar, wenn es nicht

zwingend zur Erreichung der Arbeits stelle
benötigt wird.

• Computer: pfändbar, wenn er nicht zwin -
gend für die Berufstätigkeit benötigt wird.

• Schmuck, Kunstgegenstände, Anti qui -
täten: pfändbar, 

• Bargeld: pfändbar, sofern dadurch nicht
das Existenzminimum gefährdet ist.

Der Gerichtsvollzieher geht
davon aus, dass alles, was

sich in Ihrer Wohnung befindet, auch Ihr
Eigentum ist. Er kann daher theoretisch
auch Gegenstände pfänden, die Ihren Mit -
bewohnern gehören. Wenn Sie aber glaub -
haft nachweisen, z.B. durch Quittungen,
Rechnungen oder Erklärungen, dass diese
Gegenstände jemand anderem gehören,
pfändet der Gerichtsvollzieher in der Regel
nicht. Auch Gegenstände, die Sie noch
nicht vollständig bezahlt haben, sind nicht
pfändbar, da sie bis zur Zahlung der letzten
Rate dem Verkäufer gehören. Darüber soll -
ten Sie für den Gerichtsvollzieher Nach -
weise vorlegen können.

Pfändet der Gerichtsvoll -
zieher etwas, das einer

anderen Person gehört, muss diese Person
beim zuständigen Gericht eine sog. Dritt -
widerspruchsklage einreichen. Sie muss
bei Gericht erklären und möglichst bewei-
sen, dass das Pfandgut ihr Eigentum ist und
eine Freigabe beantragen. In der Regel
führt diese Klage problemlos zum Erfolg.
Gepfändete Gegenstände werden oft nicht
gleich mitgenommen, sondern mit dem
Pfandsiegel, dem „Kuckuck“ versehen.
Der Gerichtsvollzieher gibt Ihnen damit eine
Gelegenheit, die Forderung noch, ggf. in
Raten, auszugleichen. 

Darüber hinaus interessieren den Gerichts -
vollzieher auch Ihre sonstigen Besitztümer
wie z.B. Sparverträge, Lebensversiche run -
gen, Ihre Bankverbindung, das Einkom men
und der Arbeitgeber.

Wenn der Gerichtsvoll zie her
nur im Rahmen der Pfändung

fragt, können Sie die Auskunft verweigern,
um sich vor weiteren Pfändungen zu schüt -
zen. Fragt der Gerichtsvollzieher aber im
Rahmen der eidesstattlichen Versiche rung,
müssen Sie die Fragen wahrheitsgemäß
beantworten. Denn eine eidesstattliche
Falschaussage wird bestraft.

• Lassen Sie sich vom Gerichtsvollzieher
immer den amtlichen Dienstausweis
zeigen, bevor er Ihre Wohnung betritt. 

• Lassen Sie keinen Mitarbeiter von
Inkassounternehmen, die mitunter vor-
täuschen, dass sie gerichtlich beauf-
tragt sind, in Ihre Wohnung.

• Antworten Sie auf die Fragen des Gerichts -
vollziehers im Rahmen der eidesstattli-
chen Versicherung wahrheitsgemäß.

··· TIPPS ···

Achtung !Achtung !

Achtung !

Achtung !
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Mit der Zustellung eines Pfändungs- und
Überweisungsbeschlusses kann der Gläu -
biger vom Drittschuldner Zahlungen Ihrer
pfändbaren Einkommensanteile verlangen.
Er kann Ihren Lohn/Gehalt, Ihr Arbeits lo -
sengeld oder Rentenanspruch u. ä. ebenso
pfänden wie mögliche Guthaben auf Konten,
Ansprüche aus Lebensversicherungen und
Bausparverträgen oder Erstattungs an sprüche
beim Finanzamt. 
Regelmäßige Einkünfte aus Arbeitsver hält -
nissen, Renten und Leistungen des Arbeits -
amtes, Krankengeld und andere Lohner satz -
 leistungen sind grundsätzlich pfändbar,
soweit sie die Pfändungsfreigrenze über-
schreiten. 
Besondere Sozialleistungen wie z.B. Sozial -
hilfe, BAföG oder Erziehungsgeld sind un-
pfändbar. Kindergeld kann nur durch das
entsprechende Kind gepfändet werden.
Die Besonderheit bei Pfändung von Konten
sowie sonstigen Vermögenswerten wird
auf S. 28 f. näher beschrieben.

Das folgende gilt für alle regelmäßigen
Einkünfte aus Arbeitsverhältnissen sowie
Lohnersatzleistungen, wie z.B. Leistungen
des Arbeitsamtes, Renten, Krankengeld. 

Mit der amtlichen Zustellung des Pfändungs-
und Überweisungsbeschlusses beim Arbeit -
geber bzw. Sozialleistungsträger (Dritt -
schuldner) hat der Gläubiger Ihr Einkommen
gepfändet. Bis zu einer bestimmten Höhe
ist allerdings das Einkommen gemäß der
Pfändungsfreigrenze (im Anhang dieser
Broschüre) nicht pfändbar und immer an Sie
auszubezahlen. Erst wenn Ihr Einkom men
diesen Betrag übersteigt, ist der über stei -
gende Betrag an den Gläubiger zu über-
weisen. Pfänden mehrere Gläubiger Ihr
Einkommen, erhält zunächst der Gläu bi ger
den pfändbaren Betrag, der zuerst einen
Pfändungs- und Überweisungsbeschluss
beantragt hat. Erst wenn dieser in voller
Höhe bezahlt ist, erhält der nächste Gläu -
biger Ihre pfändbaren Einkommensteile.

Die Höhe des pfändbaren Betrages gemäß
der Pfändungstabelle richtet sich nach

Ihrem Nettoeinkommen sowie der Anzahl
der unterhaltsberechtigten Personen (d.h.
Ehepartner und Kinder). Besondere Ein kom -
 mensanteile bleiben bei der Ermittlung des
Nettoeinkommens unberücksichtigt. 

Zusätzlich ist vom Weihnachtsgeld ein
Betrag in Höhe der Hälfte des monatli-
chen Bruttolohnes, höchstens aber 500
Euro, pfändungsfrei. Der übersteigende
Betrag wird in voller Höhe an den Gläu -
biger überwiesen.

Ein Beispiel:
Einem Arbeitnehmer mit einem monatli-
chen Nettoeinkommen in Höhe von 1.700,-
EURO und Unterhaltsverpflichtungen ge-
genüber seiner Ehefrau und einem Kind
kann ein Betrag von 55,01 Euro gepfändet
werden. So verbleibt ihm von seinem
Einkommen immerhin ein Betrag in Höhe
von 1.644,99 Euro
Da Ihr Arbeitgeber/Sozialleistungsträger
den pfändbaren Betrag berechnet, machen
Sie ihn auch auf unterhaltsberechtigte
Personen, die nicht auf der Steuerkarte
stehen, aufmerksam. Überprüfen Sie den-
noch immer die Richtigkeit des abgeführ-
ten Betrages. Unterstützung erhalten Sie
von den Schuldnerberatungsstellen.

• Verfügt Ihr Ehepartner über eigenes
Ein kommen, ist er dennoch als unter-
haltsberechtigte Person zu berücksich-
tigen. Allerdings kann der Gläubiger
beim Voll streckungsgericht beantra-
gen, dass der Ehepartner nicht oder
nur zu einem Teil berücksichtigt wird.

Abtretungserklärung

Ähnliche Auswirkungen wie ein Pfändungs-
und Überweisungsbeschluss hat eine
„Abtretungserklärung“. Diese Abtretung
unterzeichnen Sie in der Regel bereits bei
Vertragsabschluss, insbesondere für einen
Bankkredit. Darin willigen Sie ein, dass der
Gläubiger (die Bank), ohne einen Umweg
über das Gericht, mit Hilfe der Abtretungs -
er klärung sofort bei einem Dritten (Arbeit -
geber bzw. Sozialleistungsträger) Ihr
Einkommen pfänden darf, sobald Sie Ihrer
Zahlungsverpflichtung nicht mehr nach-
kommen. Ihr Arbeitgeber/Sozialleis tungs -

träger ist auch hier verpflichtet, den pfänd-
baren Anteil Ihres Einkommens an den
Gläubiger zu überweisen.

Für den Gläubiger hat die Abtretungser -
klärung erhebliche Vorteile. Ohne den
Umweg über das Gericht zu gehen, kann er
sich direkt an den Drittschuldner wenden.
Wenn beim Drittschuldner bereits mehrere
Gläubiger Ansprüche auf Ihr pfändbares
Einkommen erheben, erhält meistens der
Gläubiger mit der ältesten Abtre tungs er -
klärung vor den Pfändungsgläubigern Ihr
pfändbares Einkommen.

Neben Lohn- /Gehaltsansprüchen sowie
Ansprüchen auf Lohnersatzleistungen wie
z.B. Renten, Arbeitslosengeld/-hilfe, Kran -
kengeld können aber auch z.B. Spargut -
haben oder Lebensversicherungen abge-
treten werden.

• Unterzeichen Sie möglichst keine Lohn-
und Gehaltsabtretungen. Sie haben nur
recht eingeschränkte Möglichkeiten,
sich gegen eine solche Abtretung zu
wehren.

• Viele Inkassounternehmen, aber auch
Rechtsanwälte, verlangen von Ihnen
neben einem Schuldanerkenntnis oder
einer Tilgungsvereinbarung eine Abtre -
tungserklärung. Da hierfür keine recht-
liche Notwendigkeit besteht, informieren
Sie sich bei den Schuldner beratungs -
stellen, bevor Sie Vordrucke der Gläu -
biger unterschreiben.

• Einige Arbeitgeber schließen in ihren
Arbeitsverträgen bzw. Betriebsverein -
barungen die Anerkennung von Abtre -
tungen aus. Sollte Ihrem Arbeitgeber
bisher keine Abtretung Ihrer Gläubiger
vorliegen, können Sie versuchen, eine
Ausschlussvereinbarung mit Ihrem
Arbeitgeber zu schließen.

Anhebung der Pfändungs frei -
grenze

Die Pfändungstabelle legt genau fest, wie
viel Ihr Drittschuldner von Ihrem Einkom -
men an den Gläubiger überweisen muss. 
Sie können beim Vollstreckungsgericht 
jedoch einen Antrag auf Erhöhung der

Forderungspfändung

··· TIPPS ···

Lohn- und
Gehaltspfändungen

··· TIPPS ···
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Pfändungsfreigrenze gem. § 850f Zivil -
prozessordnung (ZPO) beantragen, wenn
z.B.
• Ihre Miete sehr hoch ist
• Sie eine hohe Zahl unterhaltsberechtigte

Personen haben
• Ihnen erhebliche Mehraufwendungen auf

Grund Ihres Berufes oder Ihrer Erkran kung
entstehen.

Denn durch eine Pfändung soll niemand
sozialhilfebedürftig werden.

• Lassen Sie sich von Ihrem Sozialamt
eine fiktive Sozialhilfeberechnung er-
stellen, bevor Sie beim Vollstreckungs -
gericht einen Antrag auf Erhöhung der
Pfändungsfreigrenze stellen. Darin
müssen die Sozialhilferegelsätze, die
Warmmiete, evtl. Versicherungs bei träge,
Mehrbedarfszuschläge für Arbeit sowie
Alleinerziehende, krankheitsbedingte
Mehraufwendungen sowie Fahrgeld
enthalten sein. Bestehen Sie auch auf
die Anerkennung eines Pauschalbe tra -
ges in Höhe von 15 % der Regelsätze,
der den einmaligen Leistungen für
Sozialhilfeempfänger entspricht.

• Ist der berechnete Sozialhilfebedarf
höher als der nach der Pfändung ver-
bleibende Betrag Ihres Einkommens,
sollten Sie beim Vollstreckungsgericht
die Anhebung der Pfändungsfreigrenze
beantragen. Unterstützung erhalten
Sie bei den Schuldnerberatungsstellen.

Viel schwieriger ist die 
Er höhung der Pfändungs -

frei grenzen bei einer Abtretung. Zwar muss
Ihr Arbeitgeber/-Sozialleistungs träger
auch hier die Pfändungstabelle beachten.
Reicht das verbleibende Einkommen aller-
dings nicht für Ihren sozialhilferechtlichen
Bedarf, müssen Sie eine Klage beim
Gericht einreichen. Da dieser Weg sehr
kosten- und zeitintensiv ist, versuchen
Sie, mit dem Gläubiger eine Einigung zu
erzielen. 

Pfändung aufgrund von Unter -
haltsansprüchen

Wenn Sie Ihren Unterhaltsverpflichtungen
gegenüber Ihren Kindern bzw. Ehegatten
nicht nachkommen, können diese eben-
falls Ihr Einkommen pfänden. Ein Unter -

haltsgläubiger erhält selbst dann noch Teile
Ihres Einkommens, wenn bereits andere
Gläubiger Ihr Einkommen pfänden. Denn
bei Unterhaltsforderungen sind die un-
pfändbaren Freibeträge niedriger angesetzt. 

Ihren sog. „Selbst- bzw. Mindestbedarf“
bei Unterhaltspfändungen erfahren Sie
bei dem Familiengericht, Jugendämtern
sowie den Schuldnerberatungsstellen.
Als Richtwert wird meistens die Düssel -
dor fer Tabelle genutzt.

Ein Beispiel:
Bei einem Nettolohn von 1.600,- Euro und
einer Unterhaltsverpflichtung können
nach der Pfändungstabelle 122,05 Euro
gepfändet werden. Dem Schuldner ver-
bleiben somit von seinem Einkommen
noch 1.477,95 Euro. Gegenüber einem
Unterhaltsgläubiger liegt aber der un-
pfändbare Selbstbehalt gem. Düsseldorfer
Tabelle vom 01.01.10 bei 900,- Euro. Für
ein z.B. zweijähriges Kind wurden 333,-
Euro monatliche Unterhaltszahlung fest-
gesetzt. Diese Kind kann dann von dem
bereits gepfändeten Lohn den monatli-
chen Unterhalt in Höhe von 333,- Euro er-
halten. Bestehen für dieses Kind bereits
aktuelle Unterhaltsrückstände (d.h. nicht
älter als 1 Jahr) bzw. sind mehrere Unter -
haltsverpflichtungen über die Lohnpfän -
dung zu bezahlen, kann der Lohn bis zu
dem festgelegten Selbstbehalt in Höhe
von 900,- Euro heruntergepfändet wer-
den. Somit kann von diesem bereits ge-

pfändeten Lohn in diesem Beispiel insge-
samt bis zu 577,95 Euro für Unterhalt ge-
pfändet werden.

Wer rechtskräftig zur 
Zah lung von Unterhalt 

verpflichtet ist und dieser Pflicht mutwillig
nicht nachkommt, kann dafür zu einer
Haftstrafe verurteilt werden. Reicht daher
Ihr Einkommen nicht aus, um Ihre Unter -
halts verpflichtung in voller Höhe zahlen zu
können, sollten Sie beim zuständigen
Jugendamt oder beim Familiengericht einen
Antrag auf Neufestsetzung (Herab set zung)
Ihrer Unterhaltsverpflichtung stellen (siehe
dazu auch Seite 35).

Auch Guthaben auf Girokonten, Spargut -
haben, künftige Ansprüche aus Lebens ver -
sicherungen und Bausparverträgen sowie
Steuererstattungsansprüche können ge-
pfändet werden. Sie erhalten von jedem
Pfändungs- und Überweisungsbeschluss
eine Durchschrift, nachdem er beim Dritt -
schuldner zugestellt wurde. Leider kommt
es häufiger vor, dass Sie erst erheblich
später als der Drittschuldner von der Pfän -
dung Kenntnis erhalten.

Nur für Ihr Bankkonto ist ein Pfändungs -
schutz möglich. Aller weiteren Vermögens -
werte werden immer an den Gläubiger
ausbezahlt.

Achtung !

··· TIPPS ···
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Allgemeine Tipps zum Konto

Von einem Gemeinschaftskonto zu
Ein zel konten wechseln !
Für Ehepaare, eingetragene Lebenspart -
ner schaften, Lebensgemeinschaften oder
alle anderen, die ein Konto gemeinschaft-
lich nutzen: Falls bei einem Kontoinhaber
Zahlungsprobleme drohen, sollten ge-
trennte Konten geführt werden. Bei einem
gemeinsamen Konto kann es zu erhebli-
chen Schwierigkeiten kommen, sobald ge-
gen einen der Kontoinhaber eine Konto -
pfändung vorliegt.

Ein Guthabenkonto führen!
Führen Sie Ihr Konto als Guthabenkonto
ohne Dispositionskredit, denn Kon topfän -
dungsschutz erhalten Sie nur, wenn Ihr
Konto nicht im Minus ist. Im Falle einer
Kontopfändung könnte die Bank den
Dispo si tionskredit kündigen und Geld ein -
gänge mit dem Minus des Kontos verrech-
nen. Auf diese Weise könnte die Aus zah -
lung Ihrer Geldeingänge verweigert
werden.

Lassen Sie sich beraten!
Seit dem 01.07.2010 gibt es bis zum
31.12.2011 zwei Möglichkeiten, auf eine
Kontopfändung zu reagieren. Obwohl im
Folgenden ein Überblick über die beiden
Maßnahmen gegeben wird, ist es sinnvoll,
sich bei einer drohenden Kontopfändung
rechtzeitig an die anerkannte Schuldner-
und Insolvenzberatungsstelle in Ihrem
Wohnbezirk zu wenden, die Sie bei der
Auswahl der besten Handlungs möglich -
keit berät. Eine Kontopfändung könnte
drohen, wenn gegen Sie vollstreckbare
Titel vorliegen (Vollstreckungsbescheide,
notarielle Schuldanerkenntnisse,
Gerichts urteile etc.) bzw. nachdem Sie
Ihre Bankverbindung in einer eidesstattli-
chen Versicherung angeben mussten.

Maßnahmen zum Pfändungsschutz

Ihrer Bank wird ein Pfändungs- und Über-
weisungsbeschluss (kurz: PfüB) zugestellt.
Sie wird dadurch verpflichtet, Guthaben
auf Ihrem Konto bis zur Forderungshöhe
des Gläubigers für vier Wochen zurückzu-

halten. In der Regel informiert Sie die
Bank über die Kontopfändung. Innerhalb
der vier Wochen darf sie an niemanden
auszahlen. An Sie als Kontoinhaber erfolgt
eine Auszahlung nur dann, wenn Sie eine
der im Folgenden erläuterten Maßnahmen
ergreifen.

Haben Sie innerhalb der
vier Wochen nichts unter-

nommen, wird das vorhandene Guthaben
in voller Höhe an den Gläubiger überwie-
sen.

Kontoschutz durch das neue 
P-Konto (§ (850k ZPO neu)

Innerhalb der vier Wochen haben Sie die
Möglichkeit, bei Ihrer Bank die Umwand -
lung Ihres derzeitigen Girokontos in ein P-
Konto zu beantragen und erhalten damit
den vollen Pfändungsschutz. Im Rahmen
der gleich noch näher erläuterten Frei be -
träge können Sie dann auch sofort nach
Einrichtung des P-Kontos über Ihr Gut -
haben verfügen.

Das P-Konto gibt es nur
als Einzelkonto für natürli-

che Personen. Jede Person darf nur ein 
P-Konto führen, welches auch in die
Schufa eingetragen wird. Werden zwei P-
Konten gleichzeitig geführt, riskieren Sie,
dass Ihr Geld an den Gläubiger ausgezahlt
wird. Zusätzlich droht eine strafrechtliche
Verfolgung.

Grundpfändungsschutz (Sockelbetrag)
Zunächst ist die Höhe des Schutzes Ihrer
Geldeingänge auf einen sogenannten
Sockelbetrag beschränkt. Dieser beträgt
985,15 EUR für den Kalendermonat. Über
diesen Betrag können Sie frei verfügen,
d.h. die Bank kann trotz Pfändung Dauer -
aufträge, Überweisungen und Lastschrif -
ten ausführen und Geld an Sie auszahlen.
Die Herkunft der Geldeingänge ist egal.
Arbeitseinkommen, Rente, Sozial leis tun -
gen, Honorare für Selbständige, einmalige
Leistungen usw. sind gleichgestellt.

Erhöhung des Sockelbetrages
Unter bestimmten Voraussetzungen kann
sich der Freibetrag erhöhen. Hierfür müs-
sen Sie Ihrer Bank eine entsprechende
Bescheinigung vorlegen.

a)Bescheinigung des sogenannten
aufgestockten Sockelbetrages 

Ihre Bank wird nur von bestimmten
Stellen Bescheinigungen über einen auf-
gestockten Sockelbetrag anerkennen.
Hierbei handelt es sich um: Arbeitgeber,
Familienkassen, Sozialleistungsträger
(Jobcenter, Sozialamt, Bundesagentur für
Arbeit, Rententräger), geeignete Personen
(Rechtsanwalt/Steuerberater), anerkann-
te Schuldner- und Insolvenzberatungsstel -
len bzw. das Vollstreckungsgericht, wel-
ches einen entsprechenden Beschluss
fasst.
Die Stellen bescheinigen Ihnen: einen
Grundfreibetrag für Sie, den Kontoinha -
ber, weitere Freibeträge wegen gesetzli-
cher Unterhaltsverpflichtungen oder weil
Sie aufgrund einer Bedarfsgemeinschaft
für weitere Personen Leistungen nach
dem SGB II oder XII erhalten, Geldleistun -
gen zum Ausgleich des durch einen
Körper- oder Gesundheitsschaden beding-
ten Mehraufwandes (§ 54 Abs. 3Nr. 3
SGB I Nr. 2), Kindergeld und einmalige
Sozialleistungen (§ 54 Abs. 2 SGB I )

Die Bank kann die einmali-
gen Sozialleistungen nur

auszahlen, wenn diese in dem Monat, für
den diese bescheinigt wurden, auch auf
dem Konto eingehen.
Unterhaltsvorschuss und Barunterhalt
sind Einkommen des Kindes. Wird da-
durch der erhöhte Sockelbetrag über-
schritten, sind diese beiden Einkünfte
nicht geschützt. Sie sollten in diesem Fall
ein extra Konto für Ihr Kind einrichten und
diese Einkünfte dorthin überweisen las-
sen.

b) Beschluss des Vollstreckungs -
gerichtes/Freigabe durch die 
Voll streckungsstelle

Alle Beträge, die durch die geeigneten
Stellen nicht bescheinigt werden können,
müssen bei öffentlichen Gläubigern durch
die Vollstreckungsstelle (Hauptzollamt,
Finanzamt usw.) bei allen anderen
Gläubigern durch das Vollstreckungsge -
richt (Amtsgericht Ihres Wohnbezirkes) er-
mittelt und freigegeben werden. 

Dazu gehören: erhöhte Beträge, die sich
aufgrund der Pfändungstabelle ergeben,
Weihnachtsgeld, Urlaubsgeld,
Abfindungen, Treuegelder, Schmutz- und

Achtung !

Achtung !

Kontopfändung

Achtung !
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Erschwerniszulagen, Stiftungsgelder bzw.
im Netto enthaltene Kranken- und Pflege -
ver sicherungsbeiträge

Kontoschutz nach altem
Pfändungsschutz

Bis zum 31.12.2011 besteht auch noch die
Möglichkeit, Pfändungsschutzmaßnahmen
nach altem Recht zu ergreifen. 

Um auf diesem Weg an Ihr Geld zu kom-
men, müssen Sie einen Antrag auf Pfän -
dungs schutz stellen. Wenden Sie sich an
die Stelle, die den "PfüB" ausgestellt hat,
z.B. an das Amtsgericht (Rechtsan trags -
stelle), das Finanzamt (Pfändungsstelle),
das Hauptzollamt oder die Krankenkasse.

1. Für jeden „PfüB" muss
ein eigener Antrag auf

Pfändungsschutz gestellt werden.
2. Pfändungsschutz wird nur auf Ihren
Antrag und nur für wiederkehrende, von
dritter Seite auf Ihr Konto überwiesene
Einkünfte (Lohn/Gehalt) gewährt werden.
Dagegen kann für einmalig eingehende
Geldzuwendungen, z.B. Geldgeschenke,
Steuererstattungsansprüche oder auch
Einzahlungen, die Sie selbst aus Ihrem
Einkommen vornehmen, kein Pfändungss -
chutz eingreifen. Wenn Sie also z.B. Ihr
ALG II auf Ihr Konto einzahlen, um Ihre
Miete zu überweisen, geht das Geld statt-
dessen an die Gläubiger, die das Konto
gepfändet haben! 

a) Pfändung von Lohn / Gehalt 
Auf Ihrem Konto geht Ihr Lohn/Gehalt
ein. Durch die Kontopfändung werden alle
Überweisungen, Daueraufträge, Last -
schrif ten und Barauszahlungsaufträge von
Ihnen nicht ausgeführt! 
Die einmalige vierwöchige Schutzfrist hat
mit der Zustellung des „PfüBs" an die
Bank begonnen. Wenn kein Pfändungs -
schutz beantragt wird, geht das Geld da-
nach an die Gläubiger. Wird auch vor dem
nächsten Geldeingang kein Pfändungs -
schutz beantragt, geht jede weitere
Zahlung von Lohn/Gehalt sofort ohne
Schutzfrist an die Gläubiger. Um dies zu
vermeiden, muss der Freigabeantrag vor
dem nächsten Lohneingang gestellt sein.
Gehen Sie deshalb sofort zur Stelle, die
den „PfüB“ ausgestellt hat: bei öffentli-
chen Gläubigern ist das die Vollstreck -
ungs stelle (Hauptzollamt, Finanzamt

usw.), bei allen anderen Gläubigern das
Vollstreckungsgericht (Amtsgericht Ihres
Wohnbezirkes). Dort beantragen Sie die
Freigabe des nicht pfändbaren Teils Ihres
Einkommens nach § 850 l Abs. 2 der
Zivilprozessordnung (ZPO) auch für alle
zukünftigen Lohneingänge. 
Erst nach Freigabe Ihres Einkommens
können Sie über dieses verfügen.

Mit dem Beschluss gehen Sie zu Ihrer
Bank, die Ihnen nun den freigegebenen
Teil Ihres Lohnes auszahlen muss. Eine
Freigabe des Kontos mit Wirkung auch für
zukünftige Lohneingänge ist allerdings lei-
der nur dann möglich, wenn der Lohn je-
den Monat genau gleich hoch ist.
Schwankt er dagegen von Monat zu Mo -
nat auch nur um wenige Euro, so muss je-
des Mal vor Eingang des Lohnes ein neuer
Antrag auf Freigabe gestellt werden.

Für den ersten Monat
kann es passieren, dass

Ihnen weniger als der pfändungsfreie Teil
des Einkommens verbleibt. Dabei gilt die
Faustregel: Je mehr Zeit vergeht zwischen
dem Eingang des Lohns auf dem Konto
und der Stellung des Antrags auf Pfän -
dungsschutz, umso weniger Geld wird an
Sie freigegeben! Verlieren Sie keine Zeit,
jeder Tag zählt!

b) Eingang von Sozialleistungen

Gehen Sozialleistungen auf Ihrem Giro -
konto in, so sind diese sind nach § 55
Sozialgesetzbuch (SGB) I nach Eingang
des Geldes 14 Tage lang “geschützt", d.h.
innerhalb dieser Frist muss die Bank bei

Vorlage entsprechender Bescheide die
Sozialleistungen in voller Höhe auszahlen.
Zu den Sozialleistungen gehören unter an-
derem: Krankengeld, Sozialhilfe, Arbeits -
losengeld I und II, Bafög, Rente, Kinder -
geld, Wohngeld, Elterngeld und Pflegegeld
und Unterhaltsvorschuss.

Die Aufhebung der Kontopfän -
dung/Unpfändbarkeitsanordnung

Das Vollstreckungsgericht kann eine
Kontopfändung aufheben. Sie müssen ei-
nen entsprechenden Antrag stellen, bei
mehreren Pfändungen muss für jede
Pfändung ein eigener Antrag gestellt wer-
den. Das Vollstreckungsgericht kann fer-
ner die Unpfändbarkeit des Kontos für ei-
ne Zeit von max. 12 Monaten anordnen.
Diese Anordnung erfasst alle eingehen-
den Pfändungen, es ist also nur ein
Antrag nötig.

Nach Ablauf der zwölf
Monate lebt die Pfändung

wieder auf, ohne dass Sie darüber infor-
miert werden. Für beide Maßnahmen
müssen Sie nachweisen, dass in den letz-
ten 6 Monaten vor Antragstellung auf Ihr
Konto nur unpfändbare Einkünfte einge-
gangen sind. Darüber hinaus müssen Sie
glaubhaft machen, dass auch in den näch-
sten 12 Monaten nur unpfändbare
Beträge zu erwarten sind.

Auf Antrag des Gläubigers können Sie vom
zuständigen Gerichtsvollzieher zur Abgabe
der eidesstattlichen Versicherung (früher
Offenbarungseid) verpflichtet werden. Die
eidesstattliche Versicherung hat zum Ziel,
Ihre gesamte Vermögenssituation offen zu
legen. Auf diese Weise versucht der Gläu -
biger herauszufinden, ob Sie trotz ver-
schiedener Pfändungsversuche noch über
weitere Vermögenswerte verfügen.

Für diese Verpflichtungen muss eine
der folgenden Voraussetzungen er-
füllt sein:
• die Pfändung des Gerichtsvollziehers

führte nicht zu einer vollständigen
Begleichung der Forderung,

• der Gläubiger macht glaubhaft, dass die
Forderung durch die Pfändung nicht voll-

Achtung !

Achtung !
Achtung !

Die eidesstattliche
Versicherung
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ständig befriedigt wird,
• Sie verweigern dem Gerichtsvollzieher

die Durchsuchung Ihrer Wohnung,
• der Gerichtsvollzieher hat Sie nicht in

Ihrer Wohnung angetroffen, obwohl er
seinen Besuch mindestens zwei Wochen
vorher angekündigt hat. Dies gilt nicht,
wenn Sie Ihre Abwesenheit glaubhaft
entschuldigen können.

Für die eidesstattliche Versicherung müssen
Sie einen Fragebogen (=Vermögens ver -
zeichnis) wahrheitsgemäß und vollständig
beantworten. Erfragt werden insbesondere
Ihre Einkommenssituation, Ihre Bankver -
bindung, kapitalbildende Versicherungen
sowie sonstige Vermögenswerte (Auto,
Grundstücke, Steuererstat tungs an sprüche,
Mietkaution ). Eine Kopie dieses Vermö -
gens verzeichnisses erhält der Gläubiger.
Auch andere Gläubiger können auf Antrag
eine Kopie des Vermögensverzeichnisses
erhalten.

Der Gerichtsvollzieher kann bereits im
Rahmen eines erfolglosen Vollstreckungs -
versuches (also bereits in Ihrer Wohnung)
die Abgabe der eidesstattlichen Ver si che -
rung fordern. Dieser sofortigen Abgabe
können Sie widersprechen. In diesem Fall
setzt der Gerichtsvollzieher innerhalb der
nächsten zwei bis vier Wochen einen neuen
Termin an. 

Der Widerspruch ist aber nur dann sinn-
voll, wenn Sie eine realistische Chance
haben, in dieser Zeit eine einvernehm -
liche Regelung mit Ihrem Gläubiger zu
treffen.
Auf Ihren Antrag kann die Abgabe der
eidesstattlichen Versicherung um bis zu
sechs Monaten verschoben werden,
wenn Sie glaubhaft darlegen, dass Sie die
Fo r de rung in dieser Zeit tilgen werden.
Aller dings muss der Gläubiger dieser
Terminver schie bung zustimmen.

Sie müssen die Fragen im 
Vermögensverzeichnis

wahrheitsgemäß und vollständig ausfüllen.
Eine eidesstattliche Falschaussage ist
strafbar. Bleiben Sie dem Termin zur Ab -
gabe der eidesstattlichen Versicherung
unentschuldigt und ohne einen triftigen
Grund fern, kann der Gläubiger einen
Haftbefehl gegen Sie beantragen. Mit die-
sem Haftbefehl sollen Sie gezwungen
werden, die eidesstattliche Versicherung
abzugeben. Sobald Sie diese abgegeben
haben, wird der Haftbefehl aufgehoben. 
Nach der Abgabe der eidesstattlichen Ver -
sicherung werden Sie beim zuständigen
Amtsgericht ins „Schuldnerverzeichnis“
sowie in die „Schufa“ eingetragen. 

Das ist für Sie aber auch mit Vorteilen
ver bunden. Die Gläubiger wissen jetzt,
dass bei Ihnen nichts mehr zu holen ist.
Dadurch kann erst einmal Ruhe einkeh-
ren. Die eidesstattliche Versicherung ist
drei Jahre gültig. Ausnahme: Ihre finanziel-
le Lage ändert sich in dieser Zeit und der
Gläubiger erlangt davon Kenntnis.

Wenn Sie die Forderung innerhalb der drei
Jahre tilgen konnten, ist die negative Ein -
tragung sowohl im Schuldnerverzeichnis,
als auch in der Schufa sofort zu löschen.

Werden Sie nach Abgabe der eidesstatt-
lichen Versicherung von weiteren Gläu -
bigern „belagert“, teilen Sie ihnen Datum,
Aktenzeichen sowie das Amtsgericht mit,
bei dem Sie die Versicherung abgegeben
haben.

Achtung !

··· TIPPS ···

··· TIPP ···

Machen Sie
mir es doch

nicht so
schwer!

Wie werde
ich den bloß
wieder los?



32

Ratgeber für Betroffene zum Thema Schulden der LAG SIB Berlin e.V.

4.  IRRWEGE
4.1 KOMMERZIELLE SCHULDEN REGU LIERER

Mit vollmundigen Versprechen erscheinen
sie für Menschen in finanzieller Not oft als
der einzige Ausweg. In Werbung, Kleinan -
zeigen oder dem Internet werden Kredite
und Schuldenregulierung angeboten. Sie
bieten selbst denjenigen, die bei ihrer
Bank als „nicht kreditwürdig“ abgelehnt
wurden, die Aussicht auf ein schnelles,
unkompliziertes Darlehen oder professio-
nelle Hilfe in Überschuldungssituationen. 

Bei solchen Angeboten gilt es aber, äußerste
Vorsicht walten zu lassen, denn neben se-
riösen Anbietern beherrschen zunehmend
unseriöse, teils auch kriminelle, Anbieter
den Markt. Die nachfolgenden Informationen
zeigen, worauf Sie bei der Suche nach se-
riösen Angeboten achten sollten.

Häufig werben derartige Firmen – die teil-
weise auch als Verein organisiert sind –
mit Slogans wie „Schulden – Kredit abge-
lehnt?“, „Finanzsanierung“,
„Schulden regulierung ohne Wartezeiten“,
und „nur noch eine Rate“. 

In vielen Fällen lassen sie sich die Kunden
über Vorvermittler (welche gesondert be-
zahlt werden müssen) zuführen, wobei in
einer Reihe von Fällen auch noch vorge-
spielt wird, es werde ein Umschuldungs -
kredit vermittelt. Teilweise nutzen sie auch
widerrechtlich Informationen aus dem
Schuldnerregister, um gezielt Kunden zu
werben.

Auch wenn die Werbung verlockend klingen
mag, und Slogans wie „Sie zahlen nur noch
an eine Stelle!“ bei erdrückenden Schul -
den und einer Flut von Mahnungen Hilfe

verheißen, sollten Sie bedenken: Die Ein -
schaltung eines kommerziellen Schulden -
regulierers ist in der Regel wirtschaftlich
vollkommen unsinnig. 

In den Verträgen der unseriösen Regulierer
werden die Überprüfungen der Forderun gen
sowie Ver handlungen mit den Gläubigern
regelmäßig ausgeschlossen. Der Schrift -
wechsel mit den Gläubigern wird auf einen
- zusätzlich zu bezahlenden - Rechtsanwalt
verlagert. Die versprochene Hilfe des
Schulden re gulierers reduziert sich damit
auf die Ent gegennahme von Raten und –
nach Abzug der eigenen sowie der An walts -
gebühren – Weiterleitung an die Gläubiger.
Die versprochene Leistung wird – wenn
überhaupt - erst erbracht werden, nach-
dem Kostenforderungen von einigen
Hundert bis zu einigen Tausend Euro beg-
lichen sind. Die unvermeidliche Folge ist,
dass Ihre Schulden nicht ab- sondern so-
gar zunehmen und sich Ihre finanzielle
Misere verschärft.

• Den außergerichtlichen Einigungsver -
such im Rahmen eines Verbraucher in -
solvenzverfahrens dürfen - neben
Rechts anwälten, Notaren und Steuer -
beratern - nur Beratungsstellen durch-
führen, die von der jeweiligen Landes -
be hörde (in Berlin: Landesamt für
Gesundheit und Soziales bzw. Senats -
verwaltung für Soziales) als „geeigne-
te Stelle“ anerkannt sind. Im Zweifel
lassen Sie sich von der Beratungs -
stelle die entsprechende Be scheini -
gung vorlegen oder informieren Sie

sich bei der zuständigen Landes be -
hörde.

• Geben Sie niemals Originalunterlagen
aus den Händen.

• In jedem Berliner Bezirk steht Ihnen
mindestens eine gemeinnützige und vom
Land Berlin anerkannte Schuldner- und
Insolvenzberatungsstelle zur Verfü gung,
die Sie kostenlos berät. 

• Eine seriöse Schuldnerberatung ist nie
mit dem Abschluss von Versi che run -
gen, Bau sparverträgen oder neuen
Krediten verbunden.

• Eine seriöse Schuldnerberatung wird
nie mit reißerischen Inseraten werben. 

Wenn Sie trotzdem auf kommerzielle
Schuldenregulierer hereingefallen sind:
• Lassen Sie sich umgehend von Verbrau -

cherschutz-Verbänden oder den aner-
kannte Schuldner- und Insolvenzbera -
tungs stellen beraten.

• Stellen Sie sofort alle Zahlungen an den
kommerziellen Schuldenregulierer ein.

• Machen Sie eine Strafanzeige bei der
Polizei wegen Betrugs. Nur so kann den
betrügerischen Schulden-Regulieren das
Handwerk gelegt werden.

• Eine Strafanzeige bewirkt allerdings
nicht ohne weiteres, dass Sie Ihr Geld
zurückerhalten. Lassen Sie sich auch
hierzu von den o.g. Stellen beraten.

··· TIPPS ···
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Kreditvermittler vergeben selbst keine
Kredite. Sie reichen die Kreditanfragen 
lediglich an Banken weiter, die dann über
die Kreditvergabe entscheiden. Diese
„Zwischenstation“ verteuert den Kredit in
der Regel, da der Vermittler für seine
Dienstleistung bezahlt werden muss. Sie
steigert aber nicht die Chancen, tatsäch-
lich einen Kredit zu erhalten, denn die
Banken müssen daran interessiert sein,
dass der Kredit auch zurückgezahlt wer-
den kann und werden deshalb immer die
Rückzahlungsaussichten sorgfältig prüfen.
Die hierbei angelegten Maßstäbe sind bei
allen Banken sehr ähnlich, so dass die
Wahrscheinlichkeit, über einen Kreditver -
mittler noch an Geld zu kommen, gering
ist, wenn die Hausbank keinen Kredit mehr
gewährt. 

Der Kreditvermittlungsvertrag muss schrift -
lich abgeschlossen werden und die Ver gü -
tung des Vermittlers als Prozentsatz des
Darlehens ausweisen. Sowohl die Vergü -
tung, die der Kreditnehmer zahlen muss,
als auch die, die der Kreditgeber evtl. zu-
sätzlich zahlt, müssen ausgewiesen sein.
Der Kreditvermittlungsvertrag darf nicht
mit dem Darlehensantrag verknüpft sein.
Verstöße gegen diese Bestimmungen
führen zur Nichtigkeit des Vermittlungs -
vertrages (§655b BGB). Der Vergütungs -
anspruch besteht erst (§655c BGB), 
wenn der Kredit (infolge der Aktivität des

Ver mitt lers) ausgezahlt ist und ein Wider -
ruf des Kreditvertrages nicht mehr mög-
lich ist. Nebenentgelte und Auslagen für
Leistungen in Zusammen hang mit der
Kreditvermittlung darf der Vermittler nicht
verlangen. Es kann allerdings vereinbart
werden, dass in Zusammenhang mit dem
Abschluss des Kreditvertrages (nicht des
Kreditvermittlungsvertrages) entstandene,
erforderliche Ausgaben erstattet werden
(§655d BGB). Abweichende, nachteilige,
Vereinbarungen verbietet das Umgehungs -
verbot des § 655e BGB.

Unseriöse Kreditvermittler sind vielfach an
einer Kreditvermittlung gar nicht interes-
siert. Es kommt ihnen vielmehr darauf an,
Gewinne zu erzielen, in dem sie Gebühren
berechnen, auf die sie keinen Rechts -
anspruch haben. Oder sie verkaufen zu-
sätzliche (Finanz-) Dienstleistungen, für
die kein Bedarf besteht. Die gängigsten
Praktiken unseriöser Anbieter sind:

Übersendung der Kreditunter -
la gen per Nachnahme/gegen
Vorkasse

Die Übersendung von Unterlagen gegen
Nachnahme/Vorkasse stellt einen eindeu-
tigen Verstoß gegen die gesetzlichen
Regelungen dar. 

Download von Antrags-
Unterlagen mit Webdialern

Die Kreditunterlagen sollen mit Hilfe eines
Einwahlprogrammes (Dialer) aus dem
Internet geladen werden. Der Dialer baut
eine Verbindung zu teuren 

Telefonmehrwertdiensten
(0190-Verbindungen) auf. 

Zweck des Angebotes ist die Erhebung
unzulässiger Vorabgebühren über die
Telefonrechnung.

Kostenpflichtige
"Beratungshotlines" 

über Telefonmehrwertdienste ("0190-8xxxx")
Eine weitere Variante unzulässige Vorab -
gebühren zu kassieren, ist das Angebot
einer kostenpflichtigen Servicehotline
über Telefonmehrwertdienste (0190/0900
Verbindungen). 

Forderung von Auslagen pau -
scha len für Hausbesuche

Die Kosten für den Besuch eines Kredit -
vermittlers zum Zwecke des Abschlusses
eines Kreditvermittlungsvertrages sind als
Kosten der Geschäftsanbahnung nicht zu
erstatten. Allenfalls wären vom Kredit su -
chenden Auslagen zu ersetzen, die in Aus -
füh rung seines Kreditvermitt lungs auf tra ges
(also nach Abschluss des Kreditvermitt -
lungsvertrages) anfallen, diese müssten
jedoch einzeln nachgewiesen und ihre
Erforderlichkeit begründet werden.

Verkauf zusätzlicher
Finanzdienst leistungen 

(„... zur Verbesserung der Sicherheiten“)
Behauptet wird, dass durch den Abschluss
von Versicherungs- und Bausparverträgen,
oder gar den Kauf von Unternehmens be -
teiligungen, die Chancen für einen Kredit
steigen. Tatsächlich sind diese - neu ab
geschlossenen - Verträge als Sicherheit
wertlos. Dem Anbieter kommt es nur auf
die Abschlussprovision an. 

Sonstige „Leistungen“

Neben den bereits erwähnten Finanz dienst -
leistungen versuchen Kreditvermittler immer
wieder ein breites Spektrum sonstiger
Waren- und Dienst leistungen (Vorteilskarten,
Wirtschafts- und Haushaltsanalysen und -
beratungen usw.) zu verkaufen. Hierdurch
sollen Ge büh ren forderungen entstehen,
auch wenn kein Kredit vermittelt werden
kann.

#

Die Fallen

4.2 KREDITVERMITTLER
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Angebot eines zins- und til-
gungsfreien Kredites
("Depositen dar lehen")

Angeboten wird ein Kredit, der sich durch
die hochverzinsliche Anlage einer Anfangs -
zahlung (Deposit), „selbst zurückzahlen“
soll. Diese Anfangszahlung sollen Sie vor-
ab leisten. Den Anbietern kommt es nur
darauf an, das Deposit bzw. eine Vermitt -
lungsgebühr zu kassieren; ein Kredit wird
dann jedoch nicht ausgezahlt. Zur Unter -
streichung der „Seriosität“ werden soge-
nannte Bankgarantien angeboten.

Angebot eines Cash-
/Kick- Back - Modells
(„Bargeld durch Immo -
bilienkauf“)

Angeboten wird der Kauf einer (meist
überteuerten) Wohnung, deren Kaufpreis
im Darlehensvertrag gegenüber der Bank
überhöht angegeben wird. Die Differenz
zum tatsächlichen Kaufpreis soll Ihren
benötigten Kreditbedarf decken.
Obwohl Sie eigentlich nicht mehr

kreditwürdig sind, soll die Bank Ihnen den
benötigten Kredit und den Kaufpreis für
die Immobilie auszahlen. Solche Angebote
sind nicht nur regelmäßig wirtschaftlich
unsinnig. Durch die Falschangabe können
Sie sich darüber hinaus auch strafbar ma-
chen!

Gerichte haben sich zu den Praktiken di-
verser Firmen bereits eindeutig geäußert:
„Ausplünderung“, „eigennützige Ausbeu -
tung von sozial Schwachen“ oder „völlig
wertlos“. In Einzel -
fällen wurden
Betreiber be-
reits zu Haft -
strafen wegen
Betruges verurteilt.

• Lassen Sie sich nicht zu einem Haus -
be such überreden.

• Lassen Sie sich nie zu einem Vertrags -
abschluß drängen - seriöse Anbieter
lassen Ihnen Bedenkzeit.

• Lesen Sie sich genau durch, was Sie
unterschreiben und unterschreiben Sie
keinesfalls Blanko - Verträge.

• Auch wenn Ihnen vorgespielt wird, der
Kredit sei genehmigt: Leisten Sie keine
Zahlungen an den Vermittler solange
der versprochene Kreditbetrag nicht
auf Ihrem Konto eingegangen ist. 

• Schließen Sie in Verbindung mit einem
Darlehenswunsch keine Versicherungs-,
Bauspar- oder sonstigen Verträge ab.

• Leisten Sie keine Zahlungen zur „Re fi -
nan zierung“ von angeblich „selbstzah-
lenden“ Darlehen.

• Verlangen Sie Kopien von allen unter-
zeichneten Schriftstücken.

• Versucht der Kreditvermittler das Be -
stehen eines Auslagenerstattungs -
anspruches vorzutäuschen und sind
diese Auslagen tatsächlich nicht ange-
fallen bzw. Vermittlungsbemühungen
nicht unternommen worden, oder
täuscht der Schuldenregulierer über
die versprochene Leistung, so liegt der
Verdacht einer strafbaren Betrugs hand -
lung nahe. In diesen Fällen empfiehlt
es sich Strafanzeige zu erstatten.

• Lassen Sie sich alle Zahlungen quittieren. 
• Nehmen Sie Nachnahmesendungen

nicht an.
• Versucht der Kreditvermittler/ Schul -

denregulierer die Gebührenforderung
über einen gerichtlichen Mahnbe scheid
beizutreiben, so legen Sie unbedingt
Widerspruch ein und holen schnellst-
möglich Rechtsrat ein!

• Fordern Sie zu Unrecht gezahlte Be trä -
ge, ggf. mit anwaltlicher Hilfe, zurück.

• Wenden Sie sich bei finanziellen Pro -
ble men, oder wenn Sie durch einen
unseriösen Kreditvermittler/Schulden -
regulierer geschädigt fühlen, an Ihre
örtliche Schuldnerberatung, die Ver -
braucherzentralen oder lassen Sie sich
anwaltlich beraten. 

··· TIPPS ···
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Überblick verschaffen und
Vertrauensbasis bilden

Zuerst verschafft sich der Berater gemein-
sam mit Ihnen einen Überblick über Ihre
persönliche und finanzielle Situation.
Gegebenenfalls werden Verträge auf ihre
Rechtmäßigkeit überprüft, ggf. unter Mit -
hilfe eines Juristen. Denn viele Gläubiger
schießen häufig über das Ziel hinaus und
versuchen, in der Höhe unberechtigte For -
derungen einzutreiben. Sie werden über
die Auswirkungen und Möglichkeiten auf-
geklärt. Der Berater wird sich gemeinsam
mit Ihnen über Ihre gesamte Haushalts -
situation einen Überblick verschaffen und
möglicherweise bisher ungenutzte An -
sprü che auf Leistungen ausloten. 

Voraussetzung für alles ist gegenseitiges
Vertrauen. Dann kann auch ein gemein-
sam mit Ihnen zu erarbeitender Haus -
haltsplan helfen, „überflüssige“ Ausgaben
einzusparen.

Durch das Einschalten einer Schuldner -
beratung werden zugleich die oft verhär-
teten Fronten zwischen Schuldner und
Gläubiger häufig wieder geglättet. Aller dings
zeigen nicht alle Gläubiger Ver ständ nis für
die Probleme der Schuldner und geben
sich in Verhandlungen unnachgiebig.

Nicht den Kopf in den Sand
stecken

Leider dauert es bei
Schuldnerberatungen häufig einige
Wochen, bis Sie einen Termin erhalten.
Halten Sie bis dahin Kontakt zu Ihren
Gläubigern und informieren Sie sie über
anstehende Termine bei einer Schuld -
nerberatung. Weisen Sie gleichzeitig auf
Ihre derzeitige finanzielle Notlage hin, wenn
Sie z.B. Sozialhilfe oder Arbeits losengeld
beziehen. In Vorbereitung des Beratungs -
gesprächs sortieren Sie Ihre Unterlagen
und stellen eine Gläubigerliste auf. 

Wie viel schulden Sie insgesamt 
Ihren Gläu bigern? Fertigen
Sie Kopien von Ihren
Schriftwechseln mit
Gläubigern.

Labyrinth und Ausweg

In den Sumpf von Schulden, die über den
Kopf wachsen, kann jeder geraten. Ein
unerwartetes Ereignis wie z.B. Arbeits -
losigkeit, Krankheit, oder Scheidung bringen
selbst das Finanzgefüge von „ordentlich“
kalkulierten Haushalten gehörig ins Wanken.
Häufig bieten dann vermeintliche Heils -
bringer wie Kreditvermittler ihre Dienste
an. Hoffnungsvoll lösen Sie dann Nach -
nahmesendungen für rund 250 Euro ein
und müssen enttäuscht feststellen, dass
Sie nur nutzlosen Papierkram erhalten.
Von einer Finanzspritze keine Spur!

In den folgenden Kapiteln finden Sie spe-
zielle Verhaltenshinweise, Formulierungs -
hilfen und Musterbriefe. Es handelt sich in
der Regel um komplizierte juristische Zu -
sammenhänge, die nicht immer ganz ein-
fach zu verstehen sind. Wenn Ihnen etwas
unklar bleibt, fragen Sie Ihren Berater.

5.  AUSWEGE
5.1  Was passiert in der Schuldnerberatung
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5.2 HAUSHALTSFÜHRUNG UND -PLANUNG

Viel Monat am Ende des Geldes...

Lohnabbau, Kurzarbeit, steigende Arbeits -
losigkeit, Bezug von Sozialhilfe: Die Taschen
vieler Menschen sind leer. Die meisten
können im Gegensatz zu früher keine Rück -
lagen mehr für größere Reparaturen, not-
wendige Anschaffungen oder Urlaub bilden.
Unvorhergesehene Ereignisse wie Arbeits -
losigkeit, Krankheit, Scheidung oder die
Geburt eines Kindes halbieren dann ganz
schnell das Haushaltseinkommen zusätz-
lich. Diese Situation führt viele Haushalte in
die Verschuldung. Bestehen bereits Schuld -
verpflichtungen oder Zahlungsvereinba run -
 gen, droht die Gefahr der Überschuldung:
Die monatlichen Zahlungsverpflichtungen
übersteigen das Einkommen. Spätestens
jetzt ist es angebracht, Ihren individuellen
Haushaltsplan zu erstellen.

Nicht zu knapp kalkulieren...

Um ein möglichst realistisches Bild Ihrer
Haushaltssituation zu erhalten, müssen
Sie alle Einnahmen und Ausgaben aller
Haushaltsmitglieder berücksichtigen und
nicht zu knapp kalkulieren. Nicht monatlich
anfallende Ausgaben (z.B. Strom, Gas, GEZ,
Versicherungen etc.) müssen Sie auf den
Monat umrechnen. Notieren Sie sich die
Monate, in denen Sie bestimmte Leistungen
(z.B. Wohngeld) neu beantragen müssen.
Überprüfen Sie, wo Einsparungen möglich
sind.

Verbleibt unter dem Strich ein Plusbetrag,
dann verfügen Sie über Reserven für außer -
gewöhnliche Ausgaben wie Reparaturen,
Neuanschaffungen und sonstige Eventu a -
li täten. Dringender Handlungsbedarf besteht
hingegen, wenn als Ergebnis ein Minusbetrag
steht. Denn finanzielle Engpässe können
Sie nur kurzzeitig mit Ausschöpfung oder
gar Überziehung Ihres Kontos überbrücken.
Neue Schulden entstehen, bis irgendwann
Ihre Bank die rote Karte zieht. Jetzt besteht
die Gefahr, dass Sie wichtige Überweisun-
gen für Miete oder Strom nicht mehr aus-
führen können.

Die Haben-Seite verbessern...

Deshalb sollten Sie gezielt überprüfen, ob
Sie alle Ihnen zustehenden Sozialleistun -
gen in Anspruch nehmen:
• Haben Sie Wohngeld beantragt? Besteht

Anspruch auf ergänzende Leistungen
nach dem SGB II/„Hartz-IV-Leistungen“?

• Besteht Anspruch auf einmalige
Leistungen nach dem SGB II („Hartz-IV“ -
Erstausstattung für die Wohnung, für Be -
kleidung oder bei Schwangerschaft/Ge -
burt; Leistungen für Klassenfahrten)?
Weitere Informationen erhalten Sie auf
dem Sozialamt. Auch Schuldner -
beratungsstellen informieren.

• Haben Sie oder Ihre Kinder Anspruch auf
Unterhaltsleistungen? Ist die Höhe des
gezahlten Unterhalts korrekt? Haben Sie
Anspruch auf Unterhaltsvorschuss?
Jugendamt und Beratungsstellen unter-
stützen Sie bei der Durchsetzung Ihrer
Rechte.

• Besitzen Sie eine geräumige Wohnung,
könnten Sie durch Untervermietung (so-
fern der Vermieter zustimmt) zusätzliche
Einnahmen erzielen.

Die Soll-Seite verringern...

Prüfen Sie Ihre Ansprüche:
• auf Befreiung von den Rundfunk- und

Fernsehgebühren (GEZ-Gebühren);
• auf Befreiung von der Zuzahlung für

Arznei- und Heilmittel;
• auf Gutschrift in Höhe von 6,94 Euro

(Telefonieren im Telekom-Netz).

Versicherungen
Versicherungsvertreter sind Profis, mitunter
auch im Andrehen unnötiger oder sehr
teurer Verträge. Eine eingehende Prüfung
Ihrer Versicherungen und Preisvergleiche
mit anderen Gesellschaften können häufig
Ihre finanzielle Situation deutlich verbessern.

Unverzichtbar sind eine
private Hausrat- und Haft -

pflichtversicherung. Unter Umständen
können Sie eine Übernahme der Beiträge
für Ihre Haftpflichtversicherung beim Sozial -
amt beantragen. In allen Versicherungs -
fragen informiert die Verbraucherzentrale
Berlin (Bayreuther Str. 40, 10787 Berlin).

Abonnements
Lesen Sie wirklich alle Ausgaben Ihrer
abonnierten Zeitung bzw. Zeitschrift? Die
Alternative zum auf Dauer teuren Zeitungs -
abonnement ist der Kauf einzelner Exemplare
am Zeitungskiosk oder ein Abo gemeinsam
mit dem Wohnungsnachbarn.
Abonnements kündigen Sie am besten
schriftlich mit Einschreiben und Rückschein.

Mitgliedsbeiträge
Viele Vereine, aber auch Schwimmbäder
oder Kindergärten gewähren Ihnen bei 
geringem Einkommen reduzierte Mitglieds -
beiträge.

Ratenzahlungen
Überprüfen Sie Ihre Ratenzahlungen. Wei -
te re Ausführungen hierzu finden Sie im
Kapitel Regulierung, Zahlungs schwie rig -
keiten, Zwangsvollstreckung (Kapitel III,
Abschnitt 4).

Unterhaltskosten
Sie können Ihren monatlich zu zahlenden
Kindesunterhalt herabsetzen lassen, wenn
sich Ihr Einkommen für einen längeren
Zeitraum (mehr als sechs Monate) deut-
lich verringert. In diesem besonderen Fall
müssen Sie einen Antrag auf Reduzierung
des Unterhaltsbetrages stellen. Verfügen
Sie nur noch über ein sehr geringes Ein -
kommen oder leben Sie gar von Sozial hil fe,
können die Unterhaltszahlungen sogar auf
„null“ reduziert werden. Ein entsprechender

Konsequenzen des 
Haushaltplans

Achtung !
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Rechtsanspruch existiert jedoch nicht.
Die Reduzierung der Unter -
haltshöhe kann immer nur

für die Zukunft erfolgen, nicht rückwirkend!
Eine Herabsetzung des Unterhalts müssen
Sie beantragen. Und zwar dort, wo der
Unterhaltstitel (rechtskräftige Urkunde
über die Höhe des zu zahlen-
den Unterhalts) fest-
gelegt wurde bzw.
Sie der Unter -
halts höhe zuge-
stimmt haben
(z.B. beim
Jugend amt). 

Im Anhang finden 
Sie einen Muster brief, so könnten Sie
Ihren Antrag formulieren.

Wurde der von Ihnen zu zahlende Unter -
halt vom Gericht festgesetzt, können Sie
auch nur beim Gericht eine Abänderung
des Unterhaltstitels erwirken. Eine vorhe-
rige rechtliche Beratung ist zu empfehlen. 

Begründen Sie den Antrag auf Herab  set -
zung des Unterhalts mit Ihren finanziellen
Schwierigkeiten. Schildern Sie Ihre per -
sönliche Situation, aus der diese Schwie -
rig keiten resultieren. Legen Sie Nachweise
vor, welche Ihre Einkom menssituation 
belegen (Kopien der Bescheide über
Arbeits losengeld bzw. -hilfe oder Sozial -

hilfe, Ren tenbescheid o.ä.).
Kfz-Kosten
Übersteigen die Kosten für Ihr Auto Ihr
verfügbares Einkommen im Monat (evtl.
Kreditrate, Kfz-Steuer, Kfz-Versicherung,
Benzin, Reparaturen etc.)? Überprüfen
Sie, was Sie Ihr Auto tatsächlich im Monat
kostet – prüfen Sie, ob Sie sich ein Auto
leisten können.

Energie
Zu den Möglichkeiten des Energiesparens
beraten Verbraucherzentralen und die
Bewag-Beratungsstellen. 

Haushaltsbuch
Ein Haushaltsbuch ist eine wertvolle Hilfe,
um Möglichkeiten zum Sparen auszuloten.
Sie behalten jederzeit den Überblick, wofür
Geld ausgegeben wird. Mindestens alle
zwei bis drei Monate sollten Sie sämtliche
Ausgaben für Ernährung, Körperpflege,
Kleidung etc. kontrollieren und entspre-
chende Schlussfolgerungen ziehen. Wichtig
ist außerdem, dass sich alle Familien mit -
glieder an der Erfassung beteiligen. Sonst
entsteht ein falsches Bild.

• Beobachten Sie Ihr Kaufverhalten in
unterschiedlichen psychischen Ver -
fassungen (Frustkauf!).

• Überprüfen Sie Ihre Einkaufs tech ni ken.
Nutzen Sie Sonderangebote, vergleichen
Sie Preise? Wählen Sie teure Marken -
produkte oder billigere „weiße Marken“?
Sind alle Anschaffungen wirklich not-
wendig?

• Machen Sie sich bewusst, dass Kaufen
auf Kredit teurer ist als der Barkauf
(vgl. Kapitel II, Abschnitt 3 - Raten kauf).

• Überlegen Sie vor dem Einkauf, was
Sie benötigen: Ein Einkaufszettel hilft,
Spontankäufe zu vermeiden.

• Das regelmäßige Führen eines Haus -
haltsbuchs und die damit einhergehende
Haushaltsplanung erfordert sehr viel
Geduld und Disziplin. Beratung und
Hilfestellungen erhalten Sie bei Schuld -
nerberatungsstellen und den Verbrau -
cherzentralen.

··· TIPPS ···

··· TIPP ···

Achtung !
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Gesamteinnahmen/Gesamtausgaben

Summe Einnahmen =       €

minus Summe Ausgaben = €

Zwischensumme* = €

minus Lebenshaltungskosten** = €

= Rest*** = €

** sollten zumindest ca. 250,- EUR bei Alleinstehenden betragen, 125,- EUR  
bis 200,- EUR zusätzlich für jeden Haushaltsangehörigen

* Bei der Zwischensumme (Gesamteinnahmen abzüglich der Gesamtaus ga-   
ben) sind die Ausgaben für Lebensmittel, Kleidung, Hygiene usw. noch 
nicht berücksichtigt. 

*** frei verfügbarer Einkommensanteil

Haushaltsplan –  Monatliche Fixkosten
Stand per:

Einnahmen Ausgaben
Lohn Miete

Gehalt Heizkosten

Leistungen von Strom

Arbeitsamt Gas

Krankengeld Unterhalt

Sozialhilfe Summe Versicherungen* 

Grundsicherung Summe Kosten PKW*

Rente Rundfunk/Fernsehen

Zeitung/Zeitschrift/Abos

Kindergeld Vereinsbeiträge/Hobby

Erziehungsgeld (bis wann) Gewerkschaftsbeiträge

Wohngeld (bis wann) Kita/Hort

Beihilfen Haustier

Unterhalt Telefon

Unterhaltsvorschuss (bis wann) Fahrtkosten

Sonstiges Rate für

Rate für

Rate für

Kontoführungsgebühren 

+Sollzinsen

Sonstiges

Summe Summe 

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€�

€

€

€

€

€�

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€

€�

€

€

€

€

€�

€

€

€

€

€

HAUSHALTSPLAN

* (s.Tabelle nächste Seite)
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Versicherungen                   Zahlweise          Gesamtbetrag          Betrag pro Monat
(monatlich, quartalsweise, 

halbjährlich, jährlich)

1. private Haftpflicht € €

2. Hausrat € €

3. Unfall € €

4. Lebensversicherung € €

5. Rechtsschutz € €

6. Glasversicherung € €

7. private Krankenversicherung € €

8. Krankenhaustage € €

9. Hausratversicherungen € €

10. Sonstige € €

11. Sonstige € €

Summe € €

Kosten für PKW/ Motorrads (pro Monat)

KfZ-Steuer €

KfZ-Versicherung €

laufende Kosten (z.B. Öl) €

Rücklage Reparaturen €

Benzin €

Summe €



40

Ratgeber für Betroffene zum Thema Schulden der LAG SIB Berlin e.V.

5.3 REGULIERUNGSMÖGLICHKEITEN

Rechtmäßige Gläubiger an sprü -
che?

Zu Beginn einer Schuldenregulierung wird
die Rechtmäßigkeit der Gläubigeran sprü che
geprüft. Erst wenn vollkommen sicher ist,
dass Forderungen (Hauptforderung, Kosten,
Zinsen) rechtlich nicht angreifbar sind, kann
die Phase der Regulierung beginnen. Hierbei
sind Ihnen Rechtsanwälte, Verbraucher -
zentralen und Schuldnerberatungen be-
hilflich.

Erst beraten lassen, dann zah-
len...

Bevor Sie Zahlungen leisten, sollten Sie
immer durch eingehende Beratung sicher-
stellen, dass Ihnen dabei nicht aus Unwis -
senheit erhebliche Nachteile entstehen!
Eine noch so kleine Zahlung kann Ver -
jährungsfristen unterbrechen! Zinsen ver-
jähren nach drei Jahren, Forderungen auf
Zahlung des Kaufpreises ebenfalls nach
drei Jahren, Schulden aus Kreditverträgen
auch nach 3 Jahren, wenn es sich um
Verträge handelt, die nach dem 01.01.2002
abgeschlossen worden sind.

Der Beginn der Verjährung   
der Ansprüche auf Rück -

zahlung von Darlehen und Zinsen ist für bis
zu 10 Jahre nach ihrer Fälligkeit gehemmt,
so dass erst dann die Verjährungsfrist zu
laufen

beginnt (§ 497 Abs. 3 Bürgerliches Ge setz -
buch). Titel (vergl. Seite 23) verjähren erst
nach 30 Jahren.
Nachdem die Zulässigkeit einer Forderung
überprüft ist und Klarheit über Ihre wirt-
schaftlichen Möglichkeiten besteht (siehe
Kapitel V - Haushaltsplan), kann über Sa -
nierungsmöglichkeiten nachgedacht werden.

Wohin mit den Raten?

Ergibt der Haushaltsplan, dass Ihnen nur
sehr geringe finanzielle Mittel zur Verfügung
stehen, müssen Sie genau überlegen, wo-
hin Kleinstraten (10,- bis 25,- EUR) gezahlt
werden sollen. Denn schnell tritt gerade
bei großen Forderungen der Fall ein, dass
aufgrund anfallender Kosten und Zinsen
trotz Ratenzahlungen keinerlei Tilgung er-
folgt. Im Gegenteil: Ihre Schulden steigen
noch an!

Ein Beispiel

Sie schulden einem Gläubiger 1.250,- EUR.
Mahngebühren in Höhe von 50,- EUR sind
bereits angefallen und der Gläubiger be-
rechnet 10 % Verzugszinsen. Sie zahlen
Raten in Höhe von 10,- EUR. 
Wenn diese Raten zuerst auf die Kosten,
dann auf die Zinsen und zum Schluss auf
die Hauptforderung verrechnet werden 
(§ 367 Bürgerliches Gesetzbuch), werden
die ersten fünf Raten von den Kosten ge-
schluckt. In dieser Zeit laufen die Verzugs -

zinsen weiter und betragen monatlich
rund 10,- EUR. Das heißt: Mit Ihren

weiteren Raten werden noch nicht ein-
mal die Zinsen getilgt, so dass Sie

trotz Zahlung der Raten Ihre
Schulden nicht abbauen können.

Raten zahlungen wären im genannten 
Bei spiel nur bei einer anderen Verrech -
nungs weise oder bei einem Entgegen -
kommen des Gläubigers bzgl. der

Zinsen sinnvoll. 

Für Verbraucherkredite (Z.B. Kredite,
Raten käufe, finanzierte Käufe) gilt:
Zahlungen sind nach Verzug zunächst auf
angefallene Kosten, dann auf die Haupt -
forderung und zuletzt auf die aufgelaufenen

Zinsen zu verrechnen (§ 497 Bürgerliches
Gesetzbuch – BGB).

Ratenzahlung

Wenn Sie eine For -
derung nicht auf einmal
bezahlen können, bitten
Sie beim Gläu biger um
Ratenzahlung und unterbreiten
ihm einen Zahlungsvorschlag. Achtung! Es
fallen dann natürlich Verzugszinsen an!

Stundung

Sie können sich keine
Ratenzahlungen leis ten,
wenn Sie mit Ihrem
Einkommen gerade so über
die Runden kommen oder evtl.
sogar von Sozialhilfe leben.
In diesem Fall beim Gläubiger um Stundung
bitten. Viele Gläubiger sind nach Schilderung
der Situation bereit, die Schulden für ein
halbes oder ganzes Jahr zu stunden
(Verlängerungen sind möglich). In dieser
Zeit laufen meistens jedoch die Verzugs -
zinsen weiter. Nur sehr wenige Gläubiger
verzichten darauf. Bitten Sie trotzdem im
Anschreiben darum.

Erlass

Besteht für Sie auf un-
absehbare Zeit keine
Möglichkeit, Zahlungen
zu leisten, informieren Sie
den Gläubiger ausführlich über
Ihre persönliche und wirtschaftliche Lage.
Er wird Ihrer Bitte um Erlass der Schulden
eher entsprechen, wenn Sie bereits in der
Vergangenheit Zahlungen geleistet und
möglicherweise schon einen großen Teil
der Hauptforderung getilgt haben. Der
Erlass Ihrer Schulden ist allerdings nicht
die Regel, bei kleineren Beträgen oder be-
sonderer persönlicher Situation jedoch
durchaus zu erreichen.

Achtung !
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Zinsreduzierung - Zinserlass

Bitten Sie Ihren Gläubiger um Senkung
oder Verzicht auf Verzugszinsen, wenn
Ihnen auch mit möglichen Ratenzahlungen
eine vollständige Begleichung der Forderung
in absehbarer Zeit kaum möglich ist. Dann
besteht eher die Möglichkeit, in naher Zu -
kunft die Schulden zu tilgen. Allerdings: Es
besteht kein Rechts anspruch auf Zins sen -
kung oder Zinsverzicht!

Festschreibung

„Festschreibung“ bedeutet, auf den fest-
geschriebenen Betrag fallen keine weiteren
Kosten und Zinsen an. Es liegt auch im In -
teresse der Gläubiger, eine Forderungs an -
gelegenheit nicht ewig zu verfolgen. Denn
dadurch fallen auch beim Gläubiger eigene
(Personal-)Kosten sowie Fremdkosten
(Gerichtsgebühren usw.) an. 

Unter Um ständen ist der Forderungsin ha ber
auch bereit, seine Gesamtforderung auf
einen auszuhandelnden Teil zu beschränken,
sofern abzusehen ist, dass der festgeschrie-
bene Betrag durch Raten zah lun gen gezahlt
werden kann. Das setzt natürlich voraus,
dass vereinbarte Zah lungs modalitäten vom
Schuldner eingehalten werden.

Vergleich

Einige Gläubiger
sind zu einem
größeren Ent -
gegenkommen be-

reit, wenn Sie den
auszuhandelnden

Betrag auf einmal zah-
len (Vergleich durch Einmalzahlung),
Dies setzt voraus, dass Sie das Geld
auch beschaffen können.

Zinslose Darlehen von
Freunden/ Verwandten

Im Spruch „Bei Geld hört die Freund schaft
auf“ steckt ein Körnchen Wahrheit. Beden -
ken Sie, dass Sie sich in eine finanzielle
Abhängigkeit begeben, die bei einer Ver -
schlechterung der Beziehung problematisch
werden könnte. Setzen Sie zur Ab sicherung
auch hier einen Kreditvertrag auf und un-
terschreiben Sie eine notariell beglaubigte
Abtretung. Freunde/Ver wandte sind dann
Ihren anderen Gläubigern gleich gestellt.

Arbeitgeberdarlehen

Einige Arbeitgeber gewähren ihren An ge -
stellten ein Darlehen, wenn sie über die
Verschuldungssituation informiert sind.
Die vereinbarten Raten werden dann direkt
vom Gehalt abgezogen.

Stiftungen

Viele Stiftungen sind auf bestimmte Ziel -
gruppen ausgerichtet, z.B.:
• Stiftung Hilfe für die Familie: für Familien

mit minderjährigen oder behinderten
Kindern;

• Gustav-Radbruch-Stiftung: für ehemals
Straffällige;

• Marianne-von-Weiszäcker-Stiftung: für
ehemals Drogenabhängige.

Anträge hierfür müssen Sie über Schuld -
nerberatungen stellen. Voraussetzung ist
immer eine längere intensive Beratung.
Detailinformationen erhalten Sie in den
Beratungsstellen.

Nach Begleichung der Schuldver pflich -
tungen ist eine Titelaushändigung und
eine Schufa-Erledigungsmeldung wichtig:
Zum einen als eigene psychologische
Entlastung, zum anderen kann dann ge-
gen Sie nicht infolge eines Versehens
aus einem erledigten Titel weiter voll-
streckt werden. Häufig müssen Sie bei
erledigten Forderungen mehrmals nach-
haken, weil die Gläubiger für erledigte
Sachen nicht noch Kosten durch Bear -
beitung haben wollen. Lassen Sie nicht
locker und drohen Sie notfalls eine
Herausgabe-Klage an.

··· TIPP ···
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Rechtliche Streitigkeiten sind oft mit nicht
unerheblichen Kosten für den Rechts an -
walt und das Gericht verbunden. Wenn Sie
die gesetzlichen Voraussetzungen erfüllen,
haben Sie einen Anspruch auf Beratungs -
hilfe und Prozesskostenhilfe.

Beratungshilfe

Wenn Sie die Voraussetzungen erfüllen,
können Sie entweder kostenlos oder gegen
eine Gebühr von 10,- EUR die Beratungs -
hilfe in Anspruch nehmen. Die Beratungs -
hilfe umfasst die Beratung und, wenn erfor -
derlich, auch die Vertretung. Einen Anspruch
auf Beratungshilfe haben Sie, wenn Sie 
• die erforderlichen Mittel nach Ihren per-

sönlichen und wirtschaftlichen Verhält -
nis sen nicht aufbringen können; das ist
der Fall, wenn Sie Prozesskostenhilfe ohne
einen eigenen Beitrag erhalten würden.

• keine andere Möglichkeit auf eine rechtli-
che Unterstützung besitzen (z.B. Rechts -
schutzversicherung)

• die Beratung nicht grundlos in Anspruch
nehmen. 

Die Beratungshilfe wird für folgende
Rechts streitigkeiten gewährt:
• Zivilrechtliche (z.B. Arbeitsrecht, Miet -

recht, Kauf- und Versicherungsrecht,
Schadensersatzansprüche, Scheidungs-
und Unterhaltsangelegenheiten

• Verwaltungsrechtliche (z.B. Sozialhilfe-
und Wohngeldangelegenheiten, BAFÖG,
Gewerberecht, Schulrecht)

• Sozialrechtliche (z.B. Rentenangelegen -
heiten, Fragen der Arbeitslosenver si che -
rung und –unterstützung)

• Verfassungsrechtliche (z.B. Verfassungs -
beschwerden)

• Strafsachen und Ordnungswidrigkeiten
(nur Beratung, keine Vertretung).

Beratungshilfe beantragen Sie beim zu-
ständigen Amtsgericht ihres Wohnortes.
Dazu müssen Sie Ihre finanziellen Verhält -
nisse glaubhaft durch entsprechende Un ter -
lagen (Einkommensnachweise, finanzielle
Belastungen) darlegen.

Das Amtsgericht stellt Ihnen dann – sofern
Sie dort nicht direkt rechtlich beraten werden
können – einen sogenannten  Beratungs -
schein aus. Mit diesem können Sie dann
einen Anwalt Ihrer Wahl aufsuchen. 

Sie können aber auch direkt über einen
Rechtsanwalt Beratungshilfe beantragen.
Auch dort müssen Sie Ihre finanziellen
Verhältnisse darlegen. 

Prozesskostenhilfe

Lässt sich eine Angelegenheit nur noch vor
Gericht klären, können Sie ebenso wie
Beratungs- auch Prozesskostenhilfe in An -
spruch nehmen. Die Prozesskostenhilfe
dient nur zur teilweisen oder vollständigen
(Rückzahlung) Abdeckung Ihrer Anwalts-
und Gerichtskosten; dazu zählen auch Aus -
gaben für Sachverständige und Zeugen.

Wenn Sie den Prozess 
verlieren, müssen Sie die

geg nerischen Kosten (Anwalts- und
Gerichts kosten) selbst tragen; hierfür wird
keine Prozesskostenhilfe gewährt! 

Eine Ausnahme gilt lediglich in arbeitsge-
richtlichen Streitigkeiten: Hier braucht in
der 1. Instanz auch derjenige, der den
Prozess verliert, nicht die gegnerischen
Anwaltskosten zu erstatten. 

Anspruch auf Prozesskostenhilfe ha-
ben Sie, wenn:
• Sie einen Prozess nicht mutwillig führen

und Sie hinreichende Aussicht auf Erfolg
haben; 

• Sie die Kosten für die Prozessführung gar
nicht oder nur teilweise oder aufbringen
können. Das Gericht prüft hierzu Ihre
Einkünfte. Einkünfte von Ehegatten und
Kindern werden nicht herangezogen.

Die Prozesskostenhilfe wird
für die gleichen Rechts -

streitigkeiten wie bei der Beratungshilfe
gewährt.

Allerdings gelten folgende Aus nah men:
• In Strafsachen ist eine Prozesskosten -

hilfe nicht möglich.
• Bei Verfahren vor dem Finanzgericht

(Steuersachen) kommt die Beiordnung
eines Steuerberaters und die Übernahme
von dessen Vergütung in Betracht.

Rückzahlung 

Prozesskostenhilfe bedeutet nicht, dass
der Staat in jedem Fall alle Kosten über-
nimmt. Nur wenn Sie Sozialhilfeleistungen
beziehen oder ein sehr geringes Einkommen
haben, müssen Sie keine Eigenleistungen
erbringen. In allen anderen Fällen wird ge-
prüft, ob und gegebenenfalls in welcher
Höhe eine Ratenzahlung möglich ist. Es
werden jedoch maximal 48 Monatsraten
festgelegt, darüber hinausgehende Prozess -
kosten brauchen nicht zurückgezahlt wer-
den.
Bei einer Verschlechterung der finanziellen
Verhältnisse können die Raten durch das
Gericht herabgesetzt oder ganz aufgeho-
ben werden.

Antragstellung

Prozesskostenhilfe müssen Sie bei dem
für das anstehende Verfahren zuständigen
Gericht beantragen. 

Drei Möglichkeiten stehen zur Ver -
fügung:
1. Sie stellen den Antrag schriftlich.

Erläutern Sie den Streitfall, und nennen
Sie Ihre Beweismittel. Außerdem müssen
Sie Ihre finanziellen Verhältnisse mit
entsprechenden Belegen offen legen.

2. Sie können Ihren Antrag auch bei der
Geschäftsstelle des Prozessgerichts zu
Protokoll geben. Sie müssen dort die
gleichen Angaben machen und Belege
vorlegen wie beim schriftlichen Antrag.

3. Sie beantragen Prozesskostenhilfe über
einen Rechtsanwalt. Wird der Antrag
vom Gericht allerdings abgelehnt, müssen
Sie die bereits entstandenen Anwalts -
kosten selbst tragen.

Achtung !

Achtung !

5.4 BERATUNGS- UND PROZESSKOSTENHILFE
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Seit dem 1. Januar 1999 bietet die Insol -
venzordnung überschuldeten Menschen die
Möglichkeit, in einem Verbraucher insol venz -
verfahren von den Schulden befreit zu
werden. Dieses Verfahren ist trotz einer
Änderung (1. Dezember 2001) aufwendig,
langwierig und hürdenreich. Im ersten Ab -
schnitt erhalten Sie die wichtigsten Infor -
mationen zum Ablauf des Verfahrens, im
zweiten Teil können Sie für sich prüfen,
ob das Verbraucherinsolvenzverfahren der
für Sie richtige Weg zur Entschuldung ist.

Einigung

Um allen Gläubigern einen Vorschlag zur
Schuldenbereinigung unterbreiten zu kön-
nen, benötigen Sie eine aktuelle Schulden -
übersicht. Falls noch nicht geschehen,
sollten Sie Ordnung in Ihre Unterlagen
bringen. Eine Liste, in der Sie 
• Gläubiger und deren Anwalt bzw. Inkas so -

büro, 
• die Höhe der Forderung, 
• aktueller Stand (Mahnverfahren, Zwangs -

vollstreckung, Zahlungsaufschub oder
dergleichen) und 

• Bemerkungen
erfassen, verschafft Ihnen einen guten
Überblick. Nehmen Sie alle Schulden in
die Liste auf, auch den Dispokredit oder
das Darlehen, welches Sie von der Tante
erhalten haben. Diese erste Übersicht
enthält nicht alle Angaben, um auf dieser
Grundlage einen Schuldenbereini gungs -
plan aufzustellen. Auch die Höhe der For -
derungen aller Gläubiger muss aktualisiert
werden, schließlich werden durch Zinsen
und Kosten die Schulden täglich höher.
Mit Hinweis auf das beabsichtigte Insol -
venzverfahren sind Gläubiger verpflichtet,
Ihnen eine aktuelle Forderungsaufstellung
anzufertigen.

Mit dem Schreiben an alle Gläubiger, in
dem Sie um eine aktuelle Forderungs -
aufstellung bitten, informieren Sie auch,
dass Sie zahlungsunfähig sind und be-
absichtigen, das Verbraucherinsolvenz -
verfahren für sich zu nutzen. Dies
schreckt manchen Gläubiger auf, der

nun mit Hilfe des Gerichtsvollziehers
oder einer Kontopfändung schnell ver-
mutete Rücklagen vollstrecken lässt. Sie
sollten das erste Anschreiben erst nach
einer Beratung in einer anerkannten
Insolvenzberatungsstelle abschicken.

Auf der Grundlage der aktuellen Schulden -
übersicht, unterbreiten Sie den Schulden -
bereinigungsplan. Der Gesetzgeber hat
nicht festgelegt, wie dieser Plan aussehen
muss. Gläubiger werden jedoch nur dann
einem Plan zustimmen, wenn sie für sich
einen Vorteil erkennen und durch die
außergerichtliche Einigung mehr erhalten
als durch das gerichtliche Insolvenz ver -
fahren.

Wie viel erhält ein Gläubiger im gerichtli-
chen Insolvenzverfahren? Jeder Gläubiger
erhält 72 Monate seinen Anteil von der
„Masse“. Die Masse wird gespeist durch
das Vermögen (siehe „Häufig gestellte Fra -
gen“) und den pfändbaren Betrag des lau-
fenden Einkommens. Die Höhe des pfänd-
baren Betrages können Sie der Tabelle im
Anhang entnehmen. Alle Gläubiger erhalten
somit voraussichtlich den Erlös aus der
Vermögensverwertung plus 72 mal den
pfändbaren Betrag minus Verfahrens kos ten.
Absehbare Änderungen in der Pfänd  bar keit
Ihres Einkommens sollten Sie berücksich-
tigen, z. B. wenn ein Kind wirtschaftlich
selbständig wird, oder Sie erwarten die
Geburt eines Kindes.

Beispiel: Vermögen ist nicht vorhanden,
pfändbar sind 50 EUR monatlich. In 72
Monaten fließen voraussichtlich 3.600 EUR
in die Masse. Da die Kosten für das Insol -
venzverfahren aus der Masse zu tilgen sind,
erhalten alle Gläubiger im gerichtlichen
Insolvenzverfahren voraussichtlich insge-
samt weniger als 2.000 EUR. Ein Gläubi ger
mit einem Anteil von 25 % an Ihren gesamten
Schulden erhält in 72 Monaten weniger
als 500 EUR. Außergerichtlich können Sie
diesem Gläubiger Hoffnung auf 900 EUR
machen (25 % von 3.600 EUR), da die
Kosten für das Gericht und den Treuhän der
entfallen.

Beachten Sie: Wenn Sie den pfändbaren
Betrag anbieten, handelt es sich immer
um eine Prognose. Dieser Betrag kann
sich erhöhen (bei höherem Einkommen)
oder verringern (weitere Unterhalts be -
rechtigte, Verringerung des Einkommens). 
Grundsätzlich dürfen Gläubiger nicht be-
vorzugt werden, d. h. jeder erhält seinen
prozentualen Anteil von der Masse. Sie
können außergerichtlich auch feste Be -
träge anbieten, entweder eine feste Rate
über die Laufzeit oder eine Einmalzahlung.
Dies setzt voraus, dass Sie die feste Rate 

··· TIPP ···

5.5 DAS  VERBRAUCHERINSOLVENZVERFAHREN
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SCHULDENBERE IN IGUNG

RESTSCHULDBEFREIUNG
nach ordnungsgemäßer Erfüllung aller Pflichten

Alle Gläubiger 
stimmen 

dem Plan zu

Gericht legt allen
Gläubigern den

Schuldenbereinigungs-
plan vor

Gericht verzichtet, 
einen Schulden -

bereinigungsplan 
vorzulegen

Plan erfüllen

Treuhänder verwertet Vermögen

Versagensgründe werden geprüft

Gerichtliches Insolvenzverfahren
wird durchgeführt

Plan erfüllen
Treuhänder führt das pfändbare
Einkommen an die Gläubiger ab

Gericht ersetzt die
Zustimmung der ab-
lehnenden Gläubiger

Einigung nicht möglich - Schuldner beantragt die Eröffnung 
des gerichtlichen Insolvenzverfahrens

Aktuelle Schuldenübersicht

Schuldenbereinigungsplan

Vereinfachter Ablauf des Verbraucherinsolvenzverfahrens

E IN IGUNG

nein

ja
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in der vereinbarten Laufzeit auch tatsäch-
lich zahlen können (denken Sie an Miet -
erhöhungen, an Arbeitslosigkeit ...). Bei 
einer Einmalzahlung müssten Sie 
den entsprechenden Betrag 
beschaffen. 
Die Vor- und Nachteile solcher
Regelungen sollten Sie mit erfahrenen
Schuldnerberatern besprechen.

Die meisten 
Schuldner beratungs -

stellen haben Wartezeiten von mehreren
Monaten. Dies nutzen unseriöse Anbieter
skrupellos aus und versprechen – meist
unbrauchbare – „Soforthilfe“, natürlich
gegen Geld. Beachten Sie, dass im Insol -
venzverfahren vom Gericht die auße r ge -
richtliche Einigung nur anerkannt wird,
wenn sie in Zusammenarbeit mit einer zu-
gelassenen Insolvenzberatungs stelle oder
einer so genannten geeigneten Person
(insbesondere Rechtsanwälte und Steuer -
berater) durchgeführt wurde. Fragen Sie
nach der Zulassung.

Nun verzweigt sich das
Verfahren:

1. Stimmen alle Gläubiger Ihrem Vorschlag
zu, gilt der Plan als angenommen. Mit -
unter gelingt es über Nachverhand lun gen,
ablehnende Gläubiger vom Vorteil einer
außergerichtlichen Einigung zu überzeugen. 

2. Wenn auch nur ein Gläubiger ablehnt,
ist der Einigungsversuch gescheitert. In
diesem Fall können Sie die Eröffnung
des Verbraucherinsolvenzverfahrens be-
antragen. Im Antrag geben Sie umfas-
send Auskunft zu Ihrer Einkommens-
und Vermögenslage und zu Ihren Schulden.
Vorlegen müssen Sie auch eine Beschei -
nigung, in der Ihnen die zugelassene
Insolvenzberatungsstelle oder der Anwalt
bzw. Steuerberater bestätigt, dass Sie
sich ernsthaft um eine außergerichtliche
Schuldenbereinigung bemüht haben.
Diese Bescheinigung ist 6 Monate lang
nach Scheitern der Verhandlungen gültig.

Holen Sie sich von Ihrem zuständigen
Insolvenzgericht (in Berlin beim Amts -
gericht) ein Antragsformular. Sie erhalten 
beim Lesen des Antrags ein Gespür für 

das Verfahren und die möglichen Hürden.
Obwohl dem Antrag eine umfangreiche
Erläuterung zu den einzelnen Punkten
beigefügt ist, werden vermutlich Fragen
offen bleiben. Sie können sich an Ihre
Schuldnerberatungsstelle wenden, die
Ihnen bereits das Scheitern der außer -
gerichtlichen Einigung bescheinigt hat.

Wenn Sie einen Rechts -
anwalt mit der außer -

gerichtlichen Einigung beauftragt haben,
und er diese für Sie kostenlos durchge-
führt hat (er rechnet über Beratungshilfe
beim Gericht ab), wird der Anwalt für die
Hilfe beim Ausfüllen des Antrages eine
Gebühr verlangen. Fragen Sie danach.

Der Antrag wird vom Gericht auf Voll stän -
digkeit und Schlüssigkeit der Angaben
gründlich geprüft. Sie werden vom Gericht
aufgefordert, den Antrag nachzubessern,
wenn es zu Ihren Angaben Fragen gibt. 

Beachten Sie unbedingt die vorgegebene
Frist! Nach Ablauf der Frist gilt Ihr Antrag
als zurückgenommen, wenn Sie nicht rea-
gieren. Sollten Sie nicht verstehen, was
das Gericht im Einzelnen von Ihnen will,
fragen Sie bei Gericht nach oder wenden
Sie sich an Ihre Schuldnerberatung.

Ist der Antrag in Ordnung, prüft das Gericht,
ob der eingereichte Schuldenbereini gungs -
plan erneut allen Gläubigern vorgelegt
werden soll. Das Gericht kommt zu dem
Ergebnis, dass der Plan voraussichtlich
1. nicht angenommen wird. Das Insolvenz -

verfahren wird fortgesetzt.
2. angenommen wird. Der Schulden be rei -

nigungsplan wird allen Gläubigern zuge-
stellt. Stimmen mehr als die Hälfte der
Gläubiger zu, die zusammen mehr als
die Hälfte Ihrer Gesamtschulden for-
dern, kann das Gericht die Zustimmung
der ablehnenden Gläubiger ersetzen.

Beispiel: Bei insgesamt 5 Gläubigern

müssten mindestens 3 Gläubiger zustim-
men, die mehr als 10.000 EUR von Ihnen
fordern, wenn Sie insgesamt Schulden in
Höhe von 20.000 EUR haben. 
Ersetzt das Gericht die Zustimmung der
ablehnenden Gläubiger, ist der Schulden -
bereinigungsplan für Sie und für alle Gläu -
biger bindend (gerichtlicher Vergleich).
Kann das Gericht die Zustimmung nicht
ersetzen, wird das Insolvenzverfahren
fortgesetzt.

Schuldenbereinigung

Für den Fall, dass Ihnen die außer gericht -
liche Einigung geglückt ist oder das Gericht
die Zustimmung ablehnender Gläubiger
ersetzt hat, müssen Sie bis zur „Rest -
schuldbefreiung“ die vereinbarten Pflichten
erfüllen. Ihre Pflichten ergeben sich aus
dem angenommenen Schuldenbereini -
gungs plan, vor allem 
• die Ratenzahlung in vereinbarter Höhe

(das pfändbare Einkommen oder ein
fester Betrag) und/oder die Einmal -
zahlung eines festen Betrages und 

• die Pflicht, zu arbeiten bzw. sich intensiv
um Arbeit zu bemühen. 

Weitere Vereinbarungen sind z. B. die In -
formationspflicht über entscheidende Ver -
änderungen, keine Zwangsvoll streckung,
wenn Sie den angenommenen Plan ord -
nungsgemäß erfüllen, Regelungen zur vor-
zeitigen Kündigung usw.

Geben Sie den Gläubigern keine Mög -
lichkeit, den angenommenen Plan zu
kündigen. Achten Sie auf pünktliche Zah -
lung der Raten, informieren Sie rechtzeitig
über Veränderungen. Bei Störungen (Sie
haben eine Rate vergessen, Gläubiger
akzeptieren nicht Ihre Nachweise ...) -
reagieren Sie umgehend! Ihre Schuld -
nerberatung unterstützt Sie auch in dieser
Situation.

Wenn eine außergerichtliche bzw. gericht-
liche Einigung mit den Gläubigern nicht
möglich ist, wird das gerichtliche Insolvenz -
verfahren eröffnet und ein Treuhänder be-
stimmt. Der Treuhänder sorgt dafür, dass
Ihr Vermögen verwertet und Ihr pfändbares
Einkommen an ihn abgeführt wird. Zu die-

··· TIPP ···

Achtung !

··· TIPP ···

Achtung !
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sem Zweck legt er die von Ihnen mit dem
Antrag abgegebene Abtretung bei Ihrem
Arbeitgeber, beim Arbeitsamt oder bei der
Rentenzahlstelle (an der Quelle Ihres Ein -
kommens) vor. Diese erfahren somit von
Ihrer Zahlungsunfähigkeit.

Gehen Sie offensiv mit Ihrer Insolvenz
um. Informieren Sie Ihren Arbeitgeber
über den Antrag. Schließlich sind Sie 
aktiv geworden und wollen wieder schul-
denfrei werden. Es ist ein Unterschied, ob
Gläubiger Abtretungen oder Pfän dungs-
und Überweisungsbeschlüsse bei Ihrem
Arbeitgeber offenlegen, oder ob Sie
selbst die Sache in die Hand nehmen.

Der Treuhänder informiert in der Regel
Ihren Vermieter und Ihre Bank über das
laufende Insolvenzverfahren. Sollte Ihre
Bank das Konto sperren, wenden Sie sich
umgehend an den Treuhänder. Er wird in
der Regel dafür sorgen, dass Sie wieder
über Ihr Konto verfügen können.

Das Gericht veröffentlicht im Bundes an -
zeiger - demnächst über das Internet, dass
Sie das Insolvenzverfahren beantragt haben.
Alle Gläubiger sollen ihre Forderungen an-
melden, auch die noch nicht informierten
Gläubiger. 

Der Grund: Die Restschuldbefreiung wirkt
umfassend gegen alle Gläubiger (Aus nah me:
siehe „Häufig gestellte Fragen - Werde ich
alle Schulden los?“). Gläubiger, die sich
nicht am Verfahren beteiligen, können dann
ihre Forderungen nicht mehr gericht lich
durchsetzen.

Das Gericht prüft nicht, ob die Forde run -
gen der Höhe bzw. dem Grunde nach
stimmen. Wenn Sie nicht widersprechen,
wird die Forderung in die so genannte In -
solvenztabelle eingetragen. Bis zum Schluss -
termin kann jeder Gläubiger anmelden,
dass Sie von der Forderung nicht rest-
schuldbefreit werden sollen. Dazu muss
er schlüssig darlegen, dass Sie vorsätzlich
eine unerlaubte Handlung begangen haben
(z. B. Krediterschleichung). Lassen Sie sich
beraten, wie Sie sich in dieser Situation
verhalten sollten.

Das Gesetz sieht die Restschuldbefreiung
für redliche Schuldner vor. Somit prüft das
Gericht auf der Grundlage Ihrer Angaben im
Antrag oder auf Hinweis eines Gläubigers,
ob Sie insbesondere:
• in den letzten drei Jahren falsche Anga ben

in schriftlichen Anträgen oder Verzeich -
nissen gemacht haben (z. B. Kreditan trag,
Antrag auf Sozialhilfe, Leistungen des
Arbeitsamtes, Wohngeld, Steuerer klä -
rung usw.),

• wegen Bankrott, Verletzung der Buch -
füh rungspflicht oder Gläubigerbe güns ti -
gung rechtskräftig verurteilt worden sind,

• bereits in den letzten zehn Jahren die
Restschuldbefreiung erteilt wurde bzw.
vom Gericht versagt wurde,

• im Jahr vor dem Antrag Ihr Vermögen
verschwendet haben,

• im Insolvenzverfahren mitwirken.

Bei der Verteilung der Insolvenzmasse (Ihr
verwertetes Vermögen, das pfändbare
Einkommen) gibt es eine Besonderheit:
Wenn Sie einem Gläubiger zur Sicherung
seiner Forderung ihr pfändbares Einkom men
abgetreten haben (meist bei Kredit ver trä -
gen), erhält dieser Gläubiger für maximal
zwei Jahre den gesamten pfänd baren
Betrag. Die anderen erhalten dann nur
ihren Anteil am verwerteten Vermögen,
erst ab dem dritten Jahr nach Eröffnung des
Verfahrens wird das pfändbare Einkom men
anteilig - je nach Forderungshöhe - verteilt.
Können mehrere Gläubiger wirksame Ab -
tretungen vorlegen, wird der Gläubiger mit
der ältesten Abtretung vorrangig bedient.

Ist das Vermögen verwertet, die Insol venz -
tabelle erstellt und kann nichts gegen Sie
vorgebracht werden, hebt das Gericht das
Insolvenzverfahren auf und kündigt an,
dass Sie bei ordnungsgemäßer Erfüllung
aller Pflichten nach Ablauf von sechs
Jahren (ab Eröffnung des Insolvenz -

verfahrens) von den restlichen Schulden
befreit werden.

Welche Pflichten sind dies? Vor allem die
Pflicht, einer „angemessenen Erwerbs -
tätigkeit“ nachzugehen. Was „angemes-
sen“ ist, wird im Gesetz nicht definiert.
Ihre Qualifikation, Ihre Gesundheit und
Ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt spie-
len sicherlich eine Rolle.

Wenn Sie arbeitslos sind, sollten Sie alle
Bewerbungsbemühungen dokumentieren.
Es könnte sein, dass geprüft wird, ob Sie
sich ausreichend um Arbeit bemüht haben.

Informieren Sie den Treuhänder rechtzei-
tig, wenn Sie umziehen, einen neuen Job
ausüben, Nebeneinkünfte erzielen, sich
der Pfändungsbetrag verändert (Ehe schlie -
ßung bzw. –scheidung, Geburt eines Kindes,
wirtschaftliche Selbständigkeit eines Kin -
des usw.), wenn Sie erben. Geben Sie
Auskunft, wenn der Treuhänder etwas von
Ihnen wissen will. Mangelnde Mitwirkung
kann auf Antrag eines Gläubigers dazu
führen, dass Sie keine Restschuld be frei ung
erhalten. 

Sie dürfen keinem Gläubiger einen Sonder -
vorteil verschaffen. Wenn sich Gläubiger
mit neuen Angeboten oder Mahnungen an
Sie wenden, verweisen Sie auf das Insolvenz -
verfahren und informieren den Treuhänder.

Wenn Sie unsicher sind, ob Sie den
Treuhänder informieren müssen, wen-
den Sie sich an Ihre Schuldnerberatung.

Ist das Verfahren für mich
sinnvoll?

Bei der Beantwortung dieser Frage stehen
zunächst ganz persönliche Faktoren im
Vordergrund: Haben Sie sich beispielsweise
gerade getrennt, ist vielleicht die Scheidung
vorrangig? Brauchen Sie zunächst alle Kraft
für ärztliche Behandlungen oder für den
Kampf gegen ein Suchtproblem? Vielleicht
sind Sie gerade auf Arbeitssuche und wer-
den unter Umständen sogar aus Berlin
wegziehen?

Entscheidend ist: Wollen und können Sie
in den nächsten Jahren genug Zeit und

··· TIPP ···

··· TIPP ···
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Energie für das Verfahren aufbringen? Oder
haben vielleicht andere Aufgaben Vorrang?
Neben dieser persönlichen Entscheidung
gibt es jedoch auch eine Reihe formaler
Anforderungen an Sie:

Voraussetzungen

Das Verbraucherinsolvenzverfahren können
Sie beantragen, wenn Sie zahlungsunfähig
sind, also nicht mehr alle Zahlungsver pflich -
tungen erfüllen können oder dies in abseh -
barer Zukunft eintreten wird. Die Eröffnung
des Verfahrens bei Gericht muss mit einem
bestimmten Antrags for mular beantragt
werden. 

Es wird für einzelne Personen durchge-
führt. Das heißt auch Lebenspartner mit
gemeinsamen Schuldverpflichtungen müs -
sen getrennte Anträge stellen.

Haben Sie einmal eine selbständige Tätig -
keit ausgeübt, können Sie das Verbrau -
cher insolvenzverfahren nicht beantragen,
wenn Sie 20 oder mehr Gläubiger haben
und/oder Forderungen von ehemaligen
Arbeitnehmern bestehen (Lohn, Arbeit -
nehmer-Anteile von Gesamtsozialv ersi che -
rungsbeiträgen, Lohnsteuer). Auch wenn
sie aktuell selbständig tätig sind, müssten
Sie ein Regelinsolvenzverfahren beim
Amtsgericht Charlottenburg beantragen.

Kosten

Ab Einreichen des Antrages bei Gericht
entstehen Gebühren für die Bearbeitung
des Antrages, Portokosten sowie Gebühren
für die Arbeit des Treuhänders. Die Höhe
dieser Kosten hängt vor allem von der
Anzahl Ihrer Gläubiger sowie von der Höhe
Ihres pfändbaren Einkommens ab. 

Insgesamt müssen Sie mit ca. 1.000 bis
2.500 EUR rechnen. (Abweichungen im
Einzelfall möglich)

Sollten diese Kosten nicht aus Ihrem Ver -
mögen gedeckt werden können (Lebens -
versicherung o.ä.), können Sie einen Antrag
auf Stundung der Verfahrenskosten stellen.
Diese werden dann zunächst vom Land
Berlin ausgelegt. Sobald Sie während des
Verfahrens pfändbare Beträge erzielen,
werden diese dann zunächst auf die ent-
standenen Kosten verrechnet. Erst wenn

diese getilgt sind, werden Zahlungen an
die Gläubiger vorgenommen. 

Sollten Sie während der gesamten 6 Jahre
Erfüllungsphase über kein pfändbares Ein -
kommen verfügen, erhalten Sie die Rest -
schuldbefreiung für alle Schulden, nur die
Verfahrenskosten bleiben noch übrig. 

Ähnlich wie bei der Prozesskostenhilfe
müssen Sie dann noch 4 Jahre nachweisen,
ob sich Ihre finanzielle Situation verbessert
hat (und ggf. Raten ans Land Berlin zahlen).
Nach 4 Jahren werden dann auch diese
Kosten auf Antrag erlassen.

Hindernisse 

Das Verbraucherinsolvenzverfahren sollten
Sie noch nicht vorbereiten, wenn Sie ak-
tuelle Miet- oder Energieschulden haben.
Hier sollten dringendere Maßnahmen im
Vordergrund stehen, um Ihre Wohnung oder
die Stromversorgung zu erhalten.

Auch Geldstrafen oder Geldbußen können
Sie nicht so einfach als Forderung in den
Insolvenzplan aufnehmen. Extra-Zahlungen
an diese Gläubiger (z.B. Polizeipräsi den ten)
sind im Insolvenzverfahren problematisch. 
Ohne Zahlungen droht jedoch eine Frei -
heitsstrafe. Sollten Geldbußen oder -stra-
fen offen sein, besprechen Sie dies bitte
mit Ihrer Beratungsstelle.

In den Insolvenzplan müssen alle derzeit
offenen Verbindlichkeiten aufgenommen
werden – sowohl private Darlehen (die
3.000 EUR, die Oma Ihnen mal geliehen hat),
als auch der genutzte Dispo. Häufig ist es
notwendig, ein neues Girokonto zu eröffnen. 
Ratenkäufe, z. B. das Abzahlen einer Küche
oder Raten auf ein Sofa bei einem Versand -
haus, sind auch Schulden und in die Insol -
venztabelle aufzunehmen. Eine Weiter -
führung während des Verfahrens ist nicht
möglich. Dies entspricht der Logik des
Insolvenzverfahrens: Entweder sind Sie
zahlungsunfähig oder Sie sind es nicht.

Ziel des Verfahrens ist in der Regel die
Restschuldbefreiung. Wie Sie bereits gele-
sen haben, kann diese jedoch für Forderungen
versagt werden, welche aus unerlaubter
Handlung stammen. Prüfen Sie also, welche
Summen betroffen sein könnten und ob
sich ein Verfahren noch lohnt, falls diese
Forderungen am Ende übrig bleiben.

Die Restschuldbefreiung wird generell
nicht erteilt, wenn bekannt wird, dass eine
rechtskräftige Verurteilung gemäß §§ 283 ff
StGB vorliegt, d.h. wenn Sie schon einmal
wegen Bankrott oder Konkursverschleppung
verurteilt wurden. Gleiches gilt, wenn be-
kannt wird, dass Sie in den letzten 3 Jahren
vor Antragstellung irgendwo vorsätzlich
falsche Angaben gemacht haben, um Zah -
lungen zu vermeiden (z.B. Steuern) oder
um Gelder zu erhalten (z.B. Selbst aus kunft
Bank, Sozialamt). 

Die Gefahr der Versagung der Restschuld -
befreiung ist ebenfalls gegeben, wenn Sie
in den letzten 2 Jahren Wertgegenstände
verschenkt oder in den letzten 4 Jahren
unter Preis an nahestehende Personen
verkauft haben (Vermögensverschiebung).

Die Frage, ob das Verbraucherinsolvenz -
verfahren auch für Sie der richtige Weg
ist, sollten Sie noch einmal ausführlich
mit Ihrem Schuldnerberater besprechen.
Nutzen Sie dafür den nachfolgenden
Fragebogen. Aus diesem können Sie
und Ihr Berater schneller ersehen, ob es
Gründe gibt, in Ihrem Fall das Verfahren
nicht oder noch nicht zu beginnen.

··· TIPP ···
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Werde ich alle Schulden los?
Wenn zu Ihren Schulden auch Bußgelder,
Geldstrafen oder sogenannte Forde run gen
aus vorsätzlich unerlaubter Handlung (z.B.
Schadenersatz) gehören - nein. Auch Schul -
den, die während des Insolvenzver fahrens
neu entstehen, werden nicht erlassen.

Welches Vermögen wird im Insol venz -
verfahren verwertet?
Wenn Sie bereits Erfahrungen mit einem
Gerichtsvollzieher gemacht haben, wissen
Sie, dass alles für eine bescheidene Haus -
haltsführung Notwendige nicht pfändbar ist.
Im Insolvenzverfahren gelten dieselben
Rechtsvorschriften. Näheres können Sie
im Kapitel „Zwangsvollstreckung durch
den Gerichtsvollzieher“ nachlesen. Zum
Vermögen gehören auch Forderungen, die
Sie gegen andere haben (z. B. Spar ver trä -
ge, vermögenswirksame Leistungen, Miet -
kaution, Genossenschaftsanteil, Anspruch
aus einer Lebensversicherung). Die Ver -
mögensverwertung findet im eröffneten
Insolvenzverfahren statt (die Zeit zwischen
Eröffnungsbeschluss und Ankündigung der
Restschuldbefreiung). Sollten Sie nach
Ankündigung und vor Erteilung der Rest -
schuldbefreiung erben, fließt die Hälfte
des Erbes in die Masse.

Ohne Auto kann ich meine Arbeit nicht
ausüben. Wird es trotzdem verwertet?
Wenn es beruflich notwendig ist, muss
Ihnen ihr PKW verbleiben. Fahren Sie ein
sehr teures Auto, müsste dies verkauft und
ersatzweise ein günstigeres angeschafft
werden. Der Treuhänder wird auch genau
prüfen, ob Sie mit öffentlichen Verkehrs -
mitteln zur Arbeit gelangen können und
ein Auto wirklich unverzichtbar ist.

Ich wohne in einem noch nicht abbe-
zahlten Einfamilienhaus. Wird dieses
versteigert? Müssen wir dann auszie-
hen?
Im eröffneten Insolvenzverfahren wird Ihr
Vermögen verwertet. Ihr Haus gehört zum
Vermögen. Ob es verwertet wird, entschei -
den die Gläubiger, die Ihnen das Haus fi-
nanziert haben. Wenn es tatsächlich verkauft
bzw. versteigert wird, müssen Sie damit
rechnen, dass der neue Eigentümer das
Haus selbst nutzen will.

Wenn meine Lebensversicherung jetzt
verwertet wird, bekommt der Treuhän -
der gar nicht soviel, aber für mich
bedeutet das einen wirtschaftlichen
Verlust. Kann ich das nicht verhindern?
Zunächst ist es sinnvoll, den aktuellen
Rückkaufwert der Versicherung zu erfragen.
Auf diese Summe hat der Treuhänder ein
Anrecht. In der Regel wird er Ihnen auf
Wunsch Gelegenheit geben, die Versi che -
rung für diesen Betrag „freizukaufen“.
Sollten also Ihre Familie oder Bekannte in
der Lage sein, den aktuellen Wert der
Versicherung an den Treuhänder zu zahlen,
kann eine Kündigung vermieden werden
und Sie könnten diese ganz normal weiter
führen. (Gleiches gilt auch für andere
Vermögenswerte wie ein Auto).

Wie viel kostet das Insolvenzver fah ren?
Die Erfahrungswerte schwanken zwischen
1.000 EUR und 2.500 EUR. Wenn Sie aus
eigener Kraft die Kosten nicht aufbringen,
können Sie die Stundung (Zahlungs auf -
schub) der Kosten beantragen. 

Ich habe kein pfändbares Einkommen,
da mein Einkommen zu gering ist.
Somit kann ich keinen Betrag zur
Schuldenregulierung anbieten. Wer -
de ich trotzdem meine Schulden los?
Ja. In Deutschland gibt es keine Regelung
über einen Mindestbetrag, den Gläubiger
erhalten müssen.

Ich habe nur Schulden mit meinem
Ehepartner gemeinsam. Können wir
einen gemeinsamen Antrag stellen?
Nein. Jeder muss seinen eigenen Antrag
stellen.

Kann ich mich während des Ver -
fahrens selbstständig machen?
Berufliche Veränderungen müssen ab der
Eröffnung des Verfahrens immer mit Ihrem
Treuhänder abgesprochen werden. Dieser
müsste Ihrem Plan, sich selbständig zu

machen, zustimmen. Da der Treuhänder
z.T. für Ihre laufenden Zahlungsver pflich -
tungen wie Steuerzahlungen persönlich
haftet, kann es sein, das er nicht bereit
ist, die Risiken einer Selbständigkeit mit-
zutragen. Suchen Sie diesbezüglich also
frühzeitig das Gespräch mit Ihrem Treu -
händer.

Häufig gestellte
Fragen

Endlich 
schuldenfrei!
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FRAGEBOGEN FÜR DIE VORBEREITUNG IHRES INSOLVENZVERFAHRENS
Diesen Fragebogen bitte zum ersten Termin in die Schuldnerberatung mitbringen.

Ich habe insgesamt Schulden in Höhe von .................................... EUR bei .............. Gläubigern.

Ich war mal selbstständig (und ich hatte ........ / keine Arbeitnehmer)

Ich bin aktuell selbstständig tätig (Ich-AG, Freiberufler, Kleingewerbetreibender ...)

Ich werde gerade gepfändet Konto Lohn

Ich habe aktuelle Miet- oder Energieschulden

Mein Girokonto ist derzeit im Minus

Ich zahle noch etwas in Raten ab (Möbelstück/Auto)

Ich wurde wegen §§ 283 ff StGB (Insolvenzstraftat) verurteilt

Es könnte sein, dass ich in den vergangenen 3 Jahren schriftlich falsche Angaben bei Behörden

(z.B. Sozialamt, Finanzamt, Arbeitsamt...) oder bei Banken gemacht habe

Ich habe noch eine Geldbuße / Geldstrafe in Höhe von .................. EUR zu bezahlen

Ich habe Unterhaltsschulden und/oder Probleme, meinen laufenden Unterhalt zu zahlen

Ich habe Privatschulden (Darlehen bei Angehörigen)

Ich habe Forderungen im Zusammenhang mit einer Immobilie (Haus, Eigentums woh nung)

Ich habe eine Lohn-Abtretung unterschrieben (z.B. im Kleingedruckten bei Kreditaufnahme)

Für einige Forderungen hafte ich nicht alleine

Ich erhalte monatlich .................. EUR vom Arbeitgeber  Arbeitsamt  Sozialamt 

Rententräger Sonstiges ....................................

Ich habe ein Auto, Motorrad, Videokamera .......................... (sonstige wertvolle Gegenstände)

Ich verfüge noch über folgendes Vermögen (z.B. Lebensversicherung, Sparbuch, Bausparvertrag

..................................................................................................................................................)

Ich erwarte eine Steuernachzahlung.

Ich habe eine Mietkaution hinterlegt bzw. Genossenschaftsanteile erworben.
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6. ANHANG
6.1  MUSTERBRIEFE

für Ratenzahlung wegen Mietrückständen
An den Vermieter

Mietverhältnis in (Ort, Straße)
Ausgleich von Mietrückständen

Sehr geehrte/r ... 

aufgrund meiner angespannten finanziellen Situation war ich nicht in der Lage,
meine Miete vollständig und regelmäßig zu bezahlen. Es haben sich dadurch Miet -
rückstände von EUR ... ergeben. Leider kann ich Ihnen den entstandenen Rückstand
nicht in einer Summe zurückzahlen. Ich könnte jedoch die aufgelaufenen Rückstände
durch eine zusätzliche monatliche Zahlung von EUR ... zu meiner laufenden Miet-
zahlung ausgleichen. Die Rate auf den Rückstand wird jeweils mit der Miete
überwiesen und zwar beginnend ab...
Eventuell als Zusatz: 
Bitte nehmen Sie von einer fristlosen Kündigung Abstand, damit mein Wohnraum
nicht gefährdet ist. Ich hoffe auf Ihr Verständnis und eine positive Antwort. 
Mit freundlichen Grüßen

an Vermieter, dass Hilfe durch das Sozialamt beantragt wurde
An den Vermieter

Mietverhältnis in (Ort, Straße)
Ausgleich von Mietrückständen

Sehr geehrte/r ... 

durch ausbleibende Zahlungen von .... (Sozialleistungen/Arbeitslosen geld/...)
bin ich unverschuldet in eine wirtschaftliche Notlage geraten. Ich konnte
deshalb meine Miete (nur in Teilbeträgen/leider nicht einmal in
Teilbeträgen) nicht bezahlen. Ich habe deshalb die Übernahme der
Mietrückstände beim zuständigen Sozialamt beantragt. Leider wird sich die

1
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Antragsbearbeitung einige Wochen hinziehen. Ich bitte Sie von weiteren
Zwangsmaßnahmen Abstand zu nehmen und werde Sie unaufgefordert über die
Entscheidung auf dem Laufenden halten.
Ich hoffe auf Ihr Verständnis und Ihr Entgegenkommen.
Mit freundlichen Grüßen

für Ratenzahlung wegen Energieschulden
An Stromversorger/Gasanbieter
Energieversorgung für die Verbraucheranlage in 
(Ort, Straße)
Ausgleich von Zahlungsrückständen

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aufgrund meiner angespannten finanziellen Situation war ich nicht in der Lage,
meine Teilraten regelmäßig und/oder vollständig zu entrichten. Es haben sich
damit Rückstände von ... EUR ergeben. Leider kann ich Ihnen den entstandenen
Rückstand nicht in einer Summe zurückzahlen. Ich könnte Ihnen die aufgelau-
fenen Rückstände in Raten von monatlich ... EUR beginnend ab ... und dann
jeweils zum ... eines Monats ausgleichen.
Sollte wegen des Zahlungsverzuges schon die Sperrung der Energiezufuhr angedroht worden sein, bitte
folgende Ergänzung vornehmen:
Da ich dringend auf die Versorgung mit Energie angewiesen bin, bitte ich Sie,
von der angedrohten Sperrung der Energiezufuhr abzusehen. Die Folgen der Ein -
stellung würden in keinem Verhältnis zu den aufgelaufenen Rückständen stehen.
Bei einer Ratenzahlung von EUR ... monatlich wäre außerdem die Til gung der
Rückstände sichergestellt. Ich danke für Ihre Bemühungen und sehe Ihrer
Rückäußerung entgegen. 
Mit freundlichen Grüßen

an Energielieferanten, dass Hilfe durch das Sozialamt 
beantragt wurde
An Stromversorger/Gasanbieter
Energieversorgung für die Verbraucheranlage in 
(Ort, Straße)
Ausgleich von Zahlungsrückständen

Sehr geehrte Damen und Herren, 

durch ausbleibende Zahlungen von .... (Sozialhilfe/Arbeitslosengeld/...) bin
ich unverschuldet in eine wirtschaftliche Notlage geraten. Ich konnte deshalb
meine Energieabschläge (nur in Teilbeträgen/leider nicht einmal in Teilbeträgen)
nicht bezahlen.
Ich habe deshalb die Übernahme der Energierückstände beim zuständigen
Sozialamt beantragt. Leider wird sich die Antragsbearbeitung einige Wochen
hinziehen.
Ich bitte Sie von weiteren Zwangsmaßnahmen Abstand zu nehmen und werde Sie
unaufgefordert über die Entscheidung auf dem Laufenden halten.
Ich hoffe auf Ihr Verständnis und Ihr Entgegenkommen.
Mit freundlichen Grüßen

3
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Antrag auf Ratenzahlung/ bei Geldstrafen

An das Amtsgericht

Betr.: Antrag auf Ratenzahlung / auf Verrichtung 
freier Arbeit
Geschäftsnummer: .......................

Sehr geehrte Damen und Herren, 

gegen mich wurde eine Geldstrafe über EUR ...verhängt. Aufgrund meiner derzei -
tigen finanziellen Situation bin ich nicht in der Lage, den Betrag in einer
Summe zu begleichen und beantrage daher, mir eine Ratenzahlung von monatlich
EUR ... einzuräumen. Die Zahlungen werden jeweils zum ... eines Monats er-
folgen. Meine Einkommenssituation weise ich durch Beilage einer Kopie meines
Bewilligungsbescheides des Arbeitsamtes (oder sonstiger Bescheid) nach.
Mit freundlichen Grüßen 

Antrag auf Abarbeiten bei Geldstrafen

An das Amtsgericht

Betr.: Antrag auf Verrichtung freier Arbeit
Geschäftsnummer: .......................

Sehr geehrte Damen und Herren,

Aufgrund meiner derzeitigen finanziellen Situation bin ich nicht in der Lage,
die Geldstrafe in Raten zu tilgen.. Ich beantrage daher, mir die Möglichkeit
einzuräumen, die Geldstrafe durch freie Arbeit zu tilgen. Bitte schicken Sie
mir eine Liste über entsprechende Beschäftigungsstellen zu. Vielen Dank
für Ihre Bemühungen. 
Mit freundlichen Grüßen

für Antrag auf Herabsetzung des Unterhalts

für mein(e) Kind(er) ... (geb. ...) 
Geschäftszeichen:..........

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit stelle ich einen Antrag auf Herabsetzung des Unterhaltes für mein(e)
Kind(er) ... Ich bin seit ... arbeitslos (krank, berentet, ... u s w.) weil
... Zur Zeit erhalte ich Arbeitslosengeld (SGB-II-Leistung, Krankengeld,
Rente) in Höhe von ... EUR. Ich bemühe mich intensiv um Arbeit, bisher je-
doch erfolglos. Ich bin bereit, meiner Unterhaltszahlung nachzukommen, kann
jedoch den Unterhalt aufgrund meines geringen Einkommens nicht in der fest-
gelegten Höhe bezahlen. Ich bin mir bewusst, wie wichtig die Zahlung des
Unterhaltes ist. Für mich wäre es eine große Entlastung, wenn die Unter halts-
rückstände gestundet und der laufende Unterhalt herabgesetzt werden würde.
Ich bitte Sie, meinem Antrag zu entsprechen. 
Mit freundlichen Grüßen

5
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für eine Stundung von Schulden

An Gläubiger XY

Betrifft: Ihr Schreiben vom..... Aktenzeichen. ...
Antrag auf Stundung der Forderung

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich muss Ihnen leider mitteilen, dass ich seit dem ... arbeitslos bin/werde.
(Die Bearbeitung des Antrages und die Auszahlung werden sich einige Zeit
hinziehen und zu Einkommensverschlechterungen führen.) Das/Die Arbeits losen -
geld/-SGB-II-Leistung/... reicht gerade für den Lebensunterhalt (meiner ...
köpfigen) Familie aus. Ich habe leider bei ... Gläubigern Schulden in Höhe
von .... EUR. Es ist mir vorläufig nicht mehr möglich, die Schuldver -
pflichtung bei Ihnen zu bezahlen (in voller Höhe). Ich hoffe auf eine baldige
Veränderung meiner finanziellen Verhältnisse.
Ich bitte Sie deshalb um eine Stundung der Forderung von einem _ /einem
Jahr. Es wäre für mich eine finanzielle Erleichterung wenn Sie für diesen
Zeitraum auf Zinsen verzichten würden.
Mit freundlichen Grüßen

Ähnlicher Text verwendbar bei langandauernder Arbeitslosigkeit, bei anderen Einkommenseinbußen, z.B.
durch Krankengeld oder Wegfall eines Verdienstes wegen Erziehungsurlaubes.

für einen Schuldenvergleich

An Gläubiger XY

Betrifft: Ihr Schreiben vom ... Aktenzeichen. ...
Antrag auf Vergleichsvorschlag

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich habe leider bei ... Gläubigern Schuldverpflichtungen in Höhe von... EUR.
Ich lebe von ... in Höhe von.... (Davon muss ich meine ... köpfige Familie
unterhalten.) Im Rahmen meiner wirtschaftlichen Möglichkeiten habe ich mich
stets bemüht, meinen Verpflichtungen nachzukommen. Ihre Forderung ist leider
auf dem ordentlichen Gerichtswege nicht/nur in geringer Höhe beitreibbar, da
ich weder Pfändbare Habe noch verwertbares Vermögen habe.
Durch Dritte könnte ich ein begrenztes Darlehen für die gesamte Regulierung
meiner Schulden erhalten.
Davon kann ich Ihnen EUR ... als Vergleich anbieten, sofern Sie im Vorfeld
rechtsverbindlich auf die Restforderung verzichten. Durch die Annahme dieses
Vergleiches würden Sie wenigstens Teile der Forderung einbringen. Sofern Sie
sich nicht meinem Angebot anschließen können oder wollen, würde ich diesen
Betrag einem der anderen Gläubiger anbieten.
Nach Eingang es Geldes bitte ich um ein Erledigungsscheiben/um Herausgabe
des Titels.
Mit freundlichen Grüßen 
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für eine Ratenzahlung der Schulden

An Gläubiger XY

Betrifft: Ihr Schreiben vom ... Aktenzeichen. ...
Antrag auf Ratenzahlung

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich habe leider bei ... Gläubigern Schulden in Höhe von .... EUR. Von meinem
Einkommen muss der Lebensunterhalt für mich/ meine ... köpfige Familie be-
stritten werden. Die o.g. Forderung kann ich zu meinem Bedauern nicht in einer
Summe zahlen. 
Ich kann monatlich nur eine Rate von.. EUR zahlen(, da ich an andere Gläubiger
ebenfalls Raten zahle.) Die Ratenhöhe habe ich im Verhältnis zur Höhe der
Schulden festgelegt. In diesem Zusammenhang bitte ich zu prüfen, ob es möglich
ist für diesen Zeitraum auf Zinsen zu verzichten. Ich würde mich über eine
schnelle und positive Antwort freuen, damit ich die Zahlungen ab de nächsten
Monat veranlassen kann.
Mit freundlichen Grüßen

Ähnlicher Text verwendbar bei langandauernder Arbeitslosigkeit, bei anderen Einkommenseinbußen, z.B.
durch Krankengeld oder Wegfall eines Verdienstes wegen Erziehungsurlaubes.

für einen Erlass der Schulden

An Gläubiger XY

Betrifft: Ihr Schreiben vom ... Aktenzeichen...
Antrag auf Erlass der Forderung

Sehr geehrte Damen und Herren, 

ich habe leider bei ... Gläubigern Schuldverpflichtungen in Höhe von.. EUR.
Im Rahmen meiner wirtschaftlichen Möglichkeiten habe ich mich stets bemüht,
meinen Verpflichtungen nachzukommen. Von meinem Lohn/Arbeitslosengeld oder
SGB-II-Leistung/Krankengeld,etc.) muss ich leben (jedoch meine ... köpfige
Familie unterhalten), so dass für Ratenzahlungen keinerlei Spielraum mehr
vorhanden ist. Eine Veränderung dieser Situation ist leider nicht absehbar.
Ich werde leider auf Dauer zahlungsunfähig sein. Ich habe weder pfändbare
Habe noch verwertbares Vermögen.
Ich bitte Sie daher, mir die bei Ihnen bestehende Forderung zu erlassen
(und dabei zu berücksichtigen,dass ich bisher bereits einen Betrag von ... EUR
gezahlt habe (evtl. Prozentsatz von der ursprünglichen Forderung angeben)). 
Ich danke Ihnen für Ihr Verständnis und Entgegenkommen im Voraus.
Mit freundlichen Grüßen
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An die SCHUFA u.a.(siehe unten)

Antrag auf Auskunftserteilung nach § 34 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit bitte ich Sie, mir schriftlich 

zu folgenden Punkten Auskunft zu erteilen:

·die bei Ihnen über mich gespeicherten personenbezogenen Daten,
·die Herkunft meiner Daten,
·den oder die Empfänger (bitte mit Name und Adresse), an die Sie meine
Datenübermittelt haben,

·meine aktuellen Wahrscheinlichkeitswerte (Scorewerte) und die zu meiner
Person  innerhalb der letzten 12 Monate übermittelten Scorewerte,

·eine individuelle und einzelfallbezogene Erklärung meiner Scorewerte.

Mir ist bekannt, dass Sie bei schriftlichen Anträgen auf Auskunftsgewährung
eine Kopie des Personalausweises anfordern dürfen, um meine Identität zu
überprüfen. Eine entsprechende Kopie habe ich beigefügt. Da nur die Angaben
zu Name, Anschrift und Geburtsdatum für eine Identitätsprüfung erforderlich
sind, habe ich die restlichen Angaben geschwärzt.
Mit freundlichen Grüßen

Anschriften:
Schufa Holding AG
Verbraucherservicezentrum Hannover
Postfach 5640
30056 Hannover

Deltavista GmbH
Datenschutz
Kaiserstr. 217
76133 Karlsruhe

Bürgel Wirtschaftsinformationen GmbH&Co KG 
zu Hd. Betrieblicher Datenschutzbeauftragter
Gasstr. 18
22761 Hamburg
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infoscore Consumer Data GmbH
Abt. Datenschutz
Rheinstr. 99
76532 Baden-Baden 

CEG Creditreform Consumer GmbH 
Konsumentenservice
Hellersbergstr. 11
41460 Neuss

Accumi finance services GmbH
Customer Care Service Center
Postfach 110254
30099 Hannover
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6.2 PFÄNDUNGSTABELLE  gem. § 850 c ZPO

bis 989,99 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

990,00 bis 999,99 3,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1000,00 bis 1009,99 10,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1010,00 bis 1019,99 17,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1020,00 bis 1029,99 24,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1030,00 bis 1039,99 31,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1040,00 bis 1049,99 38,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1050,00 bis 1059,99 45,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1060,00 bis 1069,99 52,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1070,00 bis 1079,99 59,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1080,00 bis 1089,99 66,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1090,00 bis 1099,99 73,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1100,00 bis 1109,99 80,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1110,00 bis 1119,99 87,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1120,00 bis 1129,99 94,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1130,00 bis 1139,99 101,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1140,00 bis 1149,99 108,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1150,00 bis 1159,99 115,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1160,00 bis 1169,99 122,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1170,00 bis 1179,99 129,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1180,00 bis 1189,99 136,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1190,00 bis 1199,99 143,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1200,00 bis 1209,99 150,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1210,00 bis 1219,99 157,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1220,00 bis 1229,99 164,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1230,00 bis 1239,99 171,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1240,00 bis 1249,99 178,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1250,00 bis 1259,99 185,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1260,00 bis 1269,99 192,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1270,00 bis 1279,99 199,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1280,00 bis 1289,99 206,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1290,00 bis 1299,99 213,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1300,00 bis 1309,99 220,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1310,00 bis 1319,99 227,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1320,00 bis 1329,99 234,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1330,00 bis 1339,99 241,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1340,00 bis 1349,99 248,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1350,00 bis 1359,99 255,40 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

1360,00 bis 1369,99 262,40 2,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1370,00 bis 1379,99 269,40 7,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1380,00 bis 1389,99 276,40 12,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1390,00 bis 1399,99 283,40 17,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1400,00 bis 1409,99 290,40 22,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1410,00 bis 1419,99 297,40 27,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1420,00 bis 1429,99 304,40 32,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1430,00 bis 1439,99 311,40 37,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1440,00 bis 1449,99 318,40 42,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1450,00 bis 1459,99 325,40 47,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1460,00 bis 1469,99 332,40 52,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1470,00 bis 1479,99 339,40 57,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1480,00 bis 1489,99 346,40 62,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1490,00 bis 1499,99 353,40 67,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1500,00 bis 1509,99 360,40 72,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1510,00 bis 1519,99 367,40 77,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1520,00 bis 1529,99 374,40 82,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1530,00 bis 1539,99 381,40 87,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1540,00 bis 1549,99 388,40 92,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1550,00 bis 1559,99 395,40 97,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1560,00 bis 1569,99 402,40 102,05 0,00 0,00 0,00 0,00

1570,00 bis 1579,99 409,40 107,05 3,01 0,00 0,00 0,00

1580,00 bis 1589,99 416,40 112,05 7,01 0,00 0,00 0,00

1590,00 bis 1599,99 423,40 117,05 11,01 0,00 0,00 0,00

1600,00 bis 1609,99 430,40 122,05 15,01 0,00 0,00 0,00

1610,00 bis1619,99437,40 127,05 19,01 0,00 0,00 0,00

1620,00 bis 1629,99 444,40 132,05 23,01 0,00 0,00 0,00

1630,00 bis 1639,99 451,40 137,05 27,01 0,00 0,00 0,00

1640,00 bis 1649,99 458,40 142,05 31,01 0,00 0,00 0,00

1650,00 bis 1659,99 465,40 147,05 35,01 0,00 0,00 0,00

1660,00 bis 1669,99 472,40 152,05 39,01 0,00 0,00 0,00

1670,00 bis 1679,99 479,40 157,05 43,01 0,00 0,00 0,00

1680,00 bis 1689,99 486,40 162,05 47,01 0,00 0,00 0,00

1690,00 bis 1699,99 493,40 167,05 51,01 0,00 0,00 0,00

1700,00 bis 1709,99 500,40 172,05 55,01 0,00 0,00 0,00

1710,00 bis 1719,99 507,40 177,05 59,01 0,00 0,00 0,00

1720,00 bis 1729,99 514,40 182,05 63,01 0,00 0,00 0,00

1730,00 bis 1739,99 521,40 187,05 67,01 0,00 0,00 0,00

1740,00 bis 1749,99 528,40 192,05 71,01 0,00 0,00 0,00

1750,00 bis 1759,99 535,40 197,05 75,01 0,00 0,00 0,00

1760,00 bis 1769,99 542,40 202,05 79,01 0,00 0,00 0,00

1770,00 bis 1779,99 549,40 207,05 83,01 0,29 0,00 0,00

1780,00 bis 1789,99 556,40 212,05 87,01 3,29 0,00 0,00

1790,00 bis 1799,99 563,40 217,05 91,01 6,29 0,00 0,00

1800,00 bis 1809,99 570,40 222,05 95,01 9,29 0,00 0,00

1810,00 bis 1819,99 577,40 227,05 99,01 12,29 0,00 0,00

1820,00 bis 1829,99 584,40 232,05 103,01 15,29 0,00 0,00

1830,00 bis 1839,99 591,40 237,05 107,01 18,29 0,00 0,00

1840,00 bis 1849,99 598,40 242,05 111,01 21,29 0,00 0,00

1850,00 bis 1859,99 605,40 247,05 115,01 24,29 0,00 0,00

1860,00 bis 1869,99 612,40 252,05 119,01 27,29 0,00 0,00

1870,00 bis 1879,99 619,40 257,05 123,01 30,29 0,00 0,00

1880,00 bis 1889,99 626,40 262,05 127,01 33,29 0,00 0,00

1890,00 bis 1899,99 633,40 267,05 131,01 36,29 0,00 0,00

1900,00 bis 1909,99 640,40 272,05 135,01 39,29 0,00 0,00

1910,00 bis 1919,99 647,40 277,05 139,01 42,29 0,00 0,00

1920,00 bis 1929,99 654,40 282,05 143,01 45,29 0,00 0,00

1930,00 bis 1939,99 661,40 287,05 147,01 48,29 0,00 0,00

1940,00 bis 1949,99 668,40 292,05 151,01 51,29 0,00 0,00

1950,00 bis 1959,99 675,40 297,05 155,01 54,29 0,00 0,00

1960,00 bis 1969,99 682,40 302,05 159,01 57,29 0,00 0,00

1970,00 bis 1979,99 689,40 307,05 163,01 60,29 0,00 0,00

1980,00 bis 1989,99 696,40 312,05 167,01 63,29 0,88 0,00

1990,00 bis 1999,99 703,40 317,05 171,01 66,29 2,88 0,00

2000,00 bis 2009,99 710,40 322,05 175,01 69,29 4,88 0,00

2010,00 bis 2019,99 717,40 327,05 179,01 72,29 6,88 0,00

Nettolohn oder sonstige Pfändbare Beträge bei Unterhaltpflicht 

Bezüge (monatlich) für 0 bis 5 Persersonen (*und mehr)

in Euro 0 1 2 3 4 5* 

Nettolohn oder sonstige Pfändbare Beträge bei Unterhaltpflicht 

Bezüge (monatlich) für 0 bis 5 Persersonen (* und mehr)

in Euro 0 1 2 3 4 5* 
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2020,00 bis 2029,99 724,40 332,05 183,01 75,29 8,88 0,00

2030,00 bis 2039,99 731,40 337,05 187,01 78,29 10,88 0,00

2040,00 bis 2049,99 738,40 342,05 191,01 81,29 12,88 0,00

2050,00 bis 2059,99 745,40 347,05 195,01 84,29 14,88 0,00

2060,00 bis 2069,99 752,40 352,05 199,01 87,29 16,88 0,00

2070,00 bis 2079,99 759,40 357,05 203,01 90,29 18,88 0,00

2080,00 bis 2089,99 766,40 362,05 207,01 93,29 20,88 0,00

2090,00 bis 2099,99 773,40 367,05 211,01 96,29 22,88 0,00

2100,00 bis 2109,99 780,40 372,05 215,01 99,29 24,88 0,00

2110,00 bis 2119,99 787,40 377,05 219,01 102,29 26,88 0,00

2120,00 bis 2129,99 794,40 382,05 223,01 105,29 28,88 0,00

2130,00 bis 2139,99 801,40 387,05 227,01 108,29 30,88 0,00

2140,00 bis 2149,99 808,40 392,05 231,01 111,29 32,88 0,00

2150,00 bis 2159,99 815,40 397,05 235,01 114,29 34,88 0,00

2160,00 bis 2169,99 822,40 402,05 239,01 117,29 36,88 0,00

2170,00 bis 2179,99 829,40 407,05 243,01 120,29 38,88 0,00

2180,00 bis 2189,99 836,40 412,05 247,01 123,29 40,88 0,00

2190,00 bis 2199,99 843,40 417,05 251,01 126,29 42,88 0,79

2200,00 bis 2209,99 850,40 422,05 255,01 129,29 44,88 1,79

2210,00 bis 2219,99 857,40 427,05 259,01 132,29 46,88 2,79

2220,00 bis 2229,99 864,40 432,05 263,01 135,29 48,88 3,79

2230,00 bis 2239,99 871,40 437,05 267,01 138,29 50,88 4,79

2240,00 bis 2249,99 878,40 442,05 271,01 141,29 52,88 5,79

2250,00 bis 2259,99 885,40 447,05 275,01 144,29 54,88 6,79

2260,00 bis 2269,99 892,40 452,05 279,01 147,29 56,88 7,79

2270,00 bis 2279,99 899,40 457,05 283,01 150,29 58,88 8,79

2280,00 bis 2289,99 906,40 462,05 287,01 153,29 60,88 9,79

2290,00 bis 2299,99 913,40 467,05 291,01 156,29 62,88 10,79

2300,00 bis 2309,99 920,40 472,05 295,01 159,29 64,88 11,79

2310,00 bis 2319,99 927,40 477,05 299,01 162,29 66,88 12,79

2320,00 bis 2329,99 934,40 482,05 303,01 165,29 68,88 13,79

2330,00 bis 2339,99 941,40 487,05 307,01 168,29 70,88 14,79

2340,00 bis 2349,99 948,40 492,05 311,01 171,29 72,88 15,79

2350,00 bis 2359,99 955,40 497,05 315,01 174,29 74,88 16,79

2360,00 bis 2369,99 962,40 502,05 319,01 177,29 76,88 17,79

2370,00 bis 2379,99 969,40 507,05 323,01 180,29 78,88 18,79

2380,00 bis 2389,99 976,40 512,05 327,01 183,29 80,88 19,79

2390,00 bis 2399,99 983,40 517,05 331,01 186,29 82,88 20,79

2400,00 bis 2409,99 990,40 522,05 335,01 189,29 84,88 21,79

2410,00 bis 2419,99 997,40 527,05 339,01 192,29 86,88 22,79

2420,00 bis 2429,99 1004,40 532,05 343,01 195,29 88,88 23,79

2430,00 bis 2439,99 1011,40 537,05 347,01 198,29 90,88 24,79

2440,00 bis 2449,99 1018,40 542,05 351,01 201,29 92,88 25,79

2450,00 bis 2459,99 1025,40 547,05 355,01 204,29 94,88 26,79

2460,00 bis 2469,99 1032,40 552,05 359,01 207,29 96,88 27,79

2470,00 bis 2479,99 1039,40 557,05 363,01 210,29 98,88 28,79

2480,00 bis 2489,99 1046,40 562,05 367,01 213,29 100,88 29,79

2490,00 bis 2499,99 1053,40 567,05 371,01 216,29 102,88 30,79

2500,00 bis 2509,99 1060,40 572,05 375,01 219,29 104,88 31,79

2510,00 bis 2519,99 1067,40 577,05 379,01 222,29 106,88 32,79

2520,00 bis 2529,99 1074,40 582,05 383,01 225,29 108,88 33,79

2530,00 bis 2539,99 1081,40 587,05 387,01 228,29 110,88 34,79

2540,00 bis 2549,99 1088,40 592,05 391,01 231,29 112,88 35,79

2550,00 bis 2559,99 1095,40 597,05 395,01 234,29 114,88 36,79

2560,00 bis 2569,99 1102,40 602,05 399,01 237,29 116,88 37,79

2570,00 bis 2579,99 1109,40 607,05 403,01 240,29 118,88 38,79

2580,00 bis 2589,99 1116,40 612,05 407,01 243,29 120,88 39,79

2590,00 bis 2599,99 1123,40 617,05 411,01 246,29 122,88 40,79

2600,00 bis 2609,99 1130,40 622,05 415,01 249,29 124,88 41,79

2610,00 bis 2619,99 1137,40 627,05 419,01 252,29 126,88 42,79

2620,00 bis 2629,99 1144,40 632,05 423,01 255,29 128,88 43,79

2630,00 bis 2639,99 1151,40 637,05 427,01 258,29 130,88 44,79

2640,00 bis 2649,99 1158,40 642,05 431,01 261,29 132,88 45,79

2650,00 bis 2659,99 1165,40 647,05 435,01 264,29 134,88 46,79

2660,00 bis 2669,99 1172,40 652,05 439,01 267,29 136,88 47,79

2670,00 bis 2679,99 1179,40 657,05 443,01 270,29 138,88 48,79

2680,00 bis 2689,99 1186,40 662,05 447,01 273,29 140,88 49,79

2690,00 bis 2699,99 1193,40 667,05 451,01 276,29 142,88 50,79

2700,00 bis 2709,99 1200,40 672,05 455,01 279,29 144,88 51,79

2710,00 bis 2719,99 1207,40 677,05 459,01 282,29 146,88 52,79

2720,00 bis 2729,99 1214,40 682,05 463,01 285,29 148,88 53,79

2730,00 bis 2739,99 1221,40 687,05 467,01 288,29 150,88 54,79

2740,00 bis 2749,99 1228,40 692,05 471,01 291,29 152,88 55,79

2750,00 bis 2759,99 1235,40 697,05 475,01 294,29 154,88 56,79

2760,00 bis 2769,99 1242,40 702,05 479,01 297,29 156,88 57,79

2770,00 bis 2779,99 1249,40 707,05 483,01 300,29 158,88 58,79

2780,00 bis 2789,99 1256,40 712,05 487,01 303,29 160,88 59,79

2790,00 bis 2799,99 1263,40 717,05 491,01 306,29 162,88 60,79

2800,00 bis 2809,99 1270,40 722,05 495,01 309,29 164,88 61,79

2810,00 bis 2819,99 1277,40 727,05 499,01 312,29 166,88 62,79

2820,00 bis 2829,99 1284,40 732,05 503,01 315,29 168,88 63,79

2830,00 bis 2839,99 1291,40 737,05 507,01 318,29 170,88 64,79

2840,00 bis 2849,99 1298,40 742,05 511,01 321,29 172,88 65,79

2850,00 bis 2859,99 1305,40 747,05 515,01 324,29 174,88 66,79

2860,00 bis 2869,99 1312,40 752,05 519,01 327,29 176,88 67,79

2870,00 bis 2879,99 1319,40 757,05 523,01 330,29 178,88 68,79

2880,00 bis 2889,99 1326,40 762,05 527,01 333,29 180,88 69,79

2890,00 bis 2899,99 1333,40 767,05 531,01 336,29 182,88 70,79

2900,00 bis 2909,99 1340,40 772,05 535,01 339,29 184,88 71,79

2910,00 bis 2919,99 1347,40 777,05 539,01 342,29 186,88 72,79

2920,00 bis 2929,99 1354,40 782,05 543,01 345,29 188,88 73,79

2930,00 bis 2939,99 1361,40 787,05 547,01 348,29 190,88 74,79

2940,00 bis 2949,99 1368,40 792,05 551,01 351,29 192,88 75,79

2950,00 bis 2959,99 1375,40 797,05 555,01 354,29 194,88 76,79

2960,00 bis 2969,99 1382,40 802,05 559,01 357,29 196,88 77,79

2970,00 bis 2979,99 1389,40 807,05 563,01 360,29 198,88 78,79

2980,00 bis 2989,99 1396,40 812,05 567,01 363,29 200,88 79,79

2990,00 bis 2999,99 1403,40 817,05 571,01 366,29 202,88 80,79

3000,00 bis 3009,99 1410,40 822,05 575,01 369,29 204,88 81,79

3010,00 bis 3019,99 1417,40 827,05 579,01 372,29 206,88 82,79

3020,00 bis 3020,06 1424,40 832,05 583,01 375,29 208,88 83,79

Alle Beträge über 3020,06 Euro sind voll pfändbar.

Nettolohn oder sonstige Pfändbare Beträge bei Unterhaltpflicht 

Bezüge (monatlich) für 0 bis 5 Persersonen (* und mehr)

in Euro 0 1 2 3 4 5* 

Nettolohn oder sonstige Pfändbare Beträge bei Unterhaltpflicht 

Bezüge (monatlich) für 0 bis 5 Persersonen (* und mehr)

in Euro 0 1 2 3 4 5* 

Stand 30.05.2100 
(nach derzeitigem Stand bleiben die Pfändungsfreigrenzen bis 30.06.2011 unverändert)
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Bezirk/Ortsteil Beratungsstelle PLZ Anschrift Telefon

Charlottenburg– Diakonisches Werk Steglitz und 10623 Hardenbergstraße 9a 31 50 71 20

Wilmersdorf Teltow-Zehlendorf e. V.

Friedrichshain/ AWO Friedrichshain-Kreuzberg und Bezirksamt 10958 Yorckstraße 4 -11 90 298 36 94

Kreuzberg Diakonisches Werk Berlin Stadtmitte e.V. 10997 Schlesische Straße 27 a 691 60 78

DILAB e.V. 10247 Rigaer Straße 103 422 77 94

Lichtenberg Caritasverband Erzbistum Berlin e.V. 13059 Grevesmühlener Straße 26 96 20 94 94

Julateg Finsolv Lichtenberg e.V. 10367 Normannenstraße 5 a 510 10 07

Marzahn- Arbeitslosenverband e.V. 12679 Blumberger Damm 162 931 14 22

Hellersdorf Julateg Finsolv Marzahn Hellersdorf e.V. 12619 Ernst-Bloch-Straße 43 935 04 06

Mitte AWO Mitte e.V. 13357 Badstraße 33 49 30 14 0

Caritasverband Erzbistum Berlin e.V. 10115 Große Hamburger Str. 18/19 666 33 420

Deutscher Familienverband e.V. 10551 Mathilde-Jakob-Platz 1 20 093 32 66

und Bezirksamt

Neukölln Neue Armut – EWS - e.V. 12043 Richardstraße 111 688 94 236

Pankow Caritasverband Erzbistum Berlin e.V. 10437 Schönhauser Allee 141 666 33 833

Reinickendorf Deutscher Familienverband e.V. 13509 Miraustraße 54 – 4. Etage 437 76 14 - 0

Spandau AWO Spandau e.V. 13595 Betckestraße 7 36 28 38 66

Selbsthilfe u. Beratungstreff Regenbogen e.V. 13585 Lynarstraße 9 336 30 53

Steglitz– Deutscher Familienverband e.V. 12165 Berlinickestr. 13 700 9629 - 0

Zehlendorf

Tempelhof– Verbraucherzentrale Berlin e.V. 10623 Hardenbergplatz 2, 3. OG 21 48 52 29

Schöneberg

Treptow/Köpenick Julateg Finsolv Treptow/Köpenick e.V. 12559 Salvador-Allende-Str. 87 655 79 38

offensiv�91 e.V. 12439 Hasselwerderstraße 38/40 631 50 66

Stand März 2010

Bitte wenden Sie sich an eine Beratungsstelle in dem Bezirk, in dem Sie wohnen!

6.3 ADRESSENVERZEICHNIS
Die Beratungsstellen der in der LAG SIB zusammengeschlossenen Träger
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